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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 13. Dezember 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Simbabwe 
über den Luftverkehr 

Vom 26. Mai 1997 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Harare am 13. Dezember 1995 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Simbabwe über den Luftver¬ 
kehr wird zugestimmt. Das Abkommen wird r^achstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 19 Abs. 1 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 26. Mai 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Wissmann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Simbabwe - 

Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale Zivil¬ 
luftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt In Chicago am 7. Dezem¬ 
ber 1944, 

in dem Wunsch, ein Abkommen über die Einrichtung und den 
Betrieb des Flugiinienverkehrs zwischen ihren Hoheitsgebieten 
und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) ,Zivilluftfahft-Abkommen“ das am 7. Dezember 1944 in Chica¬ 
go zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die Inter¬ 
nationale Zivilluftfahrt, einschließlich aller nach dessen Arti¬ 
kel 90 angenommenen Anhänge urtd aller Arxlerungen der 
Anhänge oder des Zivilluftfahrt-Abkommens selbst nach des¬ 
sen Artikeln 90 und 94, soweit diese Anhänge und Änderun¬ 
gen für die Vertragsparteien in Kraft getreten oder von ihnen 
ratifiziert worden sind; 

b) J.uftfahrtbehürde" in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land das Bundesministerium für Verkehr, in bezug auf die 
Republik Simbabwe das für Zivilluftfahrt zustärKlige Ministe¬ 
rium oder in beiden Fällen jede andere Person oder Stelle, die 
zur Wahrnehmung der diesen Behörden obliegenden Aufga¬ 
ben ermächtigt ist; 

c) 4>ozeichnetes Unternehmen“ jedes Luftfahrtuntemehmen, 
das eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei nach Arti¬ 
kel 3 schriftlich als ein Unternehmen bezeichnet hat. das auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien internationalen 
Fluglinienverkehr betreiben söil. 

(2) Die Begriffe „Hoheitsgebiet“, „Fluglinienverkehr“, „internatio¬ 
naler Fluglinienverkehr“ und „Landung zu nicht gewerblichen 
Zwecken“ haben für die Anwendung dieses Abkommens die in 
den Artikeln 2 urKi 96 des Zivilluftfahrt-Abkommens in der jeweils 
gültigen Fassung festgeiegte Bedeutung. 

(3) Der Begriff „Tarif bedeutet den Preis, der für die internatio¬ 
nale Beförderung (d.h. die Beförderung zwischen Punkten in den 
Hoheitsgebieten von zwei oder mehr Staaten) von Fluggästen, 
Gepäck oder Fracht (ausgenommen Post) zu berechnen ist, und 
schließt folgendes ein: 

a) jeden Durchgangstarif oder Betrag, der für eine internationale 
Beförderung zu berechnen ist, die als solche vermarktet und 
verkauft wird, einschließlich derjenigen Durchgar^starife, die 
unter Verwendung von anderen Tarifen oder von Anschluß¬ 
tarifen für eine Beförderung auf internationalen Strecken¬ 
abschnitten oder auf inländischen Streckenabschnitten, die 
Teil des internationalen Streckenabschnittes sind, gebildet 
werden; 

b) die Provision, die für den Verkauf von Flugscheinen für die 
Beförderung von Fluggästen und deren Gepäck oder für die 
entsprechenden Maßnahmen bei der Beförderung von Fracht 
zu zahlen ist; 

c) die Bedingungen, nach denen sich die Anwendbarkeit des 
Tarifs oder des Beförderungspreises oder die Provisionszah¬ 
lung richtet. 

Er umfaßt auch 


The Federal Republic of Germany 
and 

the Republic of Zimbabwe 

Being Parties to the Convention on International Civil Aviation 
opened for signature at Chicago on 7 December 1944, 


Desiring to condude an agreement conceming the establish- 
ment and Operation of air Services between and beyond their 
terrftories, 

Have agreed as follows: 

Article 1 
Definitions 

(1) For the purposes of this Agreement, unless the text other- 
wise requires: 

(a) “Convention” means the Convention on International Civil 
Aviation, opened for signature at Chicago on 7 December 
1944, and includes any Annex adopted under Article 90 of that 
Convention arxj any amendment d the Annexes or the Con¬ 
vention under Articles 90 and 94 thereof, insofar as those 
Annexes and amendments have become effective for, or been 
ratified by, the Contracting Parties; 

(b) the term “aeronautical authorities” means in the case of the 
Federal Republic of Germany, the Federal MInlstry of Trans¬ 
port; in the case of the Republic of Zimbabwe, the Ministry 
responsible for Civil Aviation; or In bofh cases any other 
person or agency authorized to perform the functions incumb- 
ent upon the said authorities: 

(c) the term “designated airftne” means any aiiiine that either 
Contracting Party has designated in writing to the other Con¬ 
tracting Party in accordance with Article 3 of this Agreement as 
being an airtine which is to operate international air Services on 
the routes specified in conformity with Article 2 (2) of this 
Agreement. 

(2) The terms “territory“, “air Service", “international air Service“ 
and “stop for non-traffic purposes" have, for the purpose of this 
Agreement, the meaning laid down in Articles 2 and 96 of the 
Convention as amended at present or in future. 

(3) The term “tarifT means the price to be charged for the 
international carriage (i.e. carriage between points in the territories 
of two or more States) of passengers, baggage or cargo (exclud- 
ing mail) and comprises: 

(a) any through tariff or amount to be charged for international 
carriage marketed and sold as such, including through tariffs 
constructed using other tariffs or add-ons for carriage over 
international sectors or domestic sectors forming part of the 
international sector; 


(b) the commision to be paid on the sales of tickets for the 
carriage of passengers and their baggage, or on the corres- 
ponding transactions for the carriage of cargo; 

(c) the conditions that govem the applicability of the tariff, or the 
price for carriage or the payment of commlssion. 

ft also includes: 


d) alle wesentlichen Leistungen, die In Verbindung mit der Beför- (d) any significant benefits provided in association with the car- 
derung erbracht werden; riage; 
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e) jeden Tarif für die als Zusatz zu einer internationalen Beförde¬ 
rung verkaufte Beförderung auf einem Inländischen Strek- 
kenabschnitt, der für rein inländische Flüge nicht verfügbar ist 
und der nicht allen Beförderern im intemationaten Verkehr und 
deren Kunden zu gleichen Bedingungen zur Verfügung ge¬ 
stellt werden kann. 

Artikel 2 

Gewährung von Verkehrsrechten 

(1) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei zum 
Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs durch die bezeich- 
neten Unternehmen auf den nach Absatz 2 festgelegten Linien 
das Recht, 

a) ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen; 

b) in ihrem Hoheitsgebiet zu nicht gewerblichen Zwecken zu 
landen; 

c) in ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien zu landen, um Fluggäste, 
Fracht und Post gewerblich aufzunehmen urrd abzusetzen. 

(2) Die Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien Internationalen Fluglinienverkehr betreiben 
können, werden in einem Fluglinienplan durch Notenwechsel 
festgelegt. 

(3) Nach Absatz 1 wird den bezeichneten Unternehmen einer 
Vertragspartei nicht das Recht gewährt, im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Fluggäste, Fracht und Post aufzunehmen 
und gegen Entgelt zu einem anderen Bestimmungsort innerhalb 
des Hoheitsgebietes dieser anderen Vertragspartei zu befördern 
(Kabotage). 

Artikel 3 

Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

(1) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien kanri Jederzeit aufgenommen wer¬ 
den. wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt werden, ein oder mehrere Unternehmen 
schriftlich bezeichnet hat und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 
bezeichneten Unternehmen die Genehmigung erteilt hat, den 
Fluglinienverkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt vorbe¬ 
haltlich des Absatzes 3 dieses Artikels und des Artikels 9 urwer- 
züglich die Genehmigung zum Betrieb des Internationalen Fiugii- 
nienverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erstgenannten 
Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftverkehrs zu 
erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann durch schriftliche Mitteilung an die 
andere Vertragspartei nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 ein von 
ihr bezeichnetes Unternehmen durch ein anderes Unternehmen 
ersetzen. Das neu bezeichnete Unternehmen genießt die glei¬ 
chen Rechte und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie das 
Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 4 
Widerruf oder 

Einschränkung der Betriebsgenehmigung 

Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung widerrufen oder dürch Auflagen einschränken, 
wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze oder sonstigen 
Vorschriften der die Rechte gewährenden Vertragspartei oder die 


(e) ahy tariff for carriage on a domestic sector which is sdd as an 
adjunct to international carriage, which is not available for 
purely domestic travel and which is not made available on 
equal terms to all international carriers pnd users of their 
Services. 


Article 2 

Grant of Traffic Rights 

(1) Each Contracting Party shall grant to the other Contracting 
Party for the purpose of operating international air Services by 
designated airiines over the routes specified in accordarKe with 
Paragraph 2 below the right: 

(a) to fly across Its temtory without landing; 

(b) to land in Its territory for non-traffic purposes and 

(c) to land in its territory at the points named on the routes 
specified in accordance with paragraph 2 below in order to 
take on or discharge passengers, cargo and mail on a com- 
merciat basis. 

(2) The routes over which the designated airiines of the Con¬ 
tracting Parties will be authorized to operate international air 
Services shall be specified in a Route Schedule by an exchange of 
notes. 

(3) Nothing in paragraph 1 above shall be deemed to confer on 
any designated airiine of either Contracting Party the right to take 
on in the territory of the other Contracting Party passengers, cargo 
and mail carried for remuneration or hire and destined for another 
point within the territory of that other Contracting Party (cabo- 
tage). 

Article 3 

Designation and Operating Authorization 

(1) The international air Services on the routes specified in 
accordance with Article 2 (2) of this Agreement may be started at 
any time, provided that 

(a) the Contracting Party to whom the rights specified in Article 2 
(1) of this Agreement are granted has designated one or 
several airiines in writing, and 

(b) the Contracting Party granting these rights has authorized the 
designated airiine or airiines to Inftiate the air servtces. 

(2) The Contracting Party granting these rights shall, subject to 
the provisions of paragrai:^ 3 below as well as Article 9 of this 
Agreement, give without delay the said authorization to operate 
the international air Service. 

(3) Either Contracting Party may require any airiine designated 
by the other Contracting Party to fumish proof that it is qualified to 
meet the requirements prescribed under the laws and regulations 
of the first Contracting Party governing the Operation of interna¬ 
tional air traffic. 

(4) Either Contracting Party shall have the right to replace, by 
written communication to the other Contracting Party and subject 
to the provisions of paragraphs 1 to 3 above, an airiine rt has 
designated by another airiine. The newiy designated airiine shall 
have the same rights and be subject to the same obligations as 
the airiine which it replaces. 

Article 4 
Revocation or 

Limitation of Operating Authorization 

Either Contracting Party may revoke, or limit by the imposition of 
conditions, the authorization granted in accordance with Arti¬ 
cle 3 (2) of this Agreement in the event of failure by a designated 
airiine to comply with the laws and regulations of the Contracting 
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Bestimmungen dieses Abkommens nicht einhdit oder die daraus 
sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Vor dem Widerruf 
oder der Ein$chränkur>g werden Konsultationen nach Artikel 15 
durchgefOhrt, es sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine sofortige Einstei* 
lung des Betriebs oder sofortige Auflagen erforderlich sirxi. 

Artikels 

Gleichbehandlung bei den Gebühren 

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet eir>er Vertragspartei für die 
Benutzung der Rughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Untemehmerts der 
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht N^r sein 
als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge eines inländischen Unter¬ 
nehmens in ähnlichem internationalen Rugiinienverkehr erhoben 
werden. 

Artikels 

Befreiung von Zöllen und sonstigen Abgaben 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver¬ 
tragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei elnfliegen und aus ihm wieder ausflie¬ 
gen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord befir\diichen 
Treibstoffe, Schmieröle. Ersatzteile, üblichen Ausrustungsgegen- 
stände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und sonstigen bei 
der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren erhobenen Ab¬ 
gaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge befinditche 
Waren, die auf dem Rüg Ober dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei verbraucht werden. 

(2) Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, übliche Ausrüstungsge¬ 
genstände und Bordvorräte, die in das Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei vorübergeherKi eingeführt werden, um dort unmit¬ 
telbar oder nach Lagerung in die Luftfahrzeuge eines bezeichne¬ 
ten Unternehmens der anderen Vertragspartei eingebaut oder 
sonst an Bord genommen zu werden oder aus dem Hoheitsgebiet 
der erstgenannten Vertragspartei auf andere Weise wieder aus¬ 
geführt zu werden, bleiben frei von den in Absatz 1 genannten 
Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbematerial und Beförderungs¬ 
dokumente jedes bezeichneten Unternehmens der einen Vertrags¬ 
partei bleiben bei der Einfuhr in das Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei ebenfalls von den In Absatz 1 genannten Zöllen 
und sonstigen Abgaben frei. 

(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Unternehmens der anderen Vertragspartei genommen und im 
internationalen Rugiinienverkehr verwendet werden, bleiben frei 
von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 

(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 3 ge¬ 
nannten Waren unter Zoüüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Geger^tände und Dienst¬ 
leistungen, die jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 
Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 
Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der Ge¬ 
genseitigkeit eirre Entlastung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerentiastung kann durch 
eine Befreiung oder Erstattung erfolgen. 

Artikel 7 

Überweisung von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, in Übereinstimmung mit 
ihren Devisenvorschriften die durch den Verkauf von Beförde¬ 
rungsdiensten im Luftverkehr im Hoheitsgebiet der anderen Ver¬ 
tragspartei erzielten Einkünfte jederzeit und ohne Beschränkung 


Party grantir>g the rights or to comply with the provisions of this 
Agreement or to fulfil the obligations arising therefrom. Such 
revocatfon or llmitation shall be preceded by consultation as 
provided for in Article 15 of this Agreement, unless an immediate 
Suspension of operations or Nnposition of conditions ts necessary 
to avoid further infringements of laws or regulatioris. 

Article 5 

Noivdlscrimlnatlon In respect of Charges 

The charges levied in the territory of either Contracting Party for 
the use of airports and other aviation facilities by the aircraft of any 
designated airiine of the other Corflractir>g Party shall not be 
higher than those levied on aircraft of a national airiine engaged in 
similar international alr Services. 

Article 6 

Exemption from Customs Duties and other Charges 

(1) Aircraft operated by any designated airiine of either Con¬ 
tracting Party and entering, departing again from, or flying across 
the territory of the other Contracting Party, as weil as fuel, lubri- 
cants, spare parts, regulär equipment and aircraft Stores on board 
such aircraft, shall be exempt from customs duties and other 
charges levied on the occasion of importation, exportation or 
transit of goods. This shall also apply to goods on board the 
aircraft consumed during the flight across the territory of the latter 
Contracting Party. 

(2) Fuel, lubricants, spare parts, regulär equipment and aircraft 
Stores temporarty imported into the territory of either Contracting 
Party, there to be immediateiy or after storage instalied in or 
otherwise taken on board the aircraft of a designated airiine of the 
other Contracting Party, or to be otherwise exported again from 
the territory of the former Contracting Party, shall be exempt from 
the customs duties and other charges mentioned in paragraph 1 
above. Advertising materials and transport documents of any 
designated airiine of one Contracting Party shall, on the occasion 
of importation into the territory of the other Contracting Party, 
likewise be exempt from the customs duties and other charges 
mentioned in paragraph 1 above. 

(3) Fuel and lubrications taken on board the aircraft of any 
designated airiine of either Contracting Party In the territory of the 
other Contracting Party and used in international alr Services shall 
be exempt from the customs duties and other charges mentioned 
in paragraph 1 above, as wett as from any other special oonsump- 
tion charges. 

(4) Either Contracting Party may keep the goods mentioned in 
paragraph 1 to 3 above under customs supervIsion. 

(5) Where no customs duties or other charges are levied on 
goods mentioned in paragraph 1 to 3 above, such goods shall not 
be subject to any economic prohibitions or restrictions on importa¬ 
tion, exportation or transit that may otherwise be applicable. 

(6) Each Contracting Party shall, on a reciprocal basls, grant 
relief from tumover tax or similar indirect taxes on goods and 
Services suppüed to any airiine designated by the other Contract¬ 
ing Party and used for the purposes of its buslness. The tax refief 
may take the form of an exemption or a refund. 

Article 7 

Transfer of Eamings 

Each Contracting Party shall grant to any airiine designated by 
the other Contracting Party the right, in accordance wrth its foreign 
exchange regulations, to remit to its head Office at any time and 
without restrictions, in arty freety oonvertlble currency and at the 
officiai rate of exchange, the revenue realized through the sale of 
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in jeder frei konvertierbaren Währung zum amtlichen Wechselkurs 
an seine Hauptniederlassung zu überweisen. 

Artikel 8 

Grundsätze für den Betrieb des vereinbarten Linienverkehrs 

(1) Jedem bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei wird 
in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den Flugli- 
nienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien zu 
betreiben. 

(2) Beim Betrieb des Internationalen Fluglinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei Rück¬ 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Teilen derselben betriebene Fluglinienverkehr nicht unge¬ 
bührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde¬ 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs¬ 
nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
entspricht, welche die Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht 
dieser Unternehmen, Beförderungen zwischen den im Hoheitsge¬ 
biet der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linie und Punkten in dritten Staa¬ 
ten auszufuhren, wird im Interesse einer geordneten Entwicklung 
des internationalen Luftverkehrs so ausgeübt, daß das Beförde¬ 
rungsangebot angepaßt ist 

a) an die Verkehrsnachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs¬ 
nachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen und regiona¬ 
len Fluglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Rugli- 
nien des Durchgangsverkehrs. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung Jedes bezeichneten 
Unternehmens zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der 
Flugdienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmusler hinsichtlich 
Ihrer Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die 
Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien. 

(5) Erforderlichenfalls sollen sich die Luftfahrtbehörden der 
Vertragsparteien bemühen, eine zufriedenstellende Regelung des 
Beförderungsangebots und der Frequenzen zu erreichen. 

Artikel 9 

Übermittlung von Betriebsangaben und Statistiken 

(1) Jedes bezeichnete Unternehmen teilt den Luftfahrtbehörden 
der Vertragsparteien spätestens einen Monat vor Aufnahme des 
Fluglinienverkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien die Art der Dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster 
und die Flugpläne mit. Dies gilt auch für spätere Änderungen. 

(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der 
Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle 
regelmäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be¬ 
zeichneten Unternehmen zur Verfügung, die vernünftigerweise 
angefordert werden können, um das von jedem bezeichneten 
Unternehmen der erstgenannten Vertragspartei auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien bereitgestellte ßeförde- 
rungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen alle An¬ 
gaben enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 

Artikel 10 
Tarife 

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien für Fluggäste und Fracht angewendet werden, bedürfen der 


air transport Services in the territory of the other Contracting 
Party. 

Article 8 

Principles Governing the Operation of Agreed Services 

(1) There shall be fair and equai opportunity for any designated 
airline of each Contracting Party to operate air Services on the 
routes specified In accordance with Article 2 (2) of this 
Agreement. 

(2) In the Operation of international air Services on the routes 
specified in accordance with Article 2 (2) of this Agreement, any 
designated airline of either Contracting Party shaft take account of 
the Interests of any designated airline of the other Contracting 
Party so a$ not to affect unduly the air Services whlch the latter 
airline operates over the same routes or parls thereof. 

(3) The International air Services on the routes specified In 
accordance with Article 2 (2) of this Agreement shall have as their 
primary objective the Provision of capacity commensurate with the 
foreseeable traffic demand to and from the territory of the Con¬ 
tracting Party designating the airlines. The right of such airiines to 
carry traffic between points of a route specified in accordance with 
Article 2 (2) of this Agreement which are located In the territory of 
the other Contracting Party and points in third countries shall be 
exercised, in the Interests of an orderly development of interna¬ 
tional air transport, in such a way that capacity is related to: 

(a) the traffic demarnl to arrd from the territory of the Contracting 

Party designating the airiines; 

(b) the traffic demand existing in the areas through which the air 

Services pass, taking account of local and regional air Ser¬ 
vices; 

(c) the requirements of an economical Operation of through traffic 

routes. 

(4) To ensure fair and equai treatment of any designated airline, 
the frequency of Services, the types or aircraft to be used with 
regard to capacity, as well as the flight schedules shall be subject 
to approval by the aeronautical authorities of the Contracting 
Parties. 

(5) The aeronautical authorities of the Contracting Parties 
should, if necessary, endeavour to reach a satisfactory arrange- 
ment regarding transport capacity and frequencies. 

Article 9 

Communicatlon of Operating Information and Statistics 

(1) Each designated airline shall communicate to the aeronau¬ 
tical authorities of the Contracting Parties at least one month prior 
to the Initiation of air Services on the routes specified in accord¬ 
ance with Article 2 (2) of this Agreement the t^e of Service, the 
types of aircraft to be used and the flight schedules. This shall 
tikewise apply to later changes. 

(2) The aeronautical authorities of either Contracting Party shall 
fumish to the aeronautical authorities of the other Contracting 
Party at their request such periodic or other Statistical data of the 
designated airiines as may be reasonabfy required for the purpose 
of reviewing the capacity provided by any designated airline of the 
first Contracting Party on the routes specified in accordance with 
Article 2 (2) of this Agreement. Such data shall include all Informa¬ 
tion required to determine the amount of traffic carried and the 
origins and destinations of such traffic. 

Article 10 

Tariffs 

(1) The tariffs to be charged for passengers and cargo on the 
routes specified in accordance with Article 2 (2) of this Agreement 
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Genehmigung durch die Luftfahrtbehörde der Vertragspartei, von 
deren Hoheitsgebiet aus sie angewendet werden sollen. Sie sol¬ 
len die Betriebskosten, einen angemessenen Gewinn, die beste¬ 
henden Wettbewerbs- und Marktbedingungen sowie die Interes¬ 
sen der Nutzer berücksichtigen. 

(2) Die Tarife werden der Luftfahrtbehörde nach Absatz 1 von 
den bezeichneten Unternehmen spätestens einen Monat vor ihrer 
in Aussicht genommenen Anwendung zur Genehmigung vorge¬ 
legt. 

(3) Ist die Luftfahrtbehörde mit einem Tarif nicht einverstanden, 
der ihr nach Absatz 2 zur Genehmigung vorgelegt wurde, so 
unterrichtet sie das betreffende Unternehmen Innerhalb von 
21 Tagen nach dem Tag der Vorlage des Tarifs. Dieser Tarif darf 
in diesem Fall nicht angewendet werden. Anzuwenden ist weiter¬ 
hin der bisherige Tarif, der durch den neuen Tarif ersetzt werden 
sollte. 

Artikel 11 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh¬ 
men der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Gegensei¬ 
tigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassungen sowie 
Verwaltungs-, kaufmännisches und technisches Personal zu un¬ 
terhalten, soweit sie von dem bezeichneten Unternehmen benö¬ 
tigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäfti¬ 
gung des Personals rutch Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti¬ 
gen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die Gesetze 
und sonstigen Vorschriften über die Einreise von Ausläridem und 
ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei, 
einzuhalten. Das in den Niederlassungen nach Absatz 1 beschäf¬ 
tigte Personal benötigt jedoch keine Arbeitseriaubnis. 

(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh¬ 
men der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Gegensei¬ 
tigkeit das Recht der Selbstabfertigung von Fluggästen, Gepäck, 
Fracht urKi Post für die bezeichneten Unternehmen oder andere 
Luftfahrtuntemehmen der anderen Vertragspartei. Dieses Recht 
schließt den den Flughäfen vorbehaltenen Bereich der tuftseitigen 
Bodenverkehsdienste (Verkehrsabfertigung der Luftfahrzeuge) 
nicht ein. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh¬ 
men das Recht, seine Beförderungsleistungen auf eigenen Beför¬ 
derungsdokumenten unmittelbar in eigenen Verkauf räumen sowie 
durch seine Agenten im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
an jeden Kunden in jeder Währung zu verkaufen. 

Artikel 12 
Luftsicherheit 

(1) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien, daß ihre gegenseitige 
Verpflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen 
Eingriffen zu schützen, fester Bestandteil dieses Abkommens ist. 
Ohne den allgemeinen Charakter ihrer völkerrechtlichen Rechte 
und Pflichten einzuschränken, handeln die Vertragsparteien ins¬ 
besondere im Einklang mit dem am 14. September 1963 in Tokyo 
Unterzeichneten At^ommen über strafbare und bestimmte andere 
an Bord von Luftfahrzeugen begangene Handlungen, den am 
16. Dezember 1970 In Den Haag Unterzeichneten Übereinkom¬ 
men zur Bekämpfung der widerrechtlichen Inbesitznahme von 
Luftfahrzeugen und dem am 23. September 1971 in Montreal 
Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung widerrecht¬ 
licher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt. 

(2) Die Vertragsparteien gewähren einartder auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitznah¬ 
me ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Handlungen 
gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste und 
Besatzur^, von Rughäfen und Flugnavigationseinrichtungen so¬ 
wie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
verhindern. 


shall be subject to approval by the aeronautical authorities of the 
Contracting Party from whose territory they are to be applied. 
They shouid take into account the cost of Operation, a reasonable 
Profit, the prevailing conditions of competition ar>d of the market as 
well as Interests of transport users. 

(2) The tariffs shall be submitted by the designated airlines to 
the aeronautical authorities referred to in paragraph 1 above for 
approval at least one month prIor to the envisaged date of their 
introduction. 

(3) If the aeronautical authorities do not consent to a tariff 
submitted for their approval in accordance with paragraph 2 
above, they shall inform the airtine concemed within 21 days after 
the date of Submission of the tariff. In such case, this tariff shall not 
be applied. The tariff applied up to that time which was to be 
replaced by the new tariff shall continue to be applied. 

Artlcle 11 

Commerciat Actlvltles 

(1) Each Contracting Party shall, on a reciprocal basis, grant to 
any designated airfine of the other Contracting Party the right to 
maintain in its territory such Offices and administrative, commer- 
cial and technicat personnel as are needed by the designated 
airiine. 

(2) The establishment of the Offices and the employment of the 
personnel referred to in paragraph 1 above shall be subject to the 
iaws and regulations of the Contracting Party concerried, such as 
the Iaws and regulations relating to the admission of foreigners 
and their stay in the territory of the Contracting Party concemed. 
the personnel employed in the Offices according to paragraph 1 
above shall not, however, require a work permit. 

(3) Each Contracting Party shall, on a reciprocal basis, grant to 
any designated airiine of the other Contracting Party the right of 
self-handling of passengers, baggage, cargo and mall for the 
designated or other airlines of the other Contractir^ Party. This 
right does not inciude air-side grourKi handling Services (aircraft 
ground handling), which remain the prerogative of the airport 
Operators. 

(4) Each Contracting Party shall grant to any designated airiine 
of the other Contracting Party the right to seil its transport Services 
on its own transport documents directly in its own sales Offices and 
through its agents in the territory of the other Contracting Party to 
any customer in any currency. 

Artide 12 
Aviation Security 

(1) Consistent with their rights and obligations under internation¬ 
al law, the Contracting Parties reafftrm that their Obligation to each 
other to protect the security of civil aviation against acts of unlaw- 
ful interference forms an integral pari of this Agreement. Without 
limiting the generality of their rights ar>d obligations under interna¬ 
tional law, the Contracting Parties shall in parttcular act in con- 
formity with the provisions of the Convention on Offences and 
Certain Other Acts Committed on Board Aircraft, signed at Tokyo 
on 14 September 1963, the Convention for the Suppression of 
UnlawfuI Seizure of Aircraft, signed at The Hague on 16 De- 
cember 1970, and the Convention for the Suppression of UnlawfuI 
Acts against the Safety of Civil Aviation, signed at Montreal on 
23 September 1971. 

(2) The Contracting Parties shall provide upon request all 
necessary assistance to each other to prevent acts of unlawfui 
seizure of civil aircraft arKi other unlawfui acts against the safety of 
such aircraft, their passengers and crew, airports and air naviga- 
tion facilities, and any other threat to the security of civil avia¬ 
tion. 
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(3) Die Vertragsparteien handeln in ihren gegenseitigen Bezie¬ 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) festgelegt 
und zu Anhängen des Zivilluftfahrt-Abkommens bestimmt wurden, 
soweit diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien an¬ 
wendbar sind; sie verfangen, daß die Halter von in ihr Register 
eingetragenen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughalter, die Ih¬ 
ren Hauptgeschäftssitz oder Ihren ständigen Aufenthalt In ihrem 
Hoheitsgebiet haben, sowie die Betreiber von Flughäfen in ihrem 
Hoheitsgebiet im Einklang mit diesen Luftsicherheitsvorschriften 
handeln. 

(4) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltem verlangt werden kann, die in Ab¬ 
satz 3 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von der 
anderen Vertragspartei für den Einflug in ihr Hoheitsgebiet oder 
den Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede 
Vertragspartei gewährleistet, daß in ihrem Hoheitsgebiet ange¬ 
messene Maßnahmen zum Schutz von Luftfahrzeugen und zur 
Kontrolle von Fluggästen, Besatzung, Handgepäck, Gepäck, 
Fracht und Bordvorräten vor und bei dem Einsteigen oder Bela¬ 
den wirksam durchgeführt werden. Jede Vertragspartei wird au¬ 
ßerdem jedes Ersuchen der anderen Vertragspartei um vernünfti¬ 
ge besondere Sicherheitsmaßnahmen zur Abwertdung einer be¬ 
stimmten Bedrohung wohlwollend prüfen. 

(5) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich in Besitz genom¬ 
men oder werden sonstige widerrechtliche Handlungen gegen die 
Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug¬ 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unterstüt¬ 
zen die Vertragsparteien einander durch Erleichterung des Fem- 
meldeverkehrs und sonstige geeignete Maßnahmen zur raschen 
und sicheren Beendigung eines solchen Vorfalls oder einer sol¬ 
chen Bedrohung. 

(6) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvorschrif¬ 
ten dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luftfahrtbehör¬ 
de der erstgenannten Vertragspartei ersuchen.*Kommt innerhalb 
eines Mortats nach dem Datum dieses Ersuchens eine zufrieden¬ 
stellende Einigung nicht zustande, so ist dies ein Grund, die 
Betriebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtuntemehmen 
der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu widerrufen, 
einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. Wenn eine Notla¬ 
ge dies erfordert, kann eine Vertragspartei vor Ablauf dieses 
Monats vorläufige Maßnahmen treffen. 

Artikel 13 

Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere 
Vertragspartei den Unternehmen, die In beiden Staaten Luftver¬ 
kehrsrechte ausüben, die Durchführung von Maßnahmen, die 
gewährleisten sollen, daß nur Fluggäste mit den für die Einreise in 
oder die Durchreise durch den ersuchenden Staat erforderlichen 
Reisedokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an Ihrem Zielort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgesteilt worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprüfung 
auf, wenn sich diese Personen vor ihrer Abreise nicht nur im 
unmittelbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei auf¬ 
gehalten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person 
nicht in das Land zurück, in dem zuvor festgesteilt worden ist, daß 
sie nicht einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zuröckgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weiteren 
Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließlich 
in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkehrungen 
für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung in einen 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie aus 
anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. Hat eine 
Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht einreisebe¬ 
rechtigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zerstört, so er- 


(3) The Contracting Parties shall, in their mutual relations, act in 
conformity with the aviation security provislons established by the 
International Civil Aviation Organization (ICAO) and designat^ as 
Annexes to the Convention to the extent that such security provi- 
sions are applicable to the Contracting Parties; they shall require 
that operators of aircraft of their registry or operators of aircraft 
who have their principal place of business or permanent residence 
in their territory and the operators of airports in their territory act in 
conformity with such aviation security provisions. 


(4) Each Contracting Party agrees that such operators of aircraft 
may be required to observe the aviation security provisions re- 
ferred to in paragraph 3 above required by the other Contracting 
Party for entry into, departure from, or while within, the territory of 
that other Contracting Party. Each Contracting Party shall ensure 
that adequate measures are effectively applied within its territory 
to protect the aircraft and to inspect passengers, crew, carry-on 
Items, baggage, cargo and aircraft Stores prior to aryd during 
boarding or toading. Each Contractir>g Party shall also give sym- 
pathetic consideration to any request from the other Contracting 
Party for reasonable special security measures to meet a particu- 
lar threat. 

(5) When an incident or threat of an Irrcident of unlawfui seizure 
of civil aircraft or other unlawfui acts against the safety of such 
aircraft, their passengers and crew, airports or air navigation 
facilities occurs, the Contracting Parties shall assist each other by 
facilitating Communications and other appropriate measures in- 
tended to termlnate rapidly and safely such incident or threat 
thereof. 


(6) Should a Contracting Party depart from the aviation security 
provisions of this Article, the aeronautical authorities of the other 
Contracting Party may request Immediate consultations with the 
aeronautical authorities of the former Contracting Party. Failure to 
reach a satisfactory agreement within one month of the date of 
such request shall constitute grounds for withholding, revoking, 
limiting or imposing conditions on the operating authorization of an 
airline or ailines of the former Contracting Party. If required by an 
emergency, elther Contracting Party may take interim action prior 
to the expiry of this month. 

Article 13 

Immigration and Control of Travel Documenta 

(1) Üpon the request of either Contracting Party the other 
Contracting Party shall permit the airtines which exercise air traffic 
rights in both countries to take measures to ensure that only 
passengers with the travel documents required for entry into or 
transit through the requesting State are carried. 

(2) Either Contracting Party shall accept for examination a 
person being retumed from his point of disembarkatlon after 
having been found inadmissible if this person previously stayed in 
its territory before embarkation, other than in direct transit. A 
Contracting Party shall not retum such a person to the country 
where he was earlier found to be inadmissible. 


(3) This Provision is not Intended to prevent public authorities 
from further examining a retumed inadmissible person to deter- 
mtne his eventual acceptability in the State or make arrangements 
for his transfer, removal or deportation to a State of which he is a 
national or where he is otherwise acceptable. Where a person 
who has been found to be inadmissible has lost or destroyed his 
travel documents, a Contracting Party shall accept instead a 
document attesting to the circumstances of embarkation and 
arrival issued by the public authorities of the Contracting Party 
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kennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den Behörden der 
Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die Person nicht 
einreiset^rechtigt Ist, ausgestelltes Dokument an, das die Um¬ 
stände von Abflug und Ankunft bestätigt. 

Artikel 14 

Meinungsaustausch 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf auf angemessener Ebene ein Meinungsaustausch 
statt, um eine enge Zusammenarbeit und eine Verständigung in 
allen die Anwendung dieses Abkommens berührenden Angeie- 
genheiten herbeizuführen. 

Artikel 15 
Konsultationen 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags¬ 
partei jederzeit Konsultationen beantragen. Das gilt auch für Erör¬ 
terungen Uber die Anwendung des Abkommens, wenn nach An¬ 
sicht einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Arti¬ 
kel 14 kein zufriedenstellendes Ergebnis erbracht hat. Die Konsul¬ 
tationen beginnen Innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des 
Antrags bei der anderen Vertragspartei. 


Artikel 16 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 15 beige¬ 
legt werden kann, wird sie auf Verlangen einer Vertragspartei 
einem Schiedsgericht unterbreitet 

(2) Das Schiedsgericht wird von Falt zu Falt gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden einigen, 
der von den Regierungen der Vertragsparteien bestellt wird. Die 
Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Vorsitzende 
Innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem die eine Vertrags¬ 
partei der anderen mitgeteiit hat, daß sie die Meinungsverschie¬ 
denheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver¬ 
tragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil¬ 
luftfahrt-Organisation (ICAO) bitten, die erforderlichen Ernennun¬ 
gen vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit 
einer der Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund 
verhindert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die Ernennun¬ 
gen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Sei¬ 
ne Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bindend. Falls 
und solange eine der Vertragsparteien einer Entscheidung des 
Schiedsgerichts, die nach diesem Artikel gefällt wurde, nicht 
nachkommt, kann die andere Vertragspartei alle Rechte oder 
Vorrechte, die sie der säumigen Vertragspartei in diesem Abkom¬ 
men gewährt hat, einschränken, vorenthaiten oder widerrufen. 

(5) Vorbehaltlich der endgültigen Entscheidung des Schiedsge¬ 
richts werden die Kosten bis zum Schiedsspruch zwischen den 
Vertragsparteien wie folgt verteilt: Jede Vertragspartei trägt die 
Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren 
vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Vorsitzenden sowie die 
sonstigen Kosten werden zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen 
regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 17 

Mehrseitige Übereinkommen 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes allgemeines 
mehrseitiges Luftverkehrsubereinkommen in Kraft, so gehen des¬ 
sen Bestimmungen vor. Erörterungen zur Feststellung, inwieweit 


where the person was found to be inadmissible. 


Article 14 

Exchange of Views 

Exchanges of views shali take place as needed, on an approprl- 
ate level, between the aeronautical authoritles of the Contracting 
Parties in Order to achieve dose Cooperation arxl agreement in all 
matters pertaining to the application of this Agreement. 

Article 15 
Consuitatlons 

Consultations may be requested at any time by either Contract¬ 
ing Party for the purpose of discusslng amendments to this Agree¬ 
ment or to the Route Schedule of questions relating to Interpreta¬ 
tion. The same appües to discussions conceming the application 
of this Agreement if either Contracting Party considers that an 
exchange of views within the meaning of Article 14 of this Agree¬ 
ment has not produced any satisfactory results. Such consulta¬ 
tions shall begin within two months of the date of receipt by the 
other Contracting Party of any such request. 

Article 16 

Settlement of Disputes 

(1) Where any disagreement conceming the Interpretation or 
application of this Agreement cannot be settied in accordance with 
Article 15 of this Agreement, it shall be submitted to an arbitral 
tribunal at the request of either Contracting Party. 

(2) Such arbitral tribunal shall be constituted ad hoc as follows: 
each Contracting Party shall appoint one member, and these two 
members shall agree upon a national of a third State as their 
Chairman to be appointed by the Governments of the Contracting 
Parties. Such members shall be appointed within two months, and 
such Chairman within three months, of the date on which either 
Contracting Party has informed the other Contracting Party of its 
Intention to submit the disagreement to an arbitral tribunal. 

(3) tf the periods specified in paragraph 2 above have not been 
observed, either Contracting Party may, in the absence of any 
other relevant arrangement, invite the President of the Council of 
the Internationa! Civil Aviation Organization (ICAO) to make the 
necessary appointments. If the President is a national of either 
Contracting Party or if he is otherwise prevented from discharging 
this furtction, the Vice-president deputizing for him should make 
the necessary appointments. 

(4) The arbitral tribunal shall reach its decisions by a majority of 
votes. Such decisions shali be bindir>g on the Contracting Parties. 
If, and as long as, either Contracting Party fails to comply with a 
decislon of the arbitral tribunal glven ur>der this Article, the other 
Contracting Party may limit, withhold or revoke any rights or 
Privileges which it has granted by vtrtue of this Agreement to the 
Contracting Party in default. 

(5) Subject to the final decision of the arbitral tribunal, the costs 
ir^curred up to the award shall be distributed between the Con¬ 
tracting Parties as follows: Each Contracting Party shall bear the 
cost of its own member as well as of Its representation in the 
arbitral proceedings; the cost of the Chairman and the remaining 
costs shall be bome in equal parts. ln all other respects, the 
arbitral tribunal shall determine its own procedure. 

Article 17 

Multilateral Conventions 

ln the event of a general multilateral air transport convention 
accepted by the Contracting Parties entering into force, the provi- 
sions of such convention shall prevail. Any discussions with a vtew 
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ein mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen beendet, 
ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 15 statt. 

Artikel 18 

Registrierung bei der ICAO 

Dieses Abkommen, jede Änderung desselben und jeder Noten¬ 
wechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden von den Vertragsparteien 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) zur Regi¬ 
strierung übermittelt. 

Artikel 19 

Inkrafttreten, Geltungsdauer, Kündigung 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem beide Regierungen einander notifiziert haben, daß die 
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft¬ 
treten des Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Jede Vertragspartei kann auf diplomatischem Wege die andere 
Vertragspartei jederzeit schriftlich von ihrer Absicht in Kenntnis 
setzen, das Abkommen zu beenden. Diese Kündigung ist gleich¬ 
zeitig der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) mitzu¬ 
teilen. In diesem Falle tritt das Abkommen zwölf Monate nach 
Eingang der Kündigung bei der anderen Vertragspartei außer 
Kraft, sofern nicht die Kündigung vor Ablauf dieser Zeit durch 
Vereinbarung zurückgenommen wird. Wird der Eingang der Kün¬ 
digung von der anderen Vertragspartei nicht bestätigt, so gilt als 
Eingangstag der vierzehnte Tag nach dem Eingang der Kündi¬ 
gung bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation. 


Geschehen zu Harare am 13. Dezember 1995 in zwei Urschrif¬ 
ten, jede in deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Wort¬ 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


to determining the extent to which this Agreement is terminated, 
superseded, amended or supplemented by the provtsions of the 
multilateral Convention shall take place in accordance with Arti- 
cle 15 of this Agreement. 

Article 18 

Registration wKh ICAO 

This Agreement, any amendments to it and any exchange of 
rK)tes under Article 2 (2) of this Agreement shall be communicated 
by the Contracting Parties to the International Civil Aviation Or¬ 
ganization (ICAO) for registration. 

Article 19 

Entry fnto Force, Duratlon, Termination 

(1) This Agreement shall enter into force one month from the 
date on which the two Governments have notified each other that 
the constitutional requirements for the entry into force of this 
Agreement have been fulfilied, 

(2) This Agreement shall be concluded for an unlimited period. 
Either Contracting Party may at any time give whtten notice 
through diplomatic Channels to the other Contracting Party of its 
decision to terminate this Agreement. Such notice shall be simul- 
taneously communicated to the International Civil Aviation Organ¬ 
ization (ICAO). In such case this Agreement shall terminate twelve 
(12) months after the date on which the notice was received by the 
other Contracting Party, unless the notice to terminate is with- 
drawn by agreement before the expiry of this period. In the 
absence of acknowtedgment of receipt by the other Contracting 
Party, the notice shall be deemed to have been received fourteen 
(14) days after the receipt of the notice by the International Civil 
Aviation Organization. 


Done at Harare on 13 December 1995 in duplicate in the 
German and English langues, both texts being equally authentic. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 

Norwin Gf. Leutrum 

Für die Republik Simbabwe 
For the Republic of Zimbabwe 

Simon Moyo 
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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 16. November 1995 
zwischen der Regierung der Bundesr^ubiik Deutschland 
und der Regierung der Republik Usbekistan 
über den Luftverkehr 

Vom 26. Mai 1997 


Der Bundestag hat mit Zustimcnung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 16. November 1995 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Usbekistan Ober den Luftverkehr wird zugestimmt. Das Abkommen wird nach¬ 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung In Kraft. 

(2) Der Tag» an dem das Abkommen nach seinem Artikel 21 Abs. 1 in Kraft tritt» 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin» den 26. Mai 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Wissmann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Usbekistan 
über den Luftverkehr 

CornameHMe 

MeTKjqy ripaBMTenbCTBOM OeAepaTHBHOM Pecnyö/iMKM fepMaHHB 
M ripaBMTe/ibCTBOM PecnyöJiMKM yaöeKMCTaH 
O BOSflyiUHOM COOÖUteHMM 


Inhaltsübersicht 

Präambel 

Artikel 1 Begriffsbestimmungen 

Artikel 2 Gewährung von Verkehrsrechten 

Artikel 3 Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

Artikel 4 Widerruf oder Einschränkung der ßetriebsgenehmigung 

Artikel 5 Gleichbehandlung bei den Gebühren 

Artikel 6 Befreiung von Zöiten und sonstigen Abgaben 

Artikel 7 Transfer von Einkünften 

Artikel 8 Grundsätze für den Betrieb des Fluglinienverkehrs 

Artikel 9 Übermittlung von Betriebsangaben und Statistiken 

Artikel 10 Tarife 

Artikel 11 Gewerbliche Tätigkeiten 
Artikel 12 Luftsicherheit 

Artikel 13 Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

Artikel 14 Direkttransit 

Artikel 15 Meinungsaustausch 

Artikel 16 Konsultationen 

Artikel 17 Beilegung von Streitigkeiten 

Artikel 18 Mehrseitige Übereinkommen 

Artikel 19 Registrierung bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisalion 

Artikel 20 Frühere Abkommen 
Artikel 21 Inkrafttreten, Geltungsdauer 
Artikel 22 Kündigung 

Oie Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Republik Usbekistan - 

Vertragsparteien des Abkomirtens über die Internationale Zivil* 
luftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 7. Dezem¬ 
ber 1944, 

in dem Wunsch, ein Abkommen über die Einrichtung und den 
Betrieb des Fluglinienverkehrs zwischen den Hoheitsgebieten 
beider Staaten und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen; 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt. 


OrnaaneHHe 

npeaMöyna 

CraTbs 1 OnpeaeneHMe repMHHoe 
CraTba 2 npenocraeiieHMe npaa nepeaosoK 

CraTba 3 HasHaMeHMe aaHanpeAnpMnTHi^ m paapeiueHvie Ha SKcnrrya- 
TaUMK) 

CrarbH 4 AHHy/iHpoBaHMe hjih orpaHMneHHe paspeuiCHH« Ha SKcnnya- 

TaUHK) 

CraTba 5 PaacHCTBo npn HaaHaneHMH cöopoa 

CiaTba 6 OcBo6o)KAeHMe ot TaMO^KeHHbix noiunHH h npOMHx cOopoa 

CraTbS 7 nepeaoA Aoxoaob 

CraTbS 8 ripMHUHnbi aKcniiyarauMH Maptupyroe 

CrarbH 9 (lepeAaHa aKcnnyarauHOHHbix m CTaTHCTHHecKHx AaHHbix 

CraTbs 10 TapHCpbi 

CraTbs 11 KoMMepHOCKan AesTeAbHOCTb 

CraTbR 12 ABMauHOHHan öesonacHocTb 

CraTbR 13 BiseaA h kohtpoab npoesAHbix AOxyMeHTOB 

CraTbR 14 ripRMOH TpaH3MT 

CraTbR 15 OOmch mhbhmrmm 

CraTbR 16 KoHcynbrauMM 

CraTbR 17 yperynMpoBaHMe cnopoa 

CraTbR 18 MHorocTopoHHHe kohbbhuhh 

Crarbfl 19 PerMcrpauHfl b Mex<AyHapoAHOM opraHMaauMM rpaxcAaHCKOÜ 

aBHauHH 

CraTbR 20 HpexcHMe CornauieHWR 

CraTbR 21 BcrynjieHMe b cwny, cpoK AewcTBHR 

Crarbfl 22 fleHOHcauHR 

ripaBMTexibCTBO OeflepaTMBHOM PecnyöRMKM fepMaHMs 

ripaBMTe/tbCTBo PecnyÖAMKM VsOeKMCTaH, 

neiiaacb ynacTHMKaMvi KoHeeHUMH o Me)KAyHapoAHOM rpa- 
>KAaHCKOM aBMaUMM, OTKpblTOH A/IR nOAnHCaHHB B MHKarO 7 
fleKaOpfl 1994 r., 

>Ke/iafl 3aK/iK>MMTb CornauieHHe o6 ycTaHOBneHUH h ocy- 
mecTBneHvivi perynnpHoro BoaAyuiHoro coo6iu6hhii Me;KAy ro- 
CyAapCTB6HHblMM TeppHTOpHRMH OÖeMX CTpSH M 33 HX npeAO* 
/laMH, 

npHUJOH K cornauieHHio o HHxcecneAytou^eM: 

Crarbfl 1 

OnpeneneHHe repMHHOB 

(1) flo CMbicny ASHHoro CornaiueHHa, ecnn h 3 ero TOKcra hb 
B biTexaer HMHero MHoro, cneAyeT noHHMaTb: 
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a) „Zivilluftfahrt'Abkommen“ das am 7. Dezember 1944 In Chica- 
go zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die Inter* 
nationale Zivilluftfahrt einschtieBlich aller nach dessen Aiti* 
kef 90 angenommenen Anhänge und aller Änderungen der 
Anhänge oder des Zivilluftfahrt-Abkommens selbst nach des¬ 
sen Artikeln 90 und 94, soweit diese Anhänge und Änderun¬ 
gen für beide Vertragsparteien in Kraft getreten oder von ihnen 
ratifiziert worden sind; 

b) J.uftfahrtb6härde* in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land das Bundesministerium für Verkehr, in bezug auf die 
Republik Usbekistan der Generaldirektor der Zivilluftfahrt der 
Republik Usbekistan oder in beiden Fällen jede andere Person 
oder Stelle, die zur Wahrnehmung der diesen Behörden oblie¬ 
genden Aufgaben ermächtigt ist; 

I 

c) „bezeichnetes Unternehmen” jedes Luftfahrtuntemehmen, 
das eine Vertragspartei der artderen Vertragspartei nach Arti¬ 
kel 3 schriftlich als ein Unternehmen bezeichnet hat, das auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien internationalen 
Fluglinienverkehr betreiben soll. 


(2) Die Begriffe JHoheitsgebiet”, «Fluglinienverkehr”, Jntematlo- 
naler Fluglinienverkehr” und «Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken” haben für die Anwendung dieses Abkommens die in 
den Artikeln 2 und 96 des ZMIluftfahft-Abkommens festgele^ 
Bedeutung. 

(3) Der Begriff «Tarir bedeutet den Preis, der für die intematio* 
nale Beförderung (d.h. die Beförderung zwischen Punkten in den 
Hoheitsgebieten von zwei oder mehr Staaten) von Fluggästen. 
Gepäck oder Fracht (ausgenommen Post) zu berechnen ist, und 
schließt folgendes ein: 

a) jeden Durchgangstarif oder Betrag, der für eine inlematior^ale 
Beförderung zu berechnen ist, als solche vermarktet utkI 
verkauft wird, einschließlich derjenigen Durchgarrgstarife, die 
unter Verwendung von anderen Tarifen oder von Anschluß¬ 
tarifen für eine Beförderung auf intematior^len Streckenab¬ 
schnitten oder auf inländischen Streckenabschnitten, die Teil 
des internationalen Streckenabschnitts sind, gebildet wer¬ 
den; 

b) die Provision, die für den Verkauf von Flugscheirven für die 
Beförderung von Fluggästen und deren Gepäck oder für die 
entsprechenden Maßnahmen bei der Beförderung von Fracht 
zu zahlen ist; 

c) die Bedingungen, nach denen sich die AnwerKlbarkeit des 
Tarifs oder des Beförderungspreises oder die Provistonszah- 
lung richtet 

Er umfaßt auch 

d) alte wesentlichen Leistungen, die in Verbindung mit der Beför¬ 
derung erbracht werden; 

e) jeden Tarif für die als Zusatz zu eir>er internationalen Beförde- 
rung verkaufte Beförderung auf einem inländischen Strecken¬ 
abschnitt, der für rein inländische Flüge nicht verfügbar ist und 
der nicht allen Beförderern Im Internationalen Verkehr und 
deren Kunden zu gleichen Bedingungen zur Verfügung ge¬ 
stellt werden karvi. 

Artikel 2 

Gewährung von Verkehrsrechten 

(1) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei zum 
Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs durch die bezeich- 
neten Unternehmen das Recht, 

a) ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen; 


a) "KoHBeHUHn o rpa^KAaHCKOM asHauHH” - KoHBeHunn o Me- 
pKAVHapoAHOM rpa^KAaHCKOi) aBMauMM, OTKpbiTaa Ana hoahh- 
caHHB B Mnicaro 7 AOKaöpa 1944 r., BioiiOHaa sce flpM- 
jiO)KeHHH, npMHHTfaie cornacHO eö CTaTue 90 m bcs nsMeHe- 
Hvm npMI10)KeHHi^ MJIM KOHBeHUHM O rpcOKAaHCKOÜ aSMaUHH, 
npHHiiTbie cornacHo CraTbaM 90 m 94 b Toi) creneHM, b 
KOTO poi^ 3TM npnno^KeHHa h nonpaeKM BcrynHAM b CM/iy Ana 
oöenx AoroeapHBatou^Hxca CropoH m/ih Öm/ih paTHCbnuMpo- 
BaHbi mmm; 

b) "BeAOMCTBO aBMauMOHHbix BnacTeM” osHanaeT b OTHouieHHH 
0eAepaTMBHOi1 PecnyönMKH fepMaHMa - (PeAepanbHoe mm- 
HMcrepcTBo TpaHcnopra, b oxHOUjeHMH PecnyönMKH VaöexM- 
cran ~ renepanbHbrM AnpexTop rpaxgiaHCKOH aBHauMM, nnu 
B oöOMx ciiyMa5ix - nioöoe MHoe nvnxo nnöo opraHMsauMio, 
KOTOpbie ynO/IHOMOMeHbl BbinonHaTb CbyHKUMM, BOSAOXCeH- 
Hbie Ha yKaaaHHbie BCAOMcrea; 

c) "HasHaneHHoe aBHanpeAnpaaTMe” osHanaeT jiioöoe asHa- 
npeAnpnaTMe, KOTopoe oAHa ßoroBapHBaroiuaaca CropOHa 
yxasana ApyroH ßoroeapHeaKMue^ CropOHe nyrÖM nucb- 
MeHHoro yaeAOMneHHa cornacHO CraTbe 3 xax aenanpea* 
npHarwe. KOTopoe AonxcHO öyAet ocymecrenaTb Me)KAyHa- 
poAHoe B03AyujH0e cooÖuteHHe no MapiupyraM, ycraHOB- 
iieHHbiM cornacHo nyHioy 2 CrarbM 2 ASHHoro Cor- 
naujeHMa. 

(2) TepMHHbi ”rocyAapcTB6HHaa xeppMTopMa”, "eosAyujHoe 
coo6u4eHHe”, ”Me>KAyHapOAHoe BOSAyiuHoe cooöu^eHvie” h ”no- 
caAKa c HeKOMMepnecKHMM uenaMsf* e npMMeHBHHH k AaHHOMy 
CornauieHH» HMeK>T sHaHeHHe, ycraHoeneHHoe Ana hmx b Cra- 
Tbax 2 H 96 KoHBenuMH o rpaxcAancKOH aBnauHH. 

(3) TepMHH ”TapH(t)*’ osHaMaer nnary, esHMaeMyio sa Mexcay- 
HapoAMyio nepeBoaxy (r.e. nepesoaxy MexcAy nyHicraMM na rocy- 
AapcTBOHHbix TeppHTopnax Asyx muh öonee crpaH) nac- 
caxcMpOB, Öaraxca m rpysa aa McxniOMeHMeM noHTw), h BKinoMaer 
cjieAyioutee: 

a) Kax^bJH CKBoaHoi^ lapw^ h/ih cyMMy, KOTopbie noAnexcar 
onnaxe aa MexcAyHapOAHyto nepeeoaxy, npeAnaraeMyto Ha 
pbTHKe cöbixa H npcAaBaoMyio xax xaxoByio, 8K/ix>Haa h xe 
CKBoaHbie xapHTbbi, Koxopbie cocraB/ieHbi c rrpHMeneHHeM 
Apyrnx xapH(|x)B hjih nocneAyioutMx xapHd>OB Ha nepesoaxy 
Ha Me>KAyHapoAHbix Hnn BnyxpeHHHx Mapuipyxax, aenato- 
uuHXca cocxaBHbiMH HacxaMH Mex^ynapOAHbix Mapiupyxoa; 

b) KOMMccMOHHbie, noAnexcaiAMO ynnaxe aa npoAaxcy aBnaÖM- 
nexoB Ha nepeBoaxy naccaxcMpos m hx öaraxca hjim aa coox- 
BexcxßyioutHe Mepbi npH nepeeoaxe rpyaa; 

c) ycnoBHR, KOTopbie onpeAO/iaiox npHMeneHMe xapHc^a mam 
ueHy Ha nepesoaxy hah ynnaxy xoMHCCHOHHbix; 

Oh xaxxte exAiOMaex: 

d) Bce cyutecxBOHHbie ycnyrM, oxaabtBaeMbie bo eaaHMoceaaH c 
nepeBoaxDH; 

e) xaxgilbiH japwp aa nepesoaxy BnyxpM cxpaHbi, npoAaHHyio b 
A onoAHOHMe K MexcAyHapoAHoA nepeeoaxe, xoxoporo nex Ha 

HCKAiOHHXeAbHO BHyTpOHHHX AHHHHX H KOXOpblH HO MO>KeX 

öbixb npeAOCxaBAGH na xex xce ycAoenax bcgm aeHaxoMna- 

HHAM H MX KAHGHXaM 8 MGXUtyHapOAHOM SOaAyUJHOM COOÖ- 
UtGHHH. 

CTaTbR 2 

ripGAOCTaaneHMG npaa nepeaoaoK 

(1) OAHa floroBapHBarou^aACA Cxopona npeAocxaBAAex Apy- 
roi^ AoroBapHBaK)uteHCA Cxopone Ana ocyuiecxBAGHWA Mex^Ay* 
HapoAHoro BoaAyujHoro cooÖuteHMA HaaHaneHHbiMH aenanpeA^ 
npHAXHAMH npaso: 

a) nponexa eä rocyAapcxBGHHOH xeppHxopHH öea nocaAXH; 
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b) in ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerblichen Zwecken zu lan¬ 
den; 

c) in ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten auf den 
nach Absatz 2 festgeiegten Linien zu tenden, um Fluggäste, 
Gepäck, Fracht und Post gewerblich aufzuriehmen und abzu¬ 
setzen. 

(2) Die Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien internationalen Ffugünienverkehr betreiben 
können, werden in einem Flugfinlenplan durch Notenwechsel 
lestgelegt. 

(3) Nach Absatz 1 wird den bezeichneten Unternehmen einer 
Vertragspartei nicht das Recht gewährt, im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Fluggäste, Gepäck, Fracht und Post auf¬ 
zunehmen und gegen Entgelt an einen anderen Ort innerhalb des 
Hoheitsgebiets dieser anderen Vertragspartei zu befördern (Ka¬ 
botage). 

(4) Die Gewährung von Verkehrsrechten nach Absatz 1 umfaßt 
nicht auch die Gewährung des Rechts, Fluggäste, Gepäck, Fracht 
und Post zwischen Punkten im Hoheitsgebiet der die Rechte 
gewährenden Vertragspartei und Punkten im Hoheitsgebiet eines 
dritten Staates sowie in umgekehrter Richtung zu befördern 
(5. Freiheit). Rechte der 5. Freiheit werden nur aufgrund besonde¬ 
rer Vereinbarungen zwischen den Luftfahrtbehörden beider 
Vertragsparteien gewährt 

Artikel 3 

Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

(1) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien kann jederzeit aufgenommen wer¬ 
den. wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt werden, ein oder mehrere Unternehmen 
schriftlich bezeichnet hat und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 
bezeichneten Unternehmen die Genehmigung erteilt hat, den 
Fluglinienverkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt vorbe¬ 
haltlich der Absätze 3 und 4 dieses Artikels und des Artikels 9 
unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des internationalen 
Fluglinienverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der arxieren Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist. den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erstgenarmten 
Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftverkehrs zu 
erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei die Ausübung der nach Artikel 2 
gewährten Rechte verweigern, wenn das Unternehmen auf Ver¬ 
langen nicht den Nachweis erbringen kann, daß die Mehrheit des 
Eigentums an dem Unternehmen und seine tatsächliche Kontrolle 
Staatsangehörigen oder Körperschaften der anderen Vertrags¬ 
partei oder dieser selbst zustehen. Wegen der rechtlichen Ver¬ 
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der Eu¬ 
ropäischen Union hat die andere Vertragspartei dieses Recht nur 
dann, wenn ein von der BurKlesrepublik Deutschland bezeichne- 
tes Unternehmen auf Verfangen nicht nachwetsen kann, daß die 
Mehrheit des Eigentums an dem Unternehmen bei einem Mit¬ 
gliedstaat der Europäischen Union oder bei Staatsangehörigen 
oder Körperschaften solcher Mitgliedstaaten liegt und daß die 


b) nocaAKM Ha ee rocyAapcTaeHHOM reppHTopHH c HeKOMue- 
MecKHMH uenHMH; 

c) nocaflKH Ha e§ rocyAspcTseHHOH leppMTopHH b yKasannbix 
nyHKTax na Mapiupyrax, ycTanoBneHHbix cornacHo nyHicry 2 
AaHHOH CraTbH, c KOMMepnecKHMM uenriMH Amt norpysKM 
H/iH BbtrpysKH naccaxcMpoB, öarsuKa, rpyaa m nosTbt. 

(2) Mapujpyrbi, no KOTOpbfM HasHaHeHHbiM aBHanpeAnpHBTHBM 
floroBapHBaKHAHXCB CTopoH öyA^T npeAOcraBneHo npaso ocy- 
luecTB/iriTb MexcAyHapOAHoe BosAyujHoe cooöiAeHMe, ycraHaß- 
HHBaiOTcn B TaÖJiHue MapurpyroB nyröM oöMeHa HOiaMH. 

(3) rio/ioxceHHn nyHKra 1 ashhom CraibM ne CHMTaioTcn npe- 
AOCTaBnoHHeM HasHaMeHHbiM aBHarrpeAnpHnTneM oahoh ßoro- 
BapHBaioiAeHcn CropoHb» npaaa öparb na öopr Ann nepeeosKH 
sa nnary na rocyAapCTBeHHOH TeppHTopHM ApyroH Aorosapn- 
BaiOLueHcn CropOHbi nacca>KMpoB, öaraxc, rpys h nonry h nepe- 
BOSMTb MX B APVrOM HyHKT BHyipM rOCyASpCTSeHHOfi TeppMTOpMM 
3T0M APyroM AorosapMBaioiAeMca CiopOHbi (KaöOTauK). 

(4) npeAocTaBJieHMe npasa nepeeoaoK cor/iacHO nyHKiy 1 
AaHHOM CrarbM ne BK/nosaer tatoxe npaea nepeeosMTb nao 
cax(Mpoe, öaraM, rpys m noMTy moxcay nyHKraMH Ha rocyAapcT- 
BeHHOM reppHTopHM AoroBapMBaiotAeik:n CropOHU, npeAocraB- 
nflK>u4eM 3T0 npaso, h nyHKraMH na rocyAapCTBeHHOH reppHTo- 
pHM Tperbero rocyAapcTBa m b oöparHOM HanpaB/ieHHM (5-aa 
CBOöoAa). npasa 5 -oh ceoöOAbt ÖyAyr npeAOCTaBneTbca ronbKO 
Ha ocHoee ocoöbix aoroBopÖHMOcreM MexcAy BeAOMCTBaMM 
aBMaMMOHHbfx BnacreM oöenx AoroeapMBaiOLAMxcB CropOH. 

Crarwia 

HasHaneHHe aBnanpeAnpHrmiH 
M paapeiueHHe Ha dKcn/iyarai^Mio 

(1) MexcAyHapoAHoe BosAyujHoe cooÖiueHMe no MapurpyraM, 
ycraHOBneHHbiM cornacHO Crarbe 2, nyHKT 2 AaHHoro Cor- 
nauieHMn, Mox^er öbrrb HaMaro b nioöoe BpeMR npn ycnoBMM, 

HTO 

a) AoroBapMBaioiAancn CropOHa, KoropoM npeAOCTaBnaiOTcn 
npaea, yKaaaHHbie b Crarbe 2, nyHxr 1 AaHHoro Cor- 
naiueHMB, b nncbMeHHOM cJwpMe nasHaHMT oaho nnn necKO- 
/ibKO aBManpeAnpMBTMM m 

b) AorosapHBaioiAaBcn Cropona, npeAocraBnatouiafl raxne 
npasa, ewAana HaanaMeHHOMy hah HasHaHennbiM aBMa- 
npeAnpMSTMBM paspeujOHHe Hanarb BOSAyiuHoe cooöiAe¬ 
HMe. 

(2) AoroBapMBaK)LAaBCB CropOHa, Koropan npeAccraenner 
raxMe npaea, öesornarare/ibHo Aacr paapeuiieHMe na ocy- 
lAecreneHMe MexcAyHapoAHoro BOSAytuHoro cooöiAeHMA npM 
ycnoBMM co6nK)ASHHii nyHKroe 3 h 4 AaHHO»^ CrarbM, a raxxce 
CrarbM 9 AaHHoro CornameHHA. 

(3) OAHa AoroeapMBaiou^aficA Cropona enpaae rpeöoearb or 
Kaxg^oro HasHaseHHoro aBManpeAnpHATMR ApyroM AurosapH- 
Dajou^eHCA CropOHbi AOKaaarenbcraa roro, nro oho cnocoöHo 
cooreercrBOBarb rpeöoBaHMAM, Koropbie cneAysT BbmoAHArb 
no saxoHaM h npoHHM npeAnMcaHHsiM aha ocymecraneHMA mc- 
xg:iyHapoAHoro cooömeHHA nepeoM AoroaapMBtoiAeMCA CropO¬ 
Hbi. 

(4) OAHa AoroBapHBaK)iAaACA Cropona enpaee oTKasarb ica- 
xcAOMy HasHaneHHOMy aBHanpeAnpHATHio Apyro»! Aoroeapn- 
eaiOLAeMCA CropHbi e HCnonbso&aHMM npeAocraB/ieHHbix cor- 
nacHO Crarbe 2 npae, ecnn aro aBManpeAnpMnrMe ne cnocoÖHO 
npeAOcraBHrb no eä rpeöOBaHMio AOKasarenbcrea roro, nro 
npeMMyLAecreeHHoe BinaAeHHe m ASMcrBMreiibHbiM KOHrponb 
HaA hhm npMHaAne^T rpaxgiU^M hjih lopHAMMecKMM nML4aM 
ApyroM AoroBapMBaioiAdik^ CropOHbi mah en caMOH. Ha-aa 
npEBOBfaix oöflaareAbCTB OeA^P^TMSHOH PecnyÖAMKM P epManMA 
nepeA Eeponei^cKHM Cokxsom APyraa AoroeapMeaioiAaACA Cro- 
poHa oöAaAser noAOÖHbiM npaeoM AMUib b roM CAynae, KorAa 
HasHaseHHoe OeAeparMBHOM PecnyÖAMKOH PepMaHMA aena- 
npeAnpHATMe ne b cocroAHHM Aoxaaarb no rpeöoBaHMio, nro 
r^peMMyatecTBeHHoe enaASHMe arMM aBManpeAnpMATMeM npM- 
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tatsächliche Kontrolle einem solchen Staat oder seinen Staatsan¬ 
gehörigen oder Körperschaften zusteht. 


(5) Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 
ein von ihr bezeichnetes Unternehmen durch ein anderes Unter¬ 
nehmen ersetzen. Das neu bezeichnete Unternehmen genießt die 
gleichen Rechte und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie 
das Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 4 
Widerruf oder 

Einechränkung der Betrietsgenehmigung 

Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen einschränken, 
wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze oder sonstigen 
Vorschriften der die Rechte gewährenden Vertragspartei oder die 
Bestimmungen dieses Abkommens nicht einhält oder die daraus 
sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Vor dem Widerruf 
oder der Einschränkung werden Konsultationen nach Artikel 16 
durchgeführt, es sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine sofortige Einstel¬ 
lung des Betriebs oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 


Artikel 5 

Gleichbehandiung bei den Gebühren 

(1) Die Gebühren, die Im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für 
die Benutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Unternehmens der 
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht höher sein 
als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge eines inländischen Unter¬ 
nehmens In ähnlichem internationalen Fluglinienverkehr erhoben 
werden. 

(2) Bis zur Einführung der freien Konvertierbarkeit der Währung 
der Republik Usbekistan werden die Gebühren im Sinne des 
Absatzes 1 gemäß den Sätzen und Tarifen erhoben, die von jeder 
Vertragspartei auf ihrem Hoheitsgebiet unter Berücksichtigung 
der Empfehlungen der ICAO festgelegt werden. 

Artikel 6 
Befreiung von 

Zöllen und sonstigen Abgaben 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver¬ 
tragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einfliegen ur>d aus ihm wieder ausflie¬ 
gen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen AusrOstungsgegen- 
stände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und sonstigen bei 
der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren erhoberten Ab¬ 
gaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge befindliche 
Waren, die auf dem Rüg über dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei verbraucht werden. 


(2) Treibstoffe. Schmieröle, Ersatzteile, übliche Ausrüstungsge¬ 
genstände und Bordvorräte, die in das Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei vorübergehend eingeführt werden, um dort unmit¬ 
telbar oder nach Lagerung in die Luftfahrzeuge eiries bezeichne¬ 
ten Unternehmens der anderen Vertragspartei eingebaut oder 
sonst an Bord genommen zu werden oder aus dem Hoheitsgebiet 
der erstgenannten Vertragspartei auf andere Weise wieder aus¬ 
geführt zu werden, bleiben frei von den in Absatz 1 genannten 
Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbematerial und Beförderungs¬ 
dokumente jedes bezeichneten Unternehmens der einen Ver- 


rocyAapcTBy-H/ieHy EeponeHCKoro Coiosa hhh rpa- 

MAaHaM HAH K?pHAHHeCKMM AHUaM TBKHX rOCyAapCTB-MAeHOB H 
MTO AanCTBMTeAbHbiH KOHTpOAb HBA HMM npHHaAAeXCHT laKOMy 

rocyAapcTBy mam ero rpaMAanaM. hah lopnAHHecKHM nnuaM. 

(5) KaxcAaa AoroBapHBaKHuaecA CropoHa anpase b coot- 
BercTBHH c nyHKTaMH 1-4 ashhoh CrarbH saMBHHTb oaho naa- 
HaseHHoe w asManpeAnpHRTHe APyrHM aBHanpeAnpnaTHeM. 
HoBoe HaanaMeHHoe aBHanpeAnpHATHe noAbayercA raKMMH me 
npaeaMM h aoa)kho BbinoAHATb re me oÖAaareAbCTBa, xaK h 
aBHanpeAnpHATne, MecTo KOToporo oho aaHAAO. 

Crarbn 4 

AHHynMpoBaHMe ham 

orpaHMseHHe paapeuieHNii tia aKcn/iyarai^Mio 

Ksukaba AoroBapHBaiouiaACA CropoHa Momer aHHyAHposaTb 
MAH BBecTM orpaHHMeHMA Ha npeAocraBAeHHoe cornacHO Cra- 
Tbe 3, nyHKT 2 paapeaieHne na aKcnAyarauHK), ecAH HaaHaneH- 
Hoe aBHanpeAnpHATMe ne co6AK>AaeT aaKOHU mah HHbie npeA* 
AHcaHMA npeAOCTaBAAtou^eü npaea AorosapHBaioLueücA Cropo- 
Hbi HAH He coÖAKiAaeT noAOMeHHA AaHHoro CorAaujeHHA, hah 
He BbinoAHAeT BbiTeKaiou 4 He na Hero oöAaaTeAbCTBa. flepeA 
aHHyAHpoeaHHeM hah BBeAOHHeM orpaHHMeHHÜ rpobgaatca 
KOHCyAbTaUHH COTAaCHO CtaTbe 16 AäHHOrO COTAaUUeHHA, eCAH 
BO HaÖexcaHHe AsuibHeniunx HapyuieHHü aaxoHOB hah HHbix 
npeAAHcaHH^ Her HeoöxoAHMocTM b HeMeAACHHOM npHOcra- 
HOBAOHMH aKCnAyaTaqMM mah BBeACHMH OrpaHMMeHHH. 

Crarbn 5 

PaaeHCTBo npH HaaHaseHHM cöopos 

(1) CÖopbi, B3HMaeMbfe Ha rocyAdpcTseHHOH reppHTopHH oa- 
hoA AoroeapHsaioiAeHCA CropoHbi aa noAbaosaHHe aaponopra- 
MH H APyrHMH aapOHaBHraUHOHHbIMH CpeACTBaMM BOaAyUiHbIMH 
cyAaMH K£UKAoro HaanaMeHHoro asHanpeAnpHATHA APyroü Ao- 
roBapHBatoutencA CropoHbi, He Moryr öbiTb Bume rex cöopoB, 
KOTOpbie BSHMaiOTCA C BOSAyUJHblX CyAOB OTeMeCTBeHHOTO aSHa- 
npoAnpHATHA npn anaAorHHHbtx Me)KAyHapoAHbix BoaAyuiHbtx 
nepeaoaKax. 

(2) Ao BBeAOHHA CBOÖOAHOH KOHBepTHpyeMOCTH BaAlOTbi Pe- 
cnyÖAHKH VaöeKHCTaH cöopbi, yxaaaHHbie b nyHicre 1 a^hhoh 
CrarbH, öypyr asHMarbCA b cooraercreHH co crasKaMH h ra- 
pHcbaMH, ycraHOBABHHbiMH KaMAOH AoroBapHBaK>iA6HCA Cro- 
pOHOH Ha cBoeH rocyAapcraeHHOH reppHropHH c ynäroM pexo- 
MeHAauHH MKAO. 

CraTbAö 

OcBOÖOACAaHHe or 

TaMOXCeHHblX nOUIIIHH M npOHHX CÖOpOB 

(1) IricnoAbayeMbie xaxcAbiM HaaHaneHHbiM aeHanpeAnpHATHeM 
OAHOH AoroBapHsaiouteücA CropOHbi BoaAyujHbie cyAa, bao- 
ratoutne Ha rocyAapcTB6HHyio reppHTopHio APyroH Aoroeapn- 
saKHueHCA CropOHbi h CHoea BbiAeraiou^Me hah nepeceKaiou4He 
eä, BKAionaA HMeioiAHecA Ha öopry ronAHBO, cMasoHHbie Mare- 
pnaAbi, aanMacrn, raöeAbHoe HMyu^ecrBo h Öoprosbie aanacbi, 
ocBOöoxcAaiOTCA or raMOx^ennbix aoujahh h npOHHx cöopOB, 
BSHMaeMbix npn BBoae, BbiBoae hah rpaHSHre roeapoe. 3ro 
pacnpocTpaHAerCA ratoKe Ha roeapbi, HaxoAAutHecA na öopry 
BOSAyuiHbix cyAOB H HcnoAbsyeMbte bo bpbma noAöra naA rocy- 
AapcTBeHHOH reppHTopneü Apyroü AoroBapHBaK>U4ei4CA Cro- 

pOHbl. 

(2) TonAHBO, CMasoMHbte MarepnaAbi, sanMacrn, raöeAbHoe 
HMyu4ecTBO h öoproBbie aanacbi, epeMeHHO BBOSHMbie Ha rocy- 
AapcraeHHyK) reppHTopHio oahoü AoroBapHBatoiAeücA Cropo- 
Hu A^a TOTO, Mroöbi cpaay me hah nocAe CKAaAHpoBaHHA öbirb 
ycraHOBAeHHbiMH hah no Apyroü npHMHHe esArbi Ha öopr BOSAy* 
LUHbix cyAOB HaaHaneHHoro aBHanpeAnpHATHA ApyroH Aorosa- 
pHBaiou^eücA CropoHbi hah hmbim oöpaaoM öbin» CHoea BbiBeae- 
Hbi c rocyAapcrBeHHOH reppnropHH nepaoü AoroaapHBaiou^eü- 
CA CropoHbi, ocBoöOTKAaiorcA or raMOxcennbix houjahh h Apyrnx 
cöopoB, yxaaaHHbix b nyHKre 1 AaHHOü CrarbH. PeKAaMHbte 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 22, ausgegeben zu Bonn am 3. Juni 1997 


1037 


tragspartel bleiben bei der Einfuhr in das Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei ebenfalls von den in Absatz 1 genannten Zöllen 
und sonstigen Abgaben frei. 


(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Unternehmens der anderen Vertragspartei genommen und im 
Internationalen FlugllnienveiVehr verwendet werden, bleiben frei 
von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 

(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 3 ge¬ 
nannten Waren unter Zollüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Gegenstände und Dienst¬ 
leistungen, die jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 
Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 
Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der Ge¬ 
genseitigkeit eine Entlastung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerentlastung kann durch 
eine Befreiung oder Erstattung erfolgen. 

Artikel 7 

Transfer von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, die durch den Verkauf von 
Beförderungsdiensten im Luftverkehr im Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei erzielten Einkünfte jederzeit, auf jede Weise, 
frei und ohne Beschränkung in jeder frei konvertierbaren Währung 
zum amtlichen Wechselkurs an seine Hauptniederlassung zu 
transferieren. 

Artikel 8 

Grundsätze für den Betrieb des Flugiinienverkehrs 

(1) Jedem bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei wird 
in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den Flugti- 
nienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien zu 
betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Flugiinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichr^eten Untemehmer^s der artderen Vertragspartei Rück¬ 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Teilen derselben betriebene Fluglinienverkehr nicht unge¬ 
bührlich beeinträchtigt wird. 


(3) Der internationale Flugiinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Ai^tz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde¬ 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs¬ 
nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
entspricht, welche die Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht 
dieser Unternehmen, Beförderungen zwischen den im Hoheitsge¬ 
biet der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgele^en Linie und Punkten in dritten Staa¬ 
ten auszuführen, wird im Interesse einer geordneten Entwicklung 
des internationalen Luftverkehrs so ausgeübt, daß das Beförde¬ 
rungsangebot angepaßt ist 


MarepHa/ibi h nepeeosoHHan AOKyMeHTauna Ka^KAoro Haana- 
HeHHoro aBManpeAnpHnTHS oahoh AoroBapHBarou^e^cn CTOpo- 
Hw TaioKe ocBOÖOKAaioTcn ot ynoMBHyrbix b nyHKie 1 ßaHHO^i 
CraTbM noui/iMH m Apyrnx cöopOB npw mx BBoae Ha rocy^apcT- 
BeHHyK) TeppMTopHfo ApyroH AoroeapHBarouteHca CropOHbt. 

(3) TonnHBO h CMaaoMHbie MaTepnajibi, npHHHTbie Ha öopT 
BoaAUiHbix cyAOB xauKAoro HaaHaneHHoro aBHanpeAnpHarHa oA' 
Hoi^ lloroBapHBaioutei^ CropoHbi Ha rocyAapcTBeHHOH TeppM- 
TopMH ApyroH AoroBapHBarouteHca CropOHbi h HcnonbayeMbie b 
M excAynapoAHOM BoaAyuiHOM cooöuteHMH, ocsoöoxcAaioTca ot 
ynoMBHyrbtx b nyHKre 1 AaHHoA CrarbH houjahh h ApyrHx c6o- 
poB, a raroxe ot BosMOxcHbix nanoroB na noTpeö/ieHne. 

(4) Ka>KAaa floroeapHBaroiuaaca CropoHa momot AapxoTb 
yxaaaHHbie b nyHxrax 1-3 AaHHoi^ CraThH Toeapbi noA Ta- 
MOxceHHbiM HaAaopoM. 

(5) Ha yxaaaHHbie b nyHKrax 1-3 AaHHOM CTaTbH Tosapbi, 
oceoöoxgtöHHbie ot yxasannbix noujJiMH h apythx cöopoB, He 
pacnpocTpaHatOTca oÖbtMHO npHMenaeMbie k hhm aKOHOMHHec- 
KH6 aanperbi h/ih orpaHMseHHa na bbo 3, BUBoa h TpanaHTHyio 
nepeBoaxy. 

(6) KaxcAan AoroBapMBaK>U4aHce CTopona npeAocraBHT na 
ycnoBHflx BaaHMHocTM ocBoöoJKAeHMe OT Hanora c oöopoTa m/im 
OT aHanorHHHbix KOceeHHbix nanoroB na Toeapw m ycnyrM, no- 
craBnneMbie mah OKaabteaeMbie xaxotoMy naaHaneHHOMy aena- 
npeAnpHSTHio ApyroH floroeapHBafOute^ CTopoHbi h Hcno/ib- 
ayeMbte a/ir ocyutecTB/ieHHR ero KOMMepnecKOH AasTenbHocTH. 
OcBOöoxcAeHMe ot nanora moxcot ocymecTB/iHTbcn nyröM 
npeABapHTenbHoro ocBOÖoxcAaHHn mam BoaepaTa ynnaMBHHbtx 
HanoroB. 

CraTbn 7 

nepeeoA aoxo^ob 

Oahb floroBapHBarou^ancR CTOpOHa npCAOcTaenneT Kax<AO- 
My HaaHSMeHHOMy aBHanpeAnpHRTMio ApyroM Aoro&apHBaio- 
utef^CR CTopoHbi npaeo b Aroöoe BpeMR, nioöbiM cnocoöOM, 
CBOÖOAHO M Öea orpaHHHeHHR nepeeOAHTb b ero TAaeHyio kohto- 
py AoxoAbi, noAyMeHHbie ot npoAaxcM TpancnopTHbix ycnyr b 
BOaAyLUHOM COOÖLLieHHH Ha rOCyAapCTBBHHOH TeppMTOpMH Apy* 
ro^ ^oroBapHBaK)U4eHCR CTopoHbi b ak)6oh cbo^Aho KOHsep- 
TupyeMOH BanroTe no o 4 )Hi 4 HaAbHOMy xypcy. 

CraTbn 8 

flpHHi^Mnbi 3KcnnyaTai4HH MapujpyroB 

(1) Kax^AOMy HaaHaneHHOMy asHanpeAnpHRTHK) AoroeapH- 
BaK>u4HxcR CTopoH npcAOCTaBAReTCR cnpaeeAAMBaR h pasHO- 
npaenaR BoaMOXHocrb aKcnnyaTauMH MapLupyroB, ycTanoBAeH- 
Hwx no CTBTbe 2, nyHKT 2 AaHHoro CornaujeHHR. 

( 2 ) npM ocyutecTBAeHMH MexcAyHapoAHOro BoaAyujHoro cooö- 
LMeHHR Ha Mapujpyrax, ycraHOBneHHbix no CraTbe 2, nynxT 2 
ASHHoro CornauieHHR, xaxcAoe HaaHaseHHoe aBnanpeAnpHRTHe 
OAHOM AoroBapHßapHBaiouieitoR CropoHbi Ae^TByer c ysöTOM 
HHTepecoB KaxcAoro HaaHaseHHoro aeHanpeAnpHRTHR Apyroii 
AoroaapHBaiouteHCR CropoHbi. MToÖbt hb naHecTH cyutecTBeH- 
HbtH yutepö BBHanepeBoaKaM aroro aBHanpeAnpHRTHR, axcnnya- 
THpytoutero aBHanMHHio no TOMy xce Mapaipyry hah no ero 
ynacTKaM. 

(3) MexqtyHapoAHoe BOSAyuiHoe cooÖuteHHe no ycTaHoeneH- 
HbiM cornacHO CraTbe 2, nyHicr 2 MapiupyraM b nepeyio one- 
peAs cnyxcHT npsAocTaeneHHio äMKOcrei), cooTBercTByioiUHX 
npeABHAHMOMy cnpocy na aenanepeBoaKH ao h c rocyAapcTBeH- 
HOM TeppHTopHH AoTOBapviBaioute^ CropOHbi, KOTopaR Haana- 
MHAa aBHanpeAnpHRTHR. npaeo sthx aeManpeAnpHRTMi^ ocy- 
utecTBARTb nepeeoaKH MexcAy rryHKraMM na rocyAapcTBeHHOH 
reppHTopHM ApypOH AoroeapHBaiouteAcR CropoHbi no Map- 
UipyraM, ycTanoBAeHHbiM no Crarbe 2, nyHKT 2 AaHHoro Cor- 
AatueHHR, M nyHKTaMH b TperbHx rocyAapcTBax ocyutecTBARer- 
CR B MHTepecax peryAHpyeMoro paaeMTHR MexgitynapoAHoro 
BoaAyujHoro cooöiAeHHR tekhm oöpaaoM, hto npeAAOxceHHe 
ÖMKOCTe^ öyABT opueHTupoeaTbCR 
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a) an die Verkehrsnachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs¬ 
nachfrage unter Berücksichtigung des Örtlichen und regiona¬ 
len Fluglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Flug¬ 
linien des Durchgangsverkehrs. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung jedes bezeichneten 
Unternehmens zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der 
Flugdienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster hinsichtlich 
ihrer Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die 
Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien. 

(5) Erforderlichenfalls sollen sich die Luftfahrtbehörden der 
Vertragsparteien bemühen, eine zufriedenstellende Regelung des 
Beförderungsangebots urul der Frequenzen zu erreichen. 

Artikels 

Übermittlung 

von Betrfebsangaben und Statistiken 

(1) Jedes bezeichnete Unternehmen teilt den Luftfahrtbehörden 
der Vertragsparteien spätestens einen Monat vor Aufnahme des 
Flugiinlenverkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien und vor Beginn Jeder folgenden Flugplanperiode die Art der 
Dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster und die Flugpläne 
mit. Kurzfristige Änderungen sind unverzüglich mitzuteilen. 


(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der 
Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle 
regelmäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be¬ 
zeichneten Unterr^men zur Verfügung, die vernünftigerweise 
angefordert werden können, um das von jedem bezeichneten 
Unternehmen der erstgenannten Vertragspartei auf den rmch 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien bereitgestellte Beförde- 
rungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen alle An¬ 
gaben enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderiich sind. 


Artikel 10 
Tarife 

(1) Die Tarife, die von einem bezeichneten Unternehmen auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien für Fluggäste 
angewendet werden, bedürfen der Genehmigung durch die Luft¬ 
fahrtbehörde der Vertragspartei, In deren Hoheitsgebiet der Ab¬ 
gangspunkt der Flugreise (gemäß Angabe in den Beförderungs¬ 
dokumenten) liegt 

(2) Die bezeichneten Unternehmen berücksichtigen in ihren 
Tarifen die Betriebskosten, einen angemessenen Gewinn, die 
bestehenden Wettbewerbs- und Marktbedingungen sowie die In¬ 
teressen der Nutzer. Die zuständige Luftfahrtbehörde darf die 
Erteilung der Genehmigung nur dann ablehnen, wenn ein Tarif 
diesen Kriterien nicht entspricht. 

(3) Die bezeichneten Unternehmen legen den Luftfahrtbehör¬ 
den die Tarife spätestens einen Monat vor dem vorgesehenen 
ersten Anwendungstag zur Genehmigung vor. 

(4) ist die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei mit einem ihr 
zur Genehmigung vorgelegten Tarif nicht einverstanden, so unter¬ 
richtet sie das betroffene Unternehmen innerhalb von einund¬ 
zwanzig Tagen nach dem Tag der Vorlage des Tarifs. Der Tarif 
darf in diesem Fall nicht angewerKlet werden. Anzuweruten ist 


a) Ha cnpoc Ha aBHanepeeosKH ao h c rocyAepcreeHHOH reppH- 
TopHM AoroeapHBaKHueHca Ctopohm, HaanaHHeujeH aena- 
npeAnpHnTHR. 

b) Ha HMeiou^HHca cnpoc na aeHanepeeoaKH e paüonax, nepes 
KOTOpbie npoxoAHT aBHaiiHHHn, c ynäroM MecTHoro m perno- 
Ha/ibHoro BosAyuiHoro cooÖU4eHHa, 

c) Ha TpeöOBaHHB peHxaöenbHOM aKcnnyarauMM TpansHTHbix 
aaa/iHHHH. 

(4) oöecneMeHHB cnpaeeAnHBbtx h pasHbtx ycnosHA paöo- 
Tbi xaxcAOMy HasHaneHHOMy asHsinpeAnpHBTHio nacTora nonä- 

TOB, THHbl BOSAyUJHblX CyAOB B OTHOUieHHH MX ÖMKOCTH, d TBIOKe 

pacnHcaHne pencoB noAnexcar OAOÖpeHMto BeAOMCTeaMM aena- 
UMOHHbtx BnacTePi AoroeapHBaiou^MXCB CropoH. 

(5) npM HeOÖXOAHMOCTM BCAOMCTBaM aBHaUHOHHblX B/iaCT6M 
AoroBapMBatoiuMxca CropoH cneAyer npMnoxcMTb ycMiiMB An» 
AOCTMMeHMfl yAOB/ieTBopHTenbHoro yperynMpoBaHMa npeAna- 
raeMbtx eMKocrei^ aBMaTpaHcnopra m MacTOTbi nonäroB. 

CraTbn 9 
nepeAana 

SKcnnyaTaifMOHHbix h craTMCTMHecKHX flaHHbix 

(1) KaxcAoe HasHaseHHoe aBManpeAnpHSTMe ne nosAHee oA’ 
Horo MecRua ao Hanana eosAyiuHoro oooöu^eHMB no Mapujpy- 
TaM, ycTanoBneHHbiM no CtaTbe 2, nyHxr 2 AaHHOro Cor- 
naujeHMB, a raioKe nepeA HananoM KaxcAoro rK)cneAyK>utero 
cesoHHoro pacnMcaHM» nonöToe yBBAOM/iaeT Bcaomctbs asna- 
MMOHHbix Bnacreii AoroeapMeaiouiMxcB CropoH o xapaxiepe 
ycnyr, rnnax npCAycMarpMeaeMbix BoaAyuiHux cyAoe h pacnn- 
caHMH noneroB. O KpaTKOCpoHHbix MaMeneHMax cneAyaT yse- 
AOM/iBTb HeaaMeAnMxenbHO. 

(2) BsAOMCTBO aBHaUMOHHblX BnaCTOH OAHOH AOTOBapHBaiO- 
ute^ CropOHbi npsAocTaenaeT BeAOMCTBy aBMauMOHHbix Bna- 
CTeM ApyroM AoroBapMBaiou^eHca CTopOHbi no ero npocböe ece 
nepMOAMHecKHe hah HHbie cTaTHCTMHecKMe MarepManbi no naa- 
HdHeHHbiM aBManpeAnpMaTHBM, Koropbie b paayMHbix npoAenax 
Moryr öbiTb aarpeÖoBaHbi Ana npoeepKM r^AnaraeMbix ömko- 
crei^ Kax^Aoro HaaHaneHHoro aBManpeAnpMBTMn nepeoM Aoro- 
eapMBaioiAeücfl CropoHbi Ha Mapuipyrax, ycraHOBneHMbix no 
CraTbe 2, nyHKt 2 Aannoro CornauieHMR. 3tm MarepManbi Aon- 
xcHbi coAepxcaTb ece AenHbie, HeoöxoAMMue aar onpeneneHMR 
GöbeMa nepeeoaoK, a raioKe rryHKTOB ornpaeneHMR m nyHKToe 
HaaHaMBHMR noneroB. 

Crarbfi 10 
TapHtpbi 

(1) TapMtpbi, npMMeHReMbie HaaHaneHHbiM aeManpeAnpMR- 
TMCM npM nepeBoaxe naccaxcMpoe no MapuipyraM, ycranoBneH- 
HbiM cornacHO Crarbe 2. nyHKT 2 A^HHoro CornaujeHMB, noq- 
nex<aT oAoöpeHMto Bgaomctbom aBMaifMOHHbix anacreü roü Ao 
roeapMBafotueMCR CropoHbt, Ha rocyAapcTB6HHOM reppMTopMM 
KOTOpoft HaXOAMTCR nyHKT OmpaB/ieHMR (COOTBerCTBeHHO AaH- 
HbiM B nepeBoaoMHOM AOKyMenrauMM). 

(2) B CBOMx rapMcpax HaaHaneHHbie aBManpeAnpHSTHR yHMTbi- 
eaioT aKcnnyarauHOHHbie pacxoAbi, paayMHyio npMöbinb, cy- 
luecTByiouiMe ycnMBMR KOHxypeHUMM m pbtHxa cObira, a ranxce 
MHTepecbi nonbaoBareneM rpaHcnopra. KoMnereHTHoe Be- 
AOMCTBO aBMauMOHHbix BnacTOi^ enpaee OTKaaarb b OAoöpeHMM 
TapM(t)a TonbKo b tom cnynae, ecnn oh ne cooTBercrByer aiMM 
xpMTepMRM. 

(3) HaanaMeHHbie aBManpeAnpMRTMR npeAcraenRK)! rapHcfibi 
BeAOMCTBy aBMauMOHHbix enacreH He noapHee, hom aa oamh 
M 6CRU AO HaMBMeHHOü Aaibt MX npHMeneHMR. 

(4) Ecam BeAOMCTBO aBMaqMOHHbix enacreA oahom AorosapM- 
BaKHuei^ CropoHbi hb cornacHO c rapMcpoM, npeAcraaneHHbiM 
eMy Ha OAOÖpeHMe, ro oho yeeAOMnReT oö aroM cooTBercTByK)- 
U4ee npeAnpMRTMe b TeneHMe ABaAMarn oahoto ahr c AR'rbi 
npeAcraeneHMR TapM4)a. B raxoM cnyHae npMPMeHRTb npeAcraB- 
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weiterhin der bisherige Tarif, der durch den neuen Tarif ersetzt 
werden sollte. 

Artikel 11 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh¬ 
men der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Gegensei¬ 
tigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassungen sowie 
Verwaltungs-, kaumfmännisches und technisches Personal zu 
unterhalten, soweit sie von dem bezeichneten Unternehmen be¬ 
nötigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäfti¬ 
gung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti¬ 
gen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die Gesetze 
und sonstigen Vorschriften über die Einreise von Ausländem und 
ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei, 
einzuhalten. Das in den Niederlassungen nach Absatz 1 beschäf¬ 
tigte Personal benötigt jedoch keine Arbeitseriaubnis. 


(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh¬ 
men der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Gegensei¬ 
tigkeit das Recht der Selbstabfertigung von Fluggästen, Gepäck, 
Fracht und Post für die bezeichneten Unternehmen oder andere 
Luftfahrtuntemehmen der anderen Vertragspartei. Dieses Recht 
schließt den den Flughäfen vorbehaltenen Bereich der luftseitigen 
Bodenverkehrsdienste (Verkehrsabfertigung der Luftfahrzeuge) 
nicht ein. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh¬ 
men der anderen Vertragspartei das Recht, seine Beförderungs¬ 
leistungen auf eigenen Beförderungsdokumenten unmittelbar in 
eigenen Verkaufsräumen sowie durch seine Agenten im Hoheits¬ 
gebiet der anderen Vertragspartei an jeden Kunden in jeder Wäh¬ 
rung zu verkaufen. 

Artikel 12 
Luftslcherheit 

(1) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien ihre gegenseitige Ver¬ 
pflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen 
Eingriffen zu schützen. Ohne den allgemeinen Charakter Ihrer 
völkerrechtlichen Rechte und Pflichten einzuschränken, handeln 
insbesondere im Einklang mit dem am 14. September 1963 in 
Tokyo Unterzeichneten Abkommen über strafbar© und bestimmte 
andere an Bord von Luftfahrzeugen begangene Handlungen, dem 
am 16. Dezember 1970 in Den Haag Unterzeichneten Überein¬ 
kommen zur Bekämpfung der widerrechtlichen Inbesitznahme 
von Luftfahrzeug^, dem am 23. September 1971 In Montreal 
Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtli¬ 
cher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt utkI dem 
am 24. Februar 1988 in Montreal Unterzeichneten Pn^okdl zur 
Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger Handlungen auf 
Flughäfen, die der internationalen ZMIluftfahrt dienen, in Ergän¬ 
zung des am 23. September 1971 in Montreal beschlossenen 
Übereinkommens zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen 
gegen die Sicherheit der Ziviiluftfahrt 

(2) Die Vertragsparteien gewähren einander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitznah¬ 
me ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche HaruJIungen 
gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste und 
Besatzung, von Flughäfen und Flugnavigationseinrichtungen so¬ 
wie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
verhindern. 

(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich in Besitz genom¬ 
men oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen die 


neHHbiH TapMcp He paspeujaeTcs. Cneßyei npopo/iPKaTb npMMe- 
HeHkie npe^KHero Tapnrpa, KoropbiM Aon^eH 6bin ÖbiTb saMOHäH 
HOBbIM TapH4>OM. 

CrarrbR 11 

KoMiwepHecKan AenrenbHocrb 

(1) Oahs floroeapHBaioutafica CropoHa npeAOCTaBnneT Ka- 
MAOMy HasHaMeHHOMy aBManpeAnpHSTHio Apyron Aoroeapn- 
BaioLAeHca CropoHbi Ha ochobs eaaviMHOCTH npaeo coAep^Karb 
Ha ee rocyAapCTeeHHOH TeppniopHM cpvinHanbi c aAMHHHCTpa- 

THBHblM, KOMMepMeCKHM M TeXHHSeCKHM nepCOHanOM. nOCKOnb- 
Ky OHM TpeöyiOTcn HasHaMeHHoro aBManpeAnpMBTMs. 

(2) npM ynpexgueHMM (t)HnManoB h npcAOCTaeneHMM paÖoTbi 
nepcoHany, yxasaHHOMy s nyHicre 1 aahhom CTarbM, HaAneMMT 
coÖnioAaTb saKOHbi h mhus npeAnMcaHMs cooTBercTeyioLAeM 
AoroBapHBaK>u4e^ CropoHbi, a raioKe saKcwbi h APy^ne 
npeAnncaHMB, peryjiMpyK>uiMe BbesA MHocTpaHLtee h hx npeöbi- 
Banne Ha rocyAapCTBeHHOM reppHTopHM cooTeeTCTeyiouieM Ao- 
roBapMBaioiAeMCfl CropoHbi. flpM 3 tom Ann nepcoHana, aaHSTO- 
ro B (t>HnHajiax cornacHo nyHxry 1 ashhoh CTarbM. paspeujeHMs 
Ha paöory He Tpeöyerc«. 

(3) OAHa AoroBapMBaKHuaecfi CropoHa npeAOCTaB/ieeT na 
ocHOBe BsaMMHOCTM Kax(AOMy HaaHaneHHOMy aBManpeAnpMB- 
TMK) ApyroH AoroeapHBaioiaeHCB CropOHbi npaeo Ha caMocron- 
TenbHoe oöcnyxcMBaHMe naccaxcMpoe. öaraxca. rpysa m noHTbi 
Ans HasHaMeHHbix aeHanpeAnpMm'HH h/im atib ApyrMX aena- 
npeAnpHBTMjf Apyro^ AoroeapHsaiou^eMCfi CropoHbi. 3 to npaeo 
He BKAtOHaer b ceös yc/iyrn no naaeMHOMy o6cny>KMBaHMK> 
(HaaeMHoe oöcnyxcHeaHMe BoaAyuJHwx cyAoe), KOTopoe BsnseT- 
CB npeporaTHBOH aaponoproB. 

(4) OAHa AoroBapHBaioiMaBCB Cropona npeAOCTaBnneT Ka- 
xcAOMy HaaHaneHHOMy aBManpeAnpMBTMio ApyroM Aoroeapn- 
BaK>u 4 eHCB CropoHbi npaeo npcAasatb cbom ycAym no aenane- 
peBoaxaM na cbohx coöcTBeHHbix nepeecaoMHUx AOKyMenrax 
KaK B coöcTBeHHbix nyHKTBx npoAaxcH, Tax M Hepea cbomx aren- 
TOB Ha rocyAapCTBeHHOM reppHTopHM Apyron AoroeapHBaK)- 
u 4 eMCB CropoHbi moöowy jcnneHTy m aa /ifoöyio Banrory. 

CraTbA 12 

ABMaAHOHHan OeaonacHocTb 

(1) B COOTBeTCTBHH CO CBOMMM npasaMM H OÖSaaHHOCTHMM, 

Bb}T6KaK)urHMM M3 Mex^AynapOAHoro npaea, AoroeapHsaioLAMe- 
cn CTopoHbi noATBepxcAatOT cBoä saaHMHoe oösaarenbCTBO 
aaiAMiaaTb öeaonacHOCTb rpaxcAaHCKOM aBMauHM ot npoTMBO- 
npasHbix nocnrare/ibCTB. He orpaHMHMBae o6u 4MM xapaxTep 
CBOHX Me^KAynapOAHbix npas m oösaaHHocreH, AoroBapneaK)- 
LUMeca CropOHbi AeHCTByK)T npexcAe ecero b cooTBeTCTBHM c 
nonoxceHMaMH KOHBeHUHH o npecryn/ieHMax h Hexoropbix Apy* 
TKX axTax, coBeptuaeMbix Ha öopry BoaAyuiHbix cyAoe. noAnn- 
caHHOM B Tokho 14 ceHTBöpa 19^ roAa, KoHeeHUMM o öopböe c 
HeaaxoHHbiM aaxBaroM BoaAyuiHbix cyAoe. noAnncaHHOji b faa- 
re 16 Aexaöpa 1970 r., KoHBeHUMM o 6opb6e c HeaaxoHHbiMM 
axTaMH, HanpaB/ieHHbiMM npoTMS öeaonacHOCTM rpaxcAancxoM 
aBHaAHH, noAHMcaHHOH B MoHpeane 23 ceHTRÖpa 1971 roAa. m 
ripoTOKona no Öopböe c HeaaxoHHbiMH atcraMH HacHnna b aapo- 
noprax, oöcnyxoiBaioutHX MexcAynapOAHyio rpaxcAdHcxyio 
aBHauMK), noAnncaHHoro 24 (peepa/ia 1988 roAa b MoHpeane. b 
A ono/iHeHHe x npMHaroä 23 ceHTaöpa 1971 roAa b MoHpeane 
KoHseHLtHM o öopböe c HeaaxoHHbiMM axTaMM, HanpaeneHHbfMM 
npoTHB öeaonacHocTH rpaxcASHCxoi^ aBHauHH. 

(2) AoroBapHBaK>LAMeca CropoHu oxaabiBam Apyr Apyry no 
xoAaraHCTBy nK>6yio HeoöxoAHMyx> noAA^pxcxy, HTOöbi npe- 
AOTBpaTHTb HeaaxoHHbiit aaxBar rpaxg^ancxHX BoaAyuJHbix cy- 
AOB H APyrne npoTHBonpaeHbie ASHCTBHa, HanpaBneHHbte npo¬ 
THB ÖeaonacHocTM BoaAyuiHbix cyAOB, hx naccaxcHpOB m MneHOB 
axHnaxca, npOTMB aaponoproB m aapoHaBHrauHOHHbix cpeAcre, a 
Tax>Ke ntoöyx) yrpoay öeaonacHocTM rpa>xAaHcxoH aBnauHH. 

(3) B cnysae HeaaxoHHOro aaxBara BOSAytuHoro cyAna amöo 
coBepujeHHa hah yrpoabi hhoto axra HeaaxoHHoro BMetuare- 
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Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug- 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unterstüt* 
zen die Vertragsparteien einander in gegenseitigen Konsultatio* 
nen durch Erleichterung des Femmeldeverkehrs und sonstige 
geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche Bedro¬ 
hungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst geringer 
Gefährduf>g von Leben durchführbar ist 

(4) Jede Vertragspartei trifft alle ihr durchführbar erscheinenden 
Maßnahmen, um sichefzustellen, daß ein Luftfahrzeug, das wi¬ 
derrechtlich in Besitz genommen wurde oder hinsichtlich dessen 
andere widerrechtliche Eingriffe vorgenommen wurden und das 
sich in ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort festgehalten 
wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordringlichen Ver¬ 
pflichtung zum Schutz des Leberrs der Besatzung und der Rug- 
gäste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit durch¬ 
führbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen getroffen 
werden. 

(5) Die Vertragsparteien handeln in ihren gegenseitigen Bezie¬ 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Zivilluftfahrt-Abkommens bestimmt werden, soweit 
diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien anwerKlbar 
sind; sie verlangen, daß die Halter von in ihr Register eingetrage¬ 
nen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughalter, die ihren Hauptge¬ 
schäftssitz oder ihren ständigen Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet 
haben, sowie die Betreiber von Flughäfen in Ihrem Hoheitsgebiet 
im Einklang mit diesen Luftsicherheitsvorschriften handeln. 


(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltem verlangt werden kann, die in Ab¬ 
satz 5 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von der 
anderen Vertragspartei für den Einflug in ihr Hoheitsgebiet, den 
Ausflug aus ihrem Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede Vertragspartei gewährlei¬ 
stet, daß in ihrem Hoheitsgebiet Maßnahmen zum Schutz von 
Luftfahrzeugen und zur Durchleuchtung von Fluggästen, Besat¬ 
zung und Handgepäck sowie zur Durchführung angemessener 
Sicherheitskontrollen bet Gepäck, Fracht und Bordvorräten vor 
und bei dem Einsteigen oder Beladen wirksam angewendet wer¬ 
den. Jede Vertragspartei wird jedes Ersuchen der anderen Ver¬ 
tragspartei um vernünftige besorKlere Sicherheitsmaßnahmen zur 
Abwendung einer bestimmten Bedrohung wohlwollend prüfen. 


(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvorschrif¬ 
ten dieses Artikels ab. so kann die Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luftfahrtbehör¬ 
de der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt innerhalb 
eines Monats nach dem Datum dieses Ersuchens eine zufrieden¬ 
stellende Einigung nicht zustande, so ist dies ein Grund, die 
Betriebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtuntemehmen 
der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu widerrufen, 
einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. Wenn eine ernste 
Notlage dies erfordert, kann eine Vertragspartei vor Ablauf dieses 
Monats voriäuflge Maßnahmen treffen. 


Artikel 13 

Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere 
Vertragspartei den Unternehmen, die in beiden Staaten Luftver¬ 
kehrsrechte ausüben, die Durchführung von Maßnahmen, die 


jibCTBa B öesonacHOCTb BosA/iuHoro cyAHa, ero nacc£UKHpoe h 
eKunsuKa, asponoproB h/ih aapoHaBMrauHOHHbtx cpeAcrs floro- 
8apMBai0U4HecR CrooHbi ÖyA/r nyrÖM BsanMHbix KOHcynbrauHü 
cnocoÖcTBOBaTb Apyr Apyry ynpoiAeHMeM cbhsh h APyniMH 
cooTBeiCTByKHUMMM MopavH, HanpaB/ieHHbiMM Ha npeceMeHHe 
Taxoro npoHcaiecTBHS hah ero yrposb« rax ÖbicTpo, xax sto 
B03M0X(H0 c yHÖTOM MHHHMa/lbHOrO pHCXa AnS XOiSHH. 

(4) KeuKAds noroBapHBaK}U4aBcn CropOHa npHHMMaer ece 
npeAcraenRiou^Hecn ocyuiecTBHMbiMH Mepbi aar Toro, mto- 
öbi HesaxoHHO saxBaneHHoe mam craeujee MepreoH mhux npoTH- 
BonpaBHbix nocRraTBAbCTB eosAyiuHoe cyAHO, HaxoARuteecR Ha 
seMAe Ha eö rocyAapcTBeHHOH reppHTopHM, saAepMHBanocb, 
ecAH ero Bsnör ne BbiaeaH HeoöxoAHMocTbio nepBOonepeAHoro 
oöRsaTe/ibCTBa sau^niAaTb xchshb sxMnax^ h naccaxoipoB. Ho 

BO3MO)KH0CTH HOAOÖHbie MCpbl AOAMHbl npMHHMaTbCR HB OCHO- 

ee BsaMMHbtx xoHcyjibTauHH. 

(5) B CBOMx BsaMMOOTHOUjeHHRX AoroBapHBaiou4HecR CTOpO- 
Hbi Aei^TByioT b cooTBercTBHH c npeAnHcaHHRMM no aBnaAMOH- 
Hoi^ öesonacHocTM, ycraHOBAeHHbiMH Me^xAyHapoAHOH opraHH- 
sauHeü rpcUKAancKOH aBnauHH h onpeAenÖHHbiMH b npn- 

AOPKBHHRX K KOHBeHUHH O TpeUKAeHCKOH aBHaUHH, nOCTOJIbXy, 
nocKonbxy sth npeAnncaHMR no öesonacHOCTH npHMeHHMbi x 
AoroBapHBaioiAHMCR Ctopohsm; ohh AOA)KHbi TpeÖOBarb, hto- 
6bl BABABAbUbl SaHeCÖHHblX B HX peeCTp BOSAyUJHblX CyAOB H 

anaAenbubi BosAyiUHbix cyAOB, HMeK)iAHx cboö ochobhob mbcto 
AeRTBAbHOCTH HJIH HOCTORHHOe MeCTOnpeÖblBaHHe Ha HX rocy- 
AapcTseHHOH TeppHTopHH, a Taxxce (pHpMbi, 3KcnnyaTHpyK>iuHe 
aaponopTbi Ha hx rocyAapcTeeHHOH reppHTopHH, AencTBOBa/iH b 
COOTBBTCTBHH C 3THMH npeAAHCaHHRMH HO aBHaUHOMHOH 0630- 
nacHOCTH. 

(6) Kaxg:iaR floroBapHBaK)u4aRCR CropoHa cornaujaercR c 
TeM, MTO OT raxHx BnaAe/ibuee BOSAyuiHbix cyAOB Moxer öbirb 
noTpeöoBaHO coö/itoACHHe nonoxceHHÜ no aenaaHOHHOH Öeao- 
nacHOCTH, yxasaHHbix b nyHxre 5 ashhoü CrarbH, ycTanaB/rH- 
BaeMbtx B OTHOUjeHHH npH/iära, ebmera hah npeöbieaHHR na 
rocyAapcTBeHHOH reppHTopHH 3 toh ApyroH AoroBapHBafOU4eH- 
Cfl CropoHbi. KaxAaR AoroBapHBaK>u4aRCR Cropona oöecnenHT, 
MTO Ha eö rocyAapcTBeHHOH reppHTopHH öyAyr npHMeHRibCR 
AeücreeHHbte Mepu no 3au4HT6 BosAytUHbix cyAOB h AOCMOTpy 
(npocseHHBaHHK)) naccaxcHpoe, MnenoB axHoauxa h pyMHOH 
x/iaAH, a Taxxce no npoeeACHHio paayMHbix npoeepox na Öeao- 
nacHocTb öaraxca, rpyaa h ÖopTOBux aanacoB ao h bo epeMR 
nocaAXH naccaxcnpoB h/ih npHHRTHR rpyaa na öopr. KaxcAaR 
AorosapHBatoutaRCR CropoHa öyAer ÖAarocxnoHHO paccMarpH- 
eaib xaxcAoe xoAaraHCTBo Apyroü AoroBapHBaiomeMCfl Cropo- 
Hbi B OTHOüieHHH BseAeHHR paayMHbfx cneuHanbHbix Mep öeao- 
nacHOCTH aar ycrpaHeHHR onpeAeneHHOM yrpoabi. 

(7) Ecah oAHa AoroBapHsaiou^aRCR Cropona yx/ioHRercR ot 
npeAHHcaHHH no aBHauHOHHOH ÖeaonacHocTH AenHOH CrarbK, 
TO BeAOMCTBO aBHauHOHHbtx BAacreH Apyroii AoroeapHBaio- 
uteHCR CropoHbi Bnpase xoASTaHCTBoeaTb o HeMBAAeHHux koh- 
cynbrauHRx c Bcaomctbom aenauHOHMbix BnacreH ApyroH Ao* 
roBapHBaK>U 4 eHCR CropoHbi. Ecah b reneHHe MecRua c AaTbi 
HanpaBAeHHR raxoro xoAsra^CTBa ne AOcrnraeTCR yAOBAerao- 
pHTBAbHoe paapeiiieHHe, to 3to rbarbtcr ocHoeaHneM aar 
npHOcraHOBAeHHR, aHHynHpoeaHHR hah orpaHHHeHHR paa- 
peuieHHR Ha aKcnAyarauHK) oAHOMy hah HecxoAbXHM aenanpeA- 
npHRTHRM nepBOH AoroBapHBaK>U4eik^ CropoHbi, hah paa- 
peoieHHe öyAer CBRaano c onpeAenöHHbiMH ycAOBHRMH. Ecah 
T oro rpeöyer MpeasbiMaHHaR CHryauHR, xaxcAaR AeroeapHBax)- 
u^aRCR Cropona enpaae npHHRTb npeABapnreAbHbie Mepu ao 
H creHeHHR yxaaaHHoro mbcrmhoto cpoxa. 

CrarbH 13 

B'besA H KOHroponb npoesAHbix AOKyMSHroe 

(1) flo xoAaraHCTBy oahoh AoroBapneaiou^eHCR CropOHbi 
ApyraR AoroBapHBatou 4 aRCR CropoHa paapeiuaer aBHannpeA- 
npHRTHRM, KOTopbie noAbaytoTCR npaBaMH BoaAyiuHoro cooöu^e- 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 22, ausgegeben zu Bonn am 3. Juni 1997 


1041 


gewährleisten sollen, daß nur Fluggäste mit den für die Einreise in 
oder die Durchreise durch den ersuchenden Staat erforderlichen 
Reisedokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an ihrem Zielort 
zuröckgewiesen wurde, nachdem dort festgestellt worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprüfung 
auf, wenn sich diese Person vor ihrer Abreise nicht nur im unmit¬ 
telbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei aufgehal- 
ten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person nicht in 
das Land zurück, in dem zuvor festgestelit worden ist, daß sie 
nicht einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weiteren 
Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließlich 
in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkehrungen 
für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung in einen 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie aus 
anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. Hat eine 
Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht einreisebe¬ 
rechtigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zerstört, so er¬ 
kennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den Behörden der 
Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die Person nicht 
einreiseberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, das die Um¬ 
stände von Abflug und Ankunft bestätigt. 

Artikel 14 
Direkttransit 

Fluggäste, Gepäck und Fracht, die im Direkttransit durch das 
Hoheitsgebiet der einen Vertragspartei befördert werden und das 
Gebiet des Landeflughafens nicht verlassen, unterliegen lediglich 
einer vereinfachten Kontrolle, soweit nicht Maßnahmen zur Ge¬ 
währleistung der Luftsicherheit anderes erfordern. Gepäck und 
Fracht im Direkttransit werden von Zöllen oder ähnlichen Abgaben 
befreit. 

Artikel 15 

Meinungsaustausch 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam¬ 
menarbeit und eine Verständigung in allen die Anwendung dieses 
Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 

Artikel 16 
Konsultationen 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Fiuglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags¬ 
partei jederzeit Konsultationen beantragen. Das gilt auch für Erör¬ 
terungen über die Anwendung des Abkommens, wenn nach An¬ 
sicht einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Artikel 15 
kein zufriedenstellendes Ergebnis erbracht hat. Die Konsultatio¬ 
nen beginnen innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des 
Antrags bei der anderen Vertragspartei. 

Artikel 17 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 16 beige¬ 
legt werden kann, wird sie auf Verlangen einer Vertragspartei 
einem Schiedsgericht unterbreitet. 


HHa B oöenx crpaHax, nposeAeHkie Mep, oÖecnenMBaioLMHX ne- 
peeosKy To/ibKo rex naccaxcnpoe, y KOTopbix HMeioTcn npoesA* 
Hbie AOKyveHTbi, rpeöyeMbie B'besAa Hnn TpaHSMra Mepes 
TeppMTopMK) xoAaravicTByioiAeM CropoHbi. 

(2) KauKAaa AoroeapMBaioiAaacn CropoHa Cyper npHHMMarb 
Ana npOBepKM Menoeexa, ne nponymeHHoro b nyHKie HasHane- 
HM« nocne toto, xax Cuno ycraHoeneHO, mto y nero hot npaea 
Ha B'besA, acnM Tonbxo stot Menoeex ao cBoero Bbinera He 
HaxoA^nca b npaMOM rpansHTe Ha rocyAapcTseHHOM Tepparo- 
pkiH 3TOM floroBapHBaiomeHca CropoHbi. AoroBapHBatomneca 
CropoHbi He HanpaenafOT Taxoro Menoeexa oÖparHO b CTpaHy, 
TAO panee öbino ycTanoeneHo, hto y nero ner npasa na 
B'besA« 

(3) 3to nonoxcenne ne Meiuaer enacTaM nposecTM AanbHen- 
ujyx) npoBepxy nenoeexa, ne nponyiaenHoro b crpany xax ne 
HMeK)u 4 ero npasa na B-besA. MToöbi ycTaHOBHTb, Moxcer na oh 
öbiTb npMHar b stom rocyAapcTBe, nnH npHHaTb Mepu no ero 
AanbHe^uje^ nepeeosxe, yAaneHHX) MnM suABopeHMK) b rocy- 
AapcTBO, Mbö rpa>KAaHCTBO oh HMeeT nnn b xoTOpOM oh mo^kbt 
öbiTb npMHar no xaxMM-jiHöo APyrMM npkiHHHaM. B tom cnynae, 
ecnn nenoeex, b OTHoiueHMM xoioporo öwno ycTanoBneHO, hto 
OH He MMeer npasa na sbesA, norepan wnw yHHHTOJXMn cboh 
npoesAHbie AOxyMeHTbi, AoroBapHsaK)iAaaca CropOHa öyABT 
npHSHaeaTb bmbcto hhx AoxyMeHi, noATBepMAaK)LUHA oöcToa- 
renbCTBa Bbinera m npunära, BbtAannbiH enacraMM toh Aoroea- 
pMBaK)iaeHca CropoHbi, tas öwno ycraHoeneHo, hto stot neno- 
Bex He MMeer npaea na B'besA- 

CraTbn 14 
npflMOi) TpaHSMT 

riaccaxcMpbi, öaraoK m rpya, cneAyK)U4Me npaMWM rpaHSMroM 
Hepes rocyAapcrBeHHyx) reppMropMX) oahom AoroBapMBaio- 
U 4 e^ca CropoHbi m He noKMAaK)U4Me pai^ona aaponopra, Bbipa- 
reHHoro Ana stom uenM, öyAyr noAseprarbca natub ynpou^en- 
HOMy xoHrponio, ecnn MHoe ne Bbisbisaerca MepaMM no oöecne- 
MCHMK) aBMai4M0HH0M öesonacHOCTM. Bara>x m rpys, cneAyK)U4Me 
npaMbiM TpaHSMTOM, He öyAyr oönararbca raMo>KeHHbiMH cöo- 
paMM M ApyrMMM noAOÖHbiMM HanoraMM. 

CraTbR 15 
OÖMeH MHeHHRMH 

rio Mepe HeoöxoAMMOcrM MexcAy BeAOMcreaMM asMaMMOH- 
Hbjx BnacreM AoroBapMBaxjiAMxca CropoH npoBOAMrca oömoh 
MHeHMaMM Ana recHoro corpyAHMMecrea m BsaMMonoHMMaHna 
no BceM BonpocaM, xacaioiAHMca npHMeHeHna ASHHoro Cor- 
naiueHMa. 

CraTbR 16 
KoHcy^bTa^HH 

Ana o6cy>xAeHMa MSMeneHMM ABHHoro CornatueHMa m/im ra- 
önMUbi MapujpyroB ana eonpocos ronxosaHMa xa>KAaa Aoroea- 
pMBaiou^aaca Cropona MOx<er b nioöoe BpeMa xoAaraMcrBOBarb 
o npoBCAeHMM xoHcynbrauMM. 3ro )Ke pacnpocrpanaerca na 
oöcyxcAeHMe npHMSHMMOcrM AanHoro CornaujeHMa, ecna no 
MHeHMfO OAHOM AorOBapMBaK)LAeMCa CrOpOHbl OÖMBH MHeHMaMM 

cornacHO Crarbe 15 ne Aan yAOBnereopMrenbHbix peaynbra- 
roB. KoHcynbrauMM AonxcHbi Hanarbca b reneHMe AByx Mecaues 
nocne nonyneHMa APyroPi AoroBapMBaK>LAeMca CropoHOM xo- 
AaraMcrea. 

CraTbR 17 

yperynMpoBaHHe cnopoe 

(1) EcnM He yAaerca ynaAMrb pasHornacMe b ornoujeHMM 
ronxoeaHMa Mnn npHMeneHMa AaHHoro CornaujeHMa cornacHO 
Crarbe 16, ro sror cnop nepenaerca no rpeÖosaHMK) oahom 
AoroBapMBaioLAeMa CropOHbi b rperevicxMM cyA. 
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(2) Das Schiedsgericht wird von Fair zu Fall gebildet. Indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden einigen, 
der von den Vertragsparteien bestellt wird. Die Mitglieder werden 
innerhalb von zwei Monaten, der Vorsitzende innerhalb von drei 
Monaten bestellt, nachdem die eine Vertragspartei der anderen 
mitgeteitt hat, daß sie die Meinungsverschiedenheit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 


(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver¬ 
tragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil¬ 
luftfahrt-Organisation bitten, die erforderlichen Ernennungen vor¬ 
zunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit einer 
der Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund ver¬ 
hindert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Sei¬ 
ne Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bindend. Jede 
Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertre¬ 
tung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des 
Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den Ver¬ 
tragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt das 
Schiedsgericht sein Verfahren selbst 

Artikel 18 

Mehrseitige Übereinkommen 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes allgemeines 
mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so gehen des¬ 
sen Bestimmungetii vor. Erörterungen zur Feststellung, inwieweit 
ein mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen beendet, 
ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 16 statt. 


Artikel 19 

Registrierung bei der 
intematlonaien Zivilluftfahrt-Organisation 

Dieses Abkommen, jede Änderung desselben und jeder Noten¬ 
wechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden der Internationalen Zivil¬ 
luftfahrt-Organisation zur Registrierung übermittelt. 

Artikel 20 

Frühere Abkommen 

Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen vom 
11. November 1971 zwischen der Regerung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regienaig der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Luftverkehr im Verhältnis zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland utkI der Republik Usbekistan außer 
Kraft 

Artikel 21 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die 
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzurtgen für das Inkraft¬ 
treten des Abkommens erfüllt sM. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos¬ 
sen. 


(2) TpoTe^^CKM^ cyA mo^kot öbiTb oöpasoeaH b k£ukaom koh- 
KpeTHOM cnyMae cnenyioiUHM oöpaaoM: Ka;KAaH AoroBapktBaio- 
mancn CropoHa HasHanaeT no oAHOMy MneHy cyAa, a oöa 3 thx 
H neHa AoroBapneaioTcn o npeAceAarene cyAa, KOTopwM ao- 
n>KeH öbiTb rpaMAaHMHOM Tperbero rocyAapcTsa h HasHanaTb- 
cn AoroBapHsaiou^MMHcn CropoHaMM. HneHbi Tperef^CKoro cyna 
HasHdMaiOTcn b TeneHiie Asyx MecHuee, a ero npeAceAare/n» 
- B TeneHHe rpäx MecnueB nocne Toro, ksk oAHa floroeapn- 
Batou^ancn CropoHa yBOAOMHna APyryio florosapMBaioutyKx:» 
CropoHy o cboöm HaMepeHHH nepeAatb cnop b rpereHCKHM 
cyA. 

(3) npH HecoöniOAaHHH cpOKOs, yKaaaHHbix b nyHicre 2 ashhoh 
CT aTbM, KaxcAan AoroeapHBaiouiancn CropoHa enpaee b cnyMae 

OTCyrCTBMfl MHOÜ AOrOBOpÖHHOCTH OÖpaTMTbCfl K flpesHAeHTy 
CoBera Me?KAyHapOAHOH opraHMsauHM rpax^AaHCKOH aBHauHH c 
npocbÖOH ocyutecTBHTb HeoöxoAMMbie HasHaHeHHfi. Ecam npe- 
SHAeHT namieTcn ipaxcAaHHHOM oahoü ks AoroaapMBaioiAHxcn 

CTOpOH MAH eCAH OH 00 APyTHM npHMHHaM HB MOXCOT npOBOCTM 

HasHaMBHHe, ro sto AonxceH öyAer cAenarb saMeiMaKXAMü ero 
BHue-npesHAeHT. 

(4) TperencKHM cyA npMHHMaer peujeHHn öonbiuHHCTBOM ro- 
nocoB. Ero peujeHHn oönsarenbHbi Ann AoroBapHeaiotAHxcn 
CTopoH. KsuKAan AoroeapiiBaKMAancn CropoHa Hecär pacxoAu 
no coAapxcaHMio ceoero MneHa cyna, a rafoice cbohx npeAcraBH- 
Tone^ B Tpere^KOM npouecce; pacxoAbi no coagpxohmk) 
npeAceAarenn, a Taioxe HHbie pacxoAbi nopoBHy Hecyr oöe 
AoroBapHBaiou^Hecn CropoHbi. B ocranbHbix Bonpocax TpereHc- 
KHH cyA ycTaHaBAMBaer cboh npaenna npoueAypbi. 


CraTbfl 18 

MHOrOCTOpOHHHe KOH8eH4HH 

B cnyMae BCTynneHMn b cnny oöu^eM MHorocTopoHHeH kohboh- 
MMH no B03AyUtHOMy COOÖlUeHHK), npHHBTOÜ AorOBapHBaiOU4H- 
MHCR CropoHaMM, nonoxceHHR tbkoh kohbohumh hmbiot npeHMy- 
utecT&eHHyio cnny. OÖcyxcAeHHs roro, HacKonbKO MHorocTopoH- 

HRR K0HB6HUHR npCKpaTHT ACHCTBHe, SaMeHMT, M3MeHHT HAH 
AonoAHHT AaHHoe CornaujeHHe, rpoeoARTcn cornacHO CraTbe 16 
AaHHoro CornauieHHR. 


CraTbfl 19 

PerHcrpat^Hfi b MexcAyHapoAHOü opraHMsaitHH 
rpaacAaHCKOü asiiaitHM 

AaHHoe CornaujeHHe, ntoöoe ero MSMOHeHHe m nioöoä oÖmbh 
HOTBMM cornacHO CraTbe 2, nyHicr 2 AaHHoro CornaujeHHR 
HanpaBARioTCR Arm perncTpauHH b Me>KAyHapOAHyio opraHMsa- 

AHIO rpaXCASHCKOH aBHauHH. 


CraTbR 20 

flpexcHiie CornauieHHii 

Co BcrynneHHeM b cnny AaHHoro CornaujeHHR yrpaMHBaer 
CHny CornaujeHHe MexcAy npaBHTenbCTBOM OeAeparHBHOH 
PeaiyöAHKM FepMaHHR h npasHrenbCTBOM Coiosa CoBercKMX 
COMHanHCTMMeCKHX PecnyÖAHK O BOSAyUJHOM COOÖUteHMH OT 
11 HOflöpn 1971 roAa b othoujöhhrx MexcAy OeAeparHBHoä 
PecnyöAHKOH FepMaHHR h PecnyönHKOH ysöeKMcraH. 

CraTbfl 21 

BcrynneHHe b CH/iy, cpoK A8üCTBHfi 

(1) AaHHoe CornaujeHHe BCTynaer b cnny Mepes oamh Mecnu 
nocne roro ahr, KorAa oöe AoroeapHBaioutHecR CropoHbt yee- 
AOMRT Apyr Apyra oÖMenoM hotamh o tom, mto hmh BbinonHeHbi 
HeoöxoAHMbie BHyrpHrocyAapcTBeHHbie npouoAypbi aor ecry- 
nneHHR b cnny AaHHoro CornaujeHHR. 

(2) AaHHoe CornaujeHHe saKniOMaeTCR Ha HeonpeAenÖHHbiä 
cpoK. 
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Artikel 22 
Kündigung 

Eine Vertragspartei kann die andere Vertragspartei jederzeit 
von Ihrem Beschluß In Kenntnis setzen, dieses Abkommen zu 
beenden; die Kündigung wird gleichzeitig der Internationalen ZiviN 
luftfahrt-Organisatlon mitgeteilt. In diesem Fall tritt das Abkommen 
zwölf Monate nach Eingang der Mitteilung bei der anderen Ver¬ 
tragspartei außer Kraft, sofern nicht die Kündigung vor Ablauf 
dieser Zeit durch Vereinbarung zurückgenommen wird. Wird der 
Eingang der Mitteilung von der anderen Vertragspartei nicht be¬ 
stätigt, so gilt als Eingangstag der vierzehnte Tag nach dem 
Eingang der Mitteilung bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Orga¬ 
nisation. 


Geschehen zu Bonn am 16. November 1995 in zwei Urschrif¬ 
ten, jede in deutscher, usbekischer und russischer Sprache, wo¬ 
bei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und des usbekischen Wortlauts ist der russische 
Wortlaut maßgebend. 


CraTbA 22 
fleHOHcai^Hn 

Ka^flaa floroeapuBaromaaca CropOHa MOJKer e nioöoe epewa 
yeeAOMkiTb ApyryK) AoroBapkiBaK>u4yioca CropoHy o CBoeM 
peujeHkiM npeKpaTHTb Ae^TBHe ASHHoro CornaiueHMe; raKoe 
yeeAOMneHkie o AenoHcauHM aohmho ÖbiTb OAHoepeMeHHO Ha- 
npaB/ieHO Me>KAyHapoAHOH opraHHsauHH rpa^KASHCKOH aena- 
AHM. B TaKOM c/iynae CornaiueHMe yiparm cmiy Mepea AseHaA- 
Aaxb MecBuee c ASTbi nonyMeMHB yBeAOM/ieHHB APyron Horosa- 
pHBaioiuencB CropoHOM, ecnn AGHOHcaAHn He ÖyAer oiMeHena 
no AoroBOpeHHOCTM ao HCTeneHMB aroro nepHOAa. B cnynae 
OTcyrcTBHB noATBepjKAeHMR nonyHeHHB AenoHcauHM ApyroH 
AoroBapMBaK>u4eHCB CropoHOM yBeAOMjieHHe ao/i^kho paccMa- 
TpHBatbCB KOK nonyHBHHoe Mepea MeTbipHaAuarb ahom c AaTu 
nonyHeHHR yBBAOM/ieHH« Me^AyHapoAHOM opraHnaauHeii rpa- 

MABHCKOH aBktaukiH. 


CoBepiueHO b Bohho 16 HORÖpa 1995 roAa b Aßyx noAnwHHbix 
3K3eMn/iBpax, KaxcAbiH Ha neMeuKOM, yaÖeKCKOM h pyccKOM 
B3biKax, npHMÖM Bce TeKCTbi MMeroT CMJiy. 8 cnyMae paanHMHoro 
TOjiKOBaHHB HeMeuKOfo H yaÖeKCKoro tbkctob peiuaroiAHM bb- 
XieeTCB TBKCT Ha pyCCKOM B3blKe. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a npasHTenbCTBo cbeAepaTHBHOM PecnyönMKH FepMaHMB 

Kinkel 

Für die Regierung der Republik Usbekistan 
3a ripaBHTeribCTBo PecnyÖ/iMKH yaÖeKHcraH 

A. Kami low 
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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 26. August 1994 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam 

über den Luftverkehr 

Vom 26. Mal 1997 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 26. August 1994 Unterzeichneten Abkommen zvyrischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Sozialisti¬ 
schen Republik Vietnam über den Luftverkehr wird zugestimmt. Das Abkommen 
wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 20 Abs. 11n Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 26. Mai 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Wissmann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam 

über den Luftverkehr 

Air Transport Agreement 

between the Government of the Federal Republic of Germany 
and the Government of the Socialist Republic of Vietnam 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam - 

Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale Zivil¬ 
luftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 7, Dezem¬ 
ber 1944. 

in dem Wunsch, ein Abkommen zum Zweck der Einrichtung und 
des Betriebs des Fiuglinienverkehrs zwischen ihren Hoheitsgebie¬ 
ten und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) „Luftfahrtbehörde“ in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land das Bundesministenum für Verkehr, in bezug auf die 
Sozialistische Republik Vietnam die Zivilluftfahrtverwaltung 
Vietnams - das Ministerium für Verkehr oder in beiden Fällen 
jede andere Person oder Stelle, die zur Ausübung der diesen 
Behörden obliegenden Aufgaben ermächtigt ist; 

b) „bezeichnetes Unternehmen“ ein Luftfahrtuntemehmen, das 
eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei nach Artikel 3 
schriftlich als ein Unternehmen bezeichnet hat, das auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien internationalen 
Fluglinienverkehr betreiben solL 

(2) Der Begriff „Hoheitsgebiet“ wird gemäß dem innnerstaal- 
lichen Recht und dem Völkerrecht ausgelegt. 

(3) Die Begriffe „Fluglinienverkehr“, „internationaler Fluglinien¬ 
verkehr“ und „Landung zu nichtgewerbtichen Zwecken“ haben für 
die Anwendung dieses Abkommens die in Artikel 96 des Abkom¬ 
mens vom 7. Dezember 1944 über die Internationale Zivilluftfahrt 
in seiner jeweils gültigen Fassung festgelegte Bedeutung. 

(4) Der Begriff „Tarif bedeutet den Preis, der für die interna¬ 
tionale Beförderung von Fluggästen, Gepäck oder Fracht (ausge¬ 
nommen Post) zu berechnen ist, und schließt folgendes ein: 

a) jeden Durchgangstarif oder Betrag, der für eine internationale 
Beförderung zu berechnen ist, die als solche vermarktet und 
verkauft wird, einschließlich derjenigen Durchgangstarife, die 


The Government of the Federal Republic of Germany 

and 

the Government of the Socialist Republic of Vietnam, 

Being Parties to the Convention on International Civil Aviation 
opened for signature at Chicago on December 7, 1944, and 


Desiring to conclude an agreement for the purpose of estab- 
lishing and operating air Services between and beyond their 
respective territories, 

Have agreed as follows: 

Articie 1 

(1) For the purposes of the present Agreement, unless the text 
othenA^ise requires: 

(a) The term “aeronautical authorities“ means in the case of the 
Federal Republic of Germany, the Federal Ministry of Trans¬ 
port; in the case of the Socialist Republic of Vietnam, the Civil 
Aviation Administration of Vietnam - Ministry of Transport; or 
in both cases any other person or agency authorized to per¬ 
form the functions exercised by the said authorities; 

(b) the term “designated aiiiine“ means an airline that one Con¬ 
tracting Party has designated In writing to the other Contrac¬ 
ting Party in accordance with Articie 3 of the present Agree¬ 
ment as being an airline which is to operate international air 
Services on the routes specified in accordance with paragraph 

(2) of Articie 2 of the present Agreement, 

(2) The term Territory" shall be understood in accordance with 
national and international law. 

(3) The terms “air Service", “international air Service" and “stop 
for non-traffic purposes" have, for the purpose of the present 
Agreement, the meaning laid down in Articie 96 of the Convention 
of December 7,1944, on International Civil Aviation as amended 
at present or in future. 

(4) The term TarifT means the price to be charged for the 
international carriage of passengers, baggage or cargo (excluding 
mall) and comprises: 

(a) any through tariff or amount to be charged for international 
carriage, marketed and sold as such, including through tariffs 
constructed using other tariffs or add-ons for cam’age over 
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unter Verwendung von anderen Tarifen oder von Anschluß¬ 
tarifen für eine Beförderung auf intemationaten Strecken¬ 
abschnitten oder auf inländischen Streckenabschnitten, die 
Teil des internationalen Streckenabschnittes sind, gebildet 
werden; 

b) die Provision, die für den Verkauf von Flugscheinen für die 
Beförderung von Fluggästen und deren Gepäck oder für die 
entsprechenden Maßnahmen bei der Beförderung von Fracht 
zu zahlen ist; 

c) die Bedingungen, nach denen sich die Anwendbarkeit des 
Tarifs octer des Beförderungspreises oder die Provisions¬ 
zahlung richtet. 

Er umfaßt auch 

d) alle wesentlichen Leistungen, die in Verbindung mit der Beför¬ 
derung erbracht werden; 

e) jeden Tarif für die als Zusatz zu einer internationalen Beförde¬ 
rung verkaufte Beförderung auf einem inländischen Strek- 
kenabschnitt, der für rein inländische Flüge nicht verfügbar ist 
und der nicht allen Beförderern im internationalen Verkehr und 
deren Kunden zu gleichen Bedingungen zur Verfügung ge¬ 
stellt werden kam. 

Artikel 2 

(1) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei zum 
Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs durch die bezeich- 
neten Unternehmen auf den nach Absatz 2 festgetegten Linien 

a) das Recht, ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen; 

b) das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerblichen Zwek- 
ken zu landen; 

c) das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten 
auf den nach Absatz 2 festgelegten Linien zu larKlen, um 
Fluggäste, Post und/oder Fracht gewerbtich aufzunehmen und 
abzusetzen. 

(2) Die Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien internationalen Fluglinienverkehr betreiben 
können, werden in einem Ruglinienplan festgelegt, der zwischen 
den Regierungen der Vertragsparteien durch Notenwechsel ver¬ 
einbart wird. 

(3) Nach Absatz 1 wird den Unternehmen einer Vertragspartei 
nicht das Recht gewährt, Luftverkehr zwischen Punkten kn Ho¬ 
heitsgebiet der arxieren Vertragspartei zu betreiben. 


Aftikeia 

(1) Der internationale Flugünlenverkehr auf den nach Artikel 2 
Ab^tz 2 festgelegten Linien kann Jederzeit aufgenommen wer¬ 
den, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt werden, ein Unternehmen auf diploma¬ 
tischem Weg schriftlich bezeichnet hat und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem bezeichne¬ 
ten Unternehmen die Genehmigung erteilt hat, den Fluglinien- 
verkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt erteilt vorbe¬ 
haltlich der Absätze 3 tmd 4 dieses Artikels urtd des Artikels 9 
unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des internationalen 
Fluglinienverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von Jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erstgenannten 
Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftverkehrs zu 
erfüllen sind. 


international sectors or domestic sectors forming pari of the 
international sector; 


(b) the Commission to be paid on the sales of tickets for the 
carriage of passengers and their baggage, or on the corres- 
ponding transactions for the carriage of cargo; and 

(c) the conditions that govem the applicability of the tariff or the 
price for carriage, or the payment of Commission. 

It also includes: 

(d) any significant benefits provided in association with the car- 
riage; 

(e) any tariff for carriage on a domestic sector which is sold as an 
adjunct to international carriage, which is not available for 
purely domestic travel and which is not made available on 
equal terms to all international carriers and users of their 
Services. 


Article 2 

(1) Each Contracting Party shalt grant to the other Contracting 
Party for the purpose of operating international air senrices by 
designated airiines over the routes specified in accordance with 
Paragraph (2) of this Article: 

(a) the right to fly across its territory without landing; 

(b) the right to land in its territory for non-traffic purposes; and 

(c) the right to land in its territory at the points named on the 
routes specified in accordance with paragraph (2) of this 
Article in Order to take on or discharge passengers, maü ar>d/or 
cargo on a commercial basis. 

(2) The routes over which the designated airiines of the Con¬ 
tracting Parties will be authorized to operate international air 
Services shall be specified in a Route Schedule to be agreed upon 
in an exchange of notes between the Governments of the Con¬ 
tracting Parties. 

(3) Nothing in paragraph (1) of this Article shall be deemed to 
grant the right for one Contracting Part/s air1ir>6s to participate in 
air transportation between points in the territory of the other 
Contractirig Party. 

Article 3 

(1) The international air Services on the routes specified in 
acoordar)ce with paragraph (2) of Article 2 of the pres^ Agree¬ 
ment may be started at any time, provided 

(a) the Contracting Party to whom the rights specified in para¬ 
graph (1) of Article 2 of the present Agreement are granted has 
designated one airline in writing through the diplomatic Chan¬ 
nels and 

(b) the Contracting Party granting these rights has authorized the 
designated airline to initiate the air Services. 

(2) The Contracting Party granting these rights shall. subject to 
the provisions of paragraphs (3) and (4) of this Article and subject 
to the provisions of Article 9 of the present Agreement, glve 
without delay the said authorizatlon to operate the international air 
Service. 

(3) Each Contractir^g Party may require any airline designated 
by the other Contracting Party to satisfy it that h is qualified to meet 
the requirements prescribed under the laws and regulations of the 
first Contracting Party governing the Operation of International air 
traffic. 
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(4) Eine Vertragspartei kann jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei die Ausübung der nach Artikel 2 
gewährten Rechte verweigern, wenn das Unternehmen auf Ver- 
langen nicht den Nachweis erbringen kann, daß ein wesentlicher 
Teil des Eigentums an dem Unternehmen und seine tatsächliche 
Kontrolle Staatsangehörigen oder Körperschaften der anderen 
Vertragspartei oder dieser selbst zustehen. 

Artikel 4 

(1) Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen einschränken, 
wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze oder sonstigen 
Vorschriften der die Rechte gewährenden Vertragspartei oder die 
Bestimmungen dieses Abkommens nicht einhält oder die daraus 
sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Das gleiche gilt, 
wenn der Nachweis nach Artikel 3 Absatz 4 nicht erbracht wird. 
Von diesem Recht macht eine Vertragspartei nur nach einer 
Konsultation nach Artikel 16 Gebrauch, es sei denn, daß zur 
Vermeidung weiterer Verstöße gegen Gesetze oder sonstige Vor¬ 
schriften eine sofortige Einstellung des Betriebs oder sofortige 
Auflagen erforderlich sind. 

(2) Eine Vertragspartei kann durch schriftliche Mitteilung an die 
andere Vertragspartei nach Maßgabe des Artikels 3 ein von ihr 
bezeichnetes Unternehmen durch ein anderes ersetzen. Das neu 
bezeichnete Unternehmen genießt die gleichen Rechte und unter¬ 
liegt den gleichen Verpflichtungen wie das Unternehmen, an 
dessen Steile es getreten ist. 

(3) Jede Vertragspartei kann mehr als ein Unternehmen be¬ 
zeichnen, wenn sich beide Vertragsparteien darüber einig sind, 
daß dies durch das Verkehrsaufkommen gerechtfertigt ist. 

Artikels 

Die Gebühren, die Im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für die 
Benutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Unternehmens der 
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht höher sein 
als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge eines Inländischen Unter¬ 
nehmens in ähnlichem internationalen Fluglinienverkehr erhoben 
werden. 

Artikel 6 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver¬ 
tragspartei venA/endeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einfliegen und aus ihm wieder ausflie¬ 
gen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe. Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrüstungsgegen¬ 
stände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und sonstigen bei 
der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren erhobenen Ab¬ 
gaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge befindliche 
Waren, die auf dem Flug über dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei verbraucht werden. 

(2) Treibstoffe, Schmieröle, Bordvorräte, Ersatzteile und übliche 
Ausrüstungsgegenstände, die in das Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei vorübergehend eingeführt werden, um dort unmit¬ 
telbar oder nach Lagerung in die Luftfahrzeuge eines bezeichne¬ 
ten Unterr^hmens der anderen Vertragspartei eingebaut oder 
sonst an Bord genommen zu werden oder aus dem Hoheitsgebiet 
der erstgenannten Vertragspartei auf andere Weise wieder aus¬ 
geführt zu werden, bleiben frei von den in Absatz 1 genannten 
Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbeprospekte und Werbeartikel 
sowie Beförderungsdokumente jedes bezeichneten Unterneh¬ 
mens der einen Vertragspartei bleiben bei der Einfuhr in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei von den in Absatz 1 
genannten Zöllen und sonstigen Abgaben frei. 

(3) Treibstoffe urnJ Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Unternehmens der anderen Vertragspartei genommen und im 
internationalen Fluglinienverkehr venwendet werden, bleiben frei 


(4) Each Contracting Party may withhold the exercise of the 
rights provided for in Article 2 of the present Agreement from any 
aiiilne designated by the other Contracting Party If such airtine is 
not able to prove upon request that substantial ownership and 
effective control of such airline are vested in nationals or national 
corporations of the other Contracting Party or in that Party itself. 


Article 4 

(1) Each Contracting Party may revoke, or limit by the imposi- 
tion of conditions, the authorization granted in accordance with 
Paragraph (2) of Article 3 of the present Agreement in the event of 
failure by a designated airtine to comply with the laws and regula- 
tions of Äie Contracting Party granting the rights or to comply with 
the provlslons of the present Agreement or to fulfil the obligations 
arising therefrom. This shall also apply if the proof referred to in 
Paragraph (4) of Article 3 of the present Agreement Is not fur- 
nished. Each Contracting Party shall exercise this right only after 
consultatiorts as provided for in Article 16 of the present Agree¬ 
ment, unless an immediate Suspension of operations or imposition 
of conditions is necessary to avokJ further infringements of laws or 
regulations. 

(2) Each Contracting Party shall have the right by written com- 
munication to the other Contracting Party to replace subject to the 
provisions of Article 3 of the present Agreement an airline it has 
designated by another airtine. The newiy designated airtine shall 
have the same rights and be subject to the same obligations as 
the airtine which it replaces. 

(3) Each Contracting Party shall have the right to designate 
more than one airtine if both Contracting Parties agree that this Is 
justified by the traffic volume. 

Article 5 

The charges imposed in the territory of either Contracting Party 
for the use of airports and other aviatlon facilities on the aircraft of 
any designated airline of the other Contracting Party shall not be 
higher than those imposed on aircraft of a national airtine engaged 
in similar international air Services. 


Article 6 

(1) Aircraft operated by any designated airtine of either Contrac¬ 
ting Party and entering, departing again from, or flying across the 
territory of the other Contracting Party, as well as fuel, lubricants. 
spare parts, regulär equipment arKf aircraft Stores on board such 
aircraft, shall be exempt from customs duties and other charges 
levied on the occasion of importation, exportation or transit of 
goods. This shall also apply to goods on board the aircraft consu- 
med during the flight across the territory of the latter Contracting 
Party. 

(2) Fuel. lubricants, aircraft Stores, spare parts and regulär 
equipment, temporarily imported into the territory of either Con¬ 
tracting Party, there to be Immediately or after storage installed in 
or otherwise taken on board the aircraft of a designated airline of 
the other Contracting Party, or to be otherwise exported again 
from the territory of the former Contracting Party, shall be exempt 
from the customs duties and other charges mentioned in Para¬ 
graph (1) of this Article. Advertising leaflets and advertising arti- 
cles as well as transport documents of any designated airtine of 
one Contracting Party shall be exempt, on the occasion of impor¬ 
tation into the territory of the other Contracting Party, from the 
customs duties and other charges mentioned in paragraph (1) of 
this Article. 

(3) Fuel and lubricants taken on board the aircraft of any 
designated airline of either Contracting Party in the territory of the 
other Contracting Party and used in international air Services shall 
be exempt from the customs duties and other charges mentioned 
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von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 

(4) Übliche Bordausrustung, Ersatzteile, Treibstoffe, Schmier- 
öle und Bordvorräte, die sich an Bord von Luftfahrzeugen einer 
Vertragspartei befinden, dürfen im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei nur mit Genehmigung der Zollbehörden dieser 
Vertragspartei ausgeladen werden, die verlangen können, daß 
diese Materialien bis zu dem Zeitpunkt, zu dem sie wieder ausge¬ 
führt werden oder zu dem auf andere Weise gemäß den Zollbe¬ 
stimmungen über sie verfügt wird, unter Zollüberwachung gehal¬ 
ten werden. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jedem bezeichneten Unternehmen einer Vertragspartei wird 
hinsichtlich der Umsatzsteuer oder ähnlicher indirekter feuern für 
Gegenstände und Dierrstieistungen, die diesem Unternehmen 
geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines Geschäftsbetriebs 
verwendet werden, dieselbe Behandlung gewährt wie jedem an¬ 
deren ausläTKiischen Luftfahrtuntemehmen im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei. 

Artikel 7 

Jede Vertragspartei gewährt Jedem bezek^neten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, die durch den Verkauf von 
Beförderungsdiensten im Luftverkehr im Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei erzielten Einkünfte frei urtd ohne Beschränkung 
in jeder Währung und zum amtlichen Wechselkurs an seine 
Hauptniederlassung zu überweisen. 


Artikels 

(1) Jedem bezeichneten Urrtemehmen jeder Vertragspartei wird 
in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den Flug¬ 
linienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien 
zu betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei Rück¬ 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Tellen derselben betriebene Ftuglinienverkehr nicht unge¬ 
bührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde¬ 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs¬ 
nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
entspricht, welche die Unternehmen bezeichnet hat. Im Interesse 
einer geordneten Entwicklung des internationalen Luftverkehrs 
und zur Wahrung der Interessen beider Vertragsparteien werden 
die Verkehrsrechte so ausgeübt, daß das Beförderungsangebot 
angepaßt ist 

a) an die Verkehrsnachfrage von und nach dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat. 

b) an die In den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs¬ 
nachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen und regiona¬ 
len Ruglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Flug¬ 
linien des Durchgartgsverkehrs. 

Die Ausübung des Rechts der fünften Freiheit wird im Fluglinien- 
plan geregelt. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung der bezeichneten 
Unternehmen zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der Flug¬ 
dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster hinsichtlich ihrer 
Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die Luft¬ 
fahrtbehörden beider Vertragsparteien. 


in Paragraph (1) of this Article, as well as from any other special 
consumption charges. 

(4) Regular airbome equipment, spare parts, supplies of fuels 
and lubricants and aircraft Stores retained on board ^e aircraft of 
either Contracting Party may be unloaded in the territory of the 
other Contracting Party only with the approval of the customs 
authorities of that Contracting Party, who may require that these 
materials be placed under their supervision up to such time as 
they are re-exported or otherwise disposed of In accordance with 
customs regulations. 

(5) To the extent that no duties or other charges are imposed on 
goods mentioned in paragraphs (1) to (3) of this Article, such 
goods shall not be subject to any ecorromic prohibitions or restric- 
tions on importation, exportation or transit that may otherwise be 
applicable. 

(6) Any airfine designated by one Contracting Party shall be 
granted the same treatment regarding tumover tax or similar 
indirect taxes on goods and senrices supplied to such airiine and 
used for the purpose of its business as granted to any other 
foreign airiine in the territory of the other Contracting Party. 


Article 7 

Each Contracting Party shall grant to any airiine designated by 
the other Contracting Party the right to remit the revenues realized 
through the säte of air transport Services in the territory of the other 
Contracting Party freely and without restrictions, in any currency 
arKi at the official rate of exchange to its head Office. 


Articie 8 

(1) There shall be fair and equal opportunity for any designated 
airiine of each Contracting Party to operate air Services on the 
routes specified in accordance with paragraph (2) of Article 2 of 
the present Agreement. 

(2) In the Operation of international air Services on the routes 
specified in accordai>ce with paragraph (2) of Article 2 of the 
present Agreement, any designated airiine of either Contracting 
Party shall take account of the Interests of any designated airiine 
of the other Contracting Party so as not to affect unduly the air 
Services which the latter airiine operates over the same routes or 
parts thereof. 

(3) The international air Services on the routes specified in 
accordance with paragraph (2) of Article 2 of the present Agree¬ 
ment shall have as their primary objective the Provision of capacity 
adequate to the foreseeable traffic demand to and from the territo¬ 
ry of the Contracting Party desigriating the airtines. In the Interests 
of an orderiy development of international air transport and to 
ensure the Interests of both Contracting Parties traffic rights shall 
be exercised in such a way that capacity is related to: 

(a) the traffic demand to and from the territory of the Contracting 
Party designatlng the airiirtes; 

(b) the traffic demand exlsting in the areas through which the air 
Services pass, taking account of local and regional air sen/i- 
ces; 

(c) the requirements of an economicat Operation of through traffic 
routes. 

The exercise of fifth freedom right shall be dealt with ln the Route 
Schedule. 

(4) In Order that the designated airtines may be afforded fair and 
equal treatment. the frequerx^y of the Services, the types of aircraft 
to be used with regard to their capacity, as well as the flight 
schedules sheül be subject to approval by the aeronautical authori¬ 
ties of the two Contracting Parties. 
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(5) Erfordertichenfalls sollen sich die Luftfahrtbehörden der 
beiden Vertragsparteien bemühen, eine zufriedenstellende Rege¬ 
lung des Beförderungsangebots und der Frequenzen zu errei¬ 
chen. 

Artikel 9 

(1) Die bezeichneten Unternehmen teilen den Luftfahrtbehör¬ 
den der Vertragsparteien spätestens einen Monat wor Aufnahme 
des Fluglinienverkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 fest¬ 
gelegten Linien die Art der Dienste, die vorgesehenen Luftfahr¬ 
zeugmuster und die Flugpläne mit. Dies gilt auch für spätere 
Änderungen. 

(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der 
Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle 
regelmäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be¬ 
zeichneten Unternehmen zur Verfügung, die vernünftigerweise 
angefordert werden können, um das von jedem bezeichneten 
Unternehmen der erstger^anrrten Vertragspartei auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgetegten Linien bereitgestellte Beförde¬ 
rungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen alle An¬ 
gaben enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 

Artikel 10 

(1) Die Tarife und die entsprechenden Agenturprovisionen, die 
auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien für Ruggäste 
und Fracht angewendet werden, bedürfen der Genehmigung 
durch die Luftfahrtbehörden der beiden Vertragsparteien. Die 
Tarife sollen die Betriebskosten, die Wettbewerbs- und Marktbe¬ 
dingungen sowie die Interessen der Nutzer berücksichtigen. 

(2) Die Tarife werden den Luftfahrtbehörden der beiden Ver¬ 
tragsparteien spätestens einen Monat vor ihrer in Aussicht 
gerK>mmenen Anwertdung zur Genehmigung vorgelegt. Dieser 
Zeitraum kann in besonderen Fällen verkürzt werden, wenn die 
Luftfahrtbehörden dies vereinbaren. 

(3) Erklärt sich eine Vertragspartei mit den ihr nach Absatz 2 zur 
Genehmigung vorgelegten Tarifen nicht einverstanden, so setzen 
die Luftfahrtbehörden der beiden Vertragsparteien diese Tarife im 
Einvernehmen fest 

(4) Wird zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden Vertrags¬ 
parteien ein Einvernehmen nach Absatz 3 nicht erzielt, so findet 
Artikel 16 Anwendung. Solange ein Schiedsspruch nicht ergartgen 
ist, kann die Vertragspartei, die sich mit einem bestimmten Tarif 
nicht einverstanden erklärt hat, von der anderen Vertragspartei 
die Aufrechterhaitung des vorher in Kraft befindlichen Tarifs ver¬ 
langen. 

(5) Unbeschadet des Absatzes 1 können die Luftfahrtbehörden 
der beiden Vertragsparteien vereinbaren, die Tarife auf arKlere 
Welse zu genehmigen. In diesem Fall werden die Absätze 1 und 2 
sinngemäß angewendet. 

Artikel 11 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Ge¬ 
genseitigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassungen 
sowie Verwaltungs-, kaufmännisches und technisches Personal 
zu unterhalten, soweit sie für die Erfordernisse des bezeichneten 
Unternehmens benötigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäfti¬ 
gung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti¬ 
gen Vorschriften über die Einreise von Ausländem und ihren 
Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei ein¬ 
zuhalten. Das nach Absatz 1 in den Niederlassungen beschäftigte 
Personal benötigt jedoch keine Arbeitserlaubnis. 

(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem von der anderen Ver¬ 
tragspartei bezeichneten Unternehmen in ihrem Hoheitsgebiet 


(5) The aeronautical authorities of the two Contracting Parties 
should if necessary endeavour to reach a satisfactory arrange- 
ment regarding transport capacity and frequendes. 

Artlcl9 9 

(1) The designated airtines shall oommunicate to the aerofumti- 
cal authorities of the Contracting Parties not later than one month 
prior to the Initiation of air Services on the routes specified in 
accordance with paragraph (2) of Article 2 of the present Agree¬ 
ment the type of Service, the types of aircraft to be used and the 
flight scheduies. This shall likewise apply to later changes. 

(2) The aeronautical authorities of either Contracting Party shall 
fumish to the aeronautical authorities of the other Contracting 
Party at their request such periodic or other Statistical data of the 
designated airlines as may be reasonably required for the purpose 
of reviewing the capacity provided by any designated airline of the 
first Contracting Party on the routes specified in accordance with 
Paragraph (2) of Article 2 of the present Agreement. Such data 
shall rndude all Information required to determine the amount of 
traffic carried and the ongirts arxi destinations of such traffic. 


Article 10 

(1) The tarlffs and relevant agency commissions to be charged 
for passengers and cargo on the routes specified in accordarx^ 
with Paragraph (2) of Article 2 of the present Agreement shaH be 
subject to approval by the aeronautical authorities of the two 
Contracting Parties. The tariffs should take into account the costs 
of Operation, the prevailing conditions of competition and of the 
market, as well as the Interests of ftie transport users. 

(2) Any tariffs shall be submitted for approval to the aeronautical 
authorities of both Contracting Parties not later than one month 
prior to the proposed date of their introduction. This period may be 
reduced in special cases if the aeronautical authorities so 
agree. 

(3) If one of the Contracting Parties does not consent to the 
tariffs submitted for its approval in accordance with paragraph (2) 
of this Article, the aeronautical authorities of the two Contracting 
Parties shall by common accord fix those tariffs. 

(4) If no accord as envisaged in paragraph (3) of this Article is 
readied between the aeronautical authorities of the two Contrac¬ 
ting Parties, the provisions of Article 16 of the present Agreement 
shall apply. Until such time as an arbitral award has been rende- 
red, the Contracting Party which has withheld Its consent to a 
grven tariff shall be entitied to require the other Contracting Party 
to maintain the tariff previously in effect 

(5) The aeronautical authorities of the two Contracting Parties 
may agree, notwlthstar>ding paragraph (1) of this Aitide, to ap- 
prove the tariffs in a different way. In this case paragraphs (1) 
and (2) of this Article shall apply mutatis mutar)dls. 

Article 11 

(1) Each Contracting Party shall grant to any designated airline 
of the other Contracting Party, on the basis of redprocity, the right 
to maintain in its territory such Offices and administrative, commer- 
cial and technical personnel as may be necessary for the require- 
ments of the designated airline concemed. 

(2) The establishment of the Offices and the employment of the 
personnel referred to in paragraph (1) of this Article shall be 
subject to the laws and regulatior^ relating to the admission of 
foreigners and their stay in the territory of the Contracting Party 
concemed. The personnel empioyed in the Offices according to 
paragraph (1) of this Article, however, do not require a work 
permit. 

(3) Either Contracting Party shall grant in its territory to any 
designated airline of the other Contracting Party the right to seil 


1050 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 22, ausgegeben zu Bonn am 3, Juni 1997 


das Recht, Beförderungsdokumente entweder unmittelbar durch 
seine eigenen Verkaufsbüros oder nach seinem Ermessen durch 
Verkaufsagenten an jede Person und an jede Organisation oder 
Körperschaft In jeder konvertierbaren Währung zu verkaufen. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem von der anderen Ver¬ 
tragspartei bezeichneten Unternehmen das Recht, seine eigenen 
Kunden selbst oder nach seinem Ermessen durch eine Dritt- 
agentur abzufertigen. Das trifft auch auf die Räumlichkeiten für die 
Ftuggastabfertigung zu. 

Artikel 12 

(1) Ein bezeichnetes Unternehmen ist berechtigt, im Fluglinien¬ 
verkehr aufgrund dieses Abkommens auch nicht in seinem Eigen¬ 
tum befirxlliche Luftfahrzeuge einzusetzen. 

(2) Jede Vertragspartei trägt die volle Verantwortung für Sicher¬ 
heit und Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen, die nicht bei ihr zuge¬ 
lassen sind und die von einem von ihr bezeichneten Unternehmen 
eingesetzt werden und sich nicht im Eigentum dieses Unter¬ 
nehmens befinden. Die Verantwortlichkeit des bezeichneten 
Unternehmens bleibt davon unberührt. 

(3) Ein bezeichnetes Unternehmen einer Vertragspartei zeigt 
der zuständigen Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei die 
Absicht, nicht in seinem Eigentum befindliche Luftfahrzeuge ein¬ 
zusetzen, unverzüglich an, mindestens jedoch achtundvierzig 
Stunden im voraus, und teilt ihm die vorgesehene Dauer und 
Häufigkeit des Einsatzes der Luftfahrzeuge, die Strecken, auf 
denen sie eingesetzt werden sollen, sowie ihre Staatszugehörig- 
kelts- und Kennzeichen mit. 


Artikel 13 

(1) ln Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien, daß Ihre gegenseitige 
Verpflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen 
Eingriffen zu schützen, fester Bestandteil dieses Abkommens ist. 
Ohne den allgemeinen Charakter ihrer völkerrechtlichen Rechte 
und Pflichten einzuschränken, handeln die Vertragsparteien ins¬ 
besondere im Einklang mit dem am 14. September 1963 in Tokio 
Unterzeichneten Abkommen über strafbare und bestimmte andere 
an Bord von Luftfahrzeugen begangene Handlungen, dem am 
23. September 1971 in Montreal Unterzeichneten Übereinkom¬ 
men zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt und dem am 24. Februar 1986 in 
Montreal Unterzeichneten Protokoll zur Bekämpfung widerrecht¬ 
licher gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der internatio¬ 
nalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. September 
1971 in Montreal beschlossenen Übereinkommens zur Bekämp¬ 
fung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivil¬ 
luftfahrt. 

(2) Die Vertragsparteien gewähren eiriander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitznah¬ 
me ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Har>dlungen 
gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Ruggäste und 
Besatzung, von Flughäfen und Rugnavigationseinrichtungen so¬ 
wie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
verhindern. 

(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich in Besitz genom¬ 
men oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen die 
Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug¬ 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unterstüt¬ 
zen die Vertragsparteien einander in gegenseitigen Konsultatio¬ 
nen durch Erleichterung des Femmeldeverkehrs und sonstige 
geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche Bedro¬ 
hungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst geringer 
Gefährdung von Leben durchführbar ist. 

(4) Jede Vertragspartei trifft alle ihr durchführbar erscheinenden 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß ein Luftfahrzeug, das 
widerrechtlich in Besitz genommen wurde oder hinsichtlich des¬ 
sen andere widerrechtliche Eingriffe vorgenommen wurden und 


transport documents either directly through its own sales Offices or 
at üs discretion through sales agents to any person and to any 
Organization or body in convertible currency. 

(4) Either Contracting Party shall grant to any designated airiine 
of the other Contracting Party the right to handle its own Custo¬ 
mers itself or at its discretion through a third agency. This shall 
also apply to check-in facilities. 

Article 12 

(1) A designated airiine shall be entitied to use aircraft not 
owrred by it for air Services under the present Agreement. 

(2) Each Contracting Party shall bear full responsibility for the 
safety and airworthiness of aircraft not registered by it, which are 
used by any of its designated airlines ar>d are not owned by this 
airiine. The responsibility of the designated airiine remains unaf- 
fected. 

(3) A designated airiine of one Contracting Party shall give 
notice to the competent aeronautical authorities of the other Con¬ 
tracting Party of its Intention of using aircraft not owned by it 
without delay, but at least forty-eight hours in advance, and shall 
inform them of the planned duration and frequency of the use of 
the aircraft, the routes over which they are to be used and their 
nationality and registration marks. 


Article 13 

(1) Consistent with their rights and obligations under internatio¬ 
nal law, the Contracting Parties reaffirm that their Obligation to 
each öftrer to protect the security of civil aviation against acts of 
unlawfui interference forms an integral part of the present 
Agreement. Without limiting the generality of their rights and 
obligations under international law, the Contracting Parties shall in 
particular act in conformity with the provisions of the Convention 
on Offences and Cerlain Other Acts Committed on Board Aircraft, 
signed at Tokyo on 14 September 1963, the Convention for the 
Suppression of Unlawfui Acts against the Safety of Civil Aviation, 
signed at Montreal on 23 September 1971, and the Protocol for 
the Suppression of Unlawfui Acts of Violence at Airports Serving 
International Civil Aviation, Supplementary to the Convention for 
the Suppression of Unlawfui Acts against the Safety of Civil 
Aviation, Done at Montreal on 23 September 1971. signed at 
Montreal on 24 February 1988. 


(2) The Contracting Parties shall provide upon request all ne- 
cessary assistance to each other to prevent acts of unlawfui 
seizure of civil aircraft and other unlawfui acts against the safety of 
such aircraft, their passengers and crew, airports and air naviga- 
tion facilities. and any other threat to the security of civil avia¬ 
tion. 

(3) When an incident or threat of an incident of unlawfui seizure 
of civil aircraft or other acts of unlawfui interference against the 
safety of such aircraft, their passengers and crew, airports or air 
navigation facilities occurs, the Contracting Parties shall, in mutual 
consultations, assist each other by facilitating Communications 
and other appropriate measures intended to terminate as rapidly 
as commensurate with minimum risk to life such incident or threat 
thereof. 


(4) Each Contracting Party shall take measures, as it may find 
practicable, to ensure that an aircraft subjected to an act of 
unlawfui seizure or other acts of unlawfui interference which is on 
the ground in its territory is detained on the ground untess its 
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das sich in ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort festge¬ 
halten wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordringlichen 
Verpflichtung zum Schutz des Lebens der Besatzung und der 
Fluggäste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit 
durchführbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen 
getroffen werden. 

(5) Die Vertragsparteien handeln in Ihren gegenseitigen Bezie¬ 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt 
bestimmt werden, soweit diese Sicherheitsvorschriften auf die 
Vertragsparteien anwendbar sind; sie verlangen, daß die Halter 
von in ihr Register eingetragenen Luftfahrzeugen und die Luft¬ 
fahrzeughalter, die ihren Hauptgeschäftssitz oder ihren ständigen 
Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet haben, sowie die Betreiber von 
Flughäfen in ihrem Hoheitsgebiet im Einklang mit diesen Luft¬ 
sicherheitsvorschriften handeln. 

(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltem verlangt werden kann, die in Ab¬ 
satz 5 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von der 
anderen Vertragspartei für den Einflug in ihr Hoheitsgebiet festge¬ 
legt wurden, und angemessene Maßnahmen zum Schutz von 
Luftfahrzeugen und zur Kontrolle von Fluggästen, Besatzung und 
Handgepäck sowie von Fracht und Bordvorräten vor und bei dem 
Einsteigen oder Beladen zu treffen. Jede Vertragspartei wird 
außerdem jedes Ersuchen der anderen Vertragspartei um beson¬ 
dere Sicherheitsmaßnahmen zur Abwendung einer bestimmten 
Bedrohung wohlwollend prüfen. 

(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvorschrif¬ 
ten dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luftfahrtbehör¬ 
de der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt Innerhalb 
eines Monats nach dem Datum dieses Ersuchens eine zufrieden¬ 
stellende Einigung nicht zustande, so ist dies ein Grund, die 
Betriebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtuntemehmen 
der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu widerrufen, 
einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. Wenn eine Not¬ 
lage dies erfordert, kann eine Vertragspartei vor Ablauf dieses 
Monats vorläufige Maßnahmen treffen. 


Artikel 14 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere 
Vertragspartei den Unternehmen, die in beiden Staaten Luftver¬ 
kehrsrechte ausüben, die Durchführung von Maßnahmen, die 
gewährleisten sollen, daß nur Fluggäste mit den für die Einreise in 
oder die Durchreise durch den ersuchenden Staat erforderlichen 
Dokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an ihrem Zielort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgesteiit worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt ist. zum Zweck der Überprüfung 
auf, wenn sich diese Person vor ihrer Abreise nicht nur im unmit¬ 
telbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei aufgehal¬ 
ten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person nicht in 
das Land zurück, in dem zuvor festgesteiit wurde, daß sie nicht 
einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weiteren 
Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließlich 
in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkehrungen 
für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung in einen 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie aus 
anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. Hat eine 
Person, von der festgestellt wurde, daß sie nicht einreiseberech¬ 
tigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zerstört, so erkennt 
eine Vertragspartei statt dessen ein von den Behörden der Ver¬ 
tragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die Person nicht einrei¬ 
seberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, das die Umstände 
von Abflug und Ankunft bestätigt. 


departure is necessitated by the overriding duty to protect the lives 
of its Crew and passengers. Wherever practicable, such measures 
shall be taken on the basis of mutual consultations. 


(5) The Contracting Parties shall, in their mutual relatlons, act in 
confomnlty with the aviation security provisions established by the 
International Civil Aviation Organization and designated as An¬ 
nexes to the Convention on International Civil Aviation to the 
extent that such security provisions are applicable to the Contract¬ 
ing Parties; they shall require that operators of aircraft of their 
registry or operators of aircraft who have their prirKipal place of 
busmess or permanent residence in their territory and the opera¬ 
tors of airports in their territory act in conformity with such aviation 
security provisions. 

(6) Each Contracting Party agrees that such operators of aircraft 
may be required to observe the security provisions referred to in 
Paragraph (5) of this Article required by the other Contracting 
Party for entry into the territory of that other Contracting Party and 
to take adequate measures to protect aircraft and to inspect 
passengers, crew, their carry-on items as well as cargo and 
aircraft Stores prior to and during boarding or loading. Each 
Contracting Party shall also give positive consideration to any 
request from the other Contracting Party for special security 
measures to meet a particutar threat. 

(7) Should a Contracting Party depart from the aviation security 
provisions of this Article, the aeronautical authorlties of the other 
Contracting Party may request immediate consultations with the 
aeronautical authorlties of the former Contracting Party. Fallure to 
reach a satisfactory agreement within one month from the date of 
such request will constitute grounds to withhold, revoke, limit or 
impose conditions on the operating authorizatlon of an airline or 
airiines of that Contracting Party. When required by an emergency 
either Contracting Party may take interim action prior to the expiry 
of the month. 


Article 14 

(1) Upon the request of either Contracting Party the other 
Contracting Party shall permit the airiines which exercise air traffic 
rights In both countries to carry out measures to ensure that only 
passengers with the required documents for entry into or transit 
through the requesting State are carried. 

(2) Either Contracting Party shall accept for examination a 
person being retumed from his point of disembarkation after 
having been found inadmissible if this person previously stayed in 
its territory before embarkation, other than In direct transit. A 
Contracting Party shall not retum such a person to the country 
where he was eariier found to be inadmissible. 


(3) This Provision Is not intended to prevent public authorlties 
from further examining a retumed inadmissible person to deter- 
mine his eventual acceptability in the State or make arrangements 
for his transfer, removal or deportation to a State of which he is a 
national or where he is otherwise acceptable. Where a person 
who has been found to be inadmissible has lost or destroyed his 
travel documents, a Contracting Party will aocept Instead a docu- 
ment attesting to the circumstances of embarkation and amval 
issued by the public authorlties of the Contracting Party where the 
person was found to be inadmissible. 
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Artikel 15 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam¬ 
menarbeit und eine Verständigung in allen die Anwendung dieses 
Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuföhren. 

Artikel 16 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Ruglinienptans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags¬ 
partei jederzeit Konsultationen beantragen. Das gilt auch für Erör¬ 
terungen über die Anwendung des Abkommens, wenn nach An¬ 
sicht einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Artikel 15 
kein zufriedenstellendes Ergebnis gebracht hat. Die Konsultatio¬ 
nen beginnen innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des 
Antrags bei der anderen Vertragspartei. 


Artikel 17 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 16 bei¬ 
gelegt werden kann, wird sie auf Verlangen einer Vertragspartei 
einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder steh auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden einigen, 
der von den Regierungen der beiden Vertragsparteien bestellt 
wird. Die Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der 
Vorsitzende innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem die 
eine Vertragspartei der anderen mitgeteiit hat, daS sie die Mei¬ 
nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung eine Ver¬ 
tragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil¬ 
luftfahrt-Organisation bitten, die erforderlichen Ernennungen vor¬ 
zunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit einer 
der Vertragsparteien oder ist er aus einem artderen Grund ver¬ 
hindert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Sei¬ 
ne Entscheidungen sirKJ für beide Vertragsparteien bindend. Jede 
Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertre¬ 
tung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des 
VorsitzerKfen sowie die sonstigen Kosten werden von den Ver¬ 
tragsparteien zu gleichen Tellen getragen. Im übrigen regelt das 
Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 18 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes allgemektes 
mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so gehen des¬ 
sen Bestimmungen vor. Erörterungen zur Feststellung, inwieweit 
ein mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen beendet, 
ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 16 statt. 


Artikel 19 

Dieses Abkommen, jede ÄfKterung desselben urxf jeder Noten¬ 
wechsel nach Artäcel 2 Absatz 2 werden von der Bundesrepublik 
Deutschland der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zur Re¬ 
gistrierung übermittelt 


Artikel 20 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem die Vertragsparteien einander mitgeteiit haben, daß ihre 


Article 15 

Exchanges of views shall take place as needed between the 
aeronautical authorities of the Contracting Parties in order to 
achieve close cooperatlon and agreement in all matters pertaining 
to the application of the present Agreement. 

Article 16 

Consultations may be requested at any time by either Contract¬ 
ing Party for the purpose of discussing amendments to the present 
Agreemertt or to the Route Schedule or questions relating to 
Interpretation. The same applies to discussions conceming the 
application of the present Agreement if either Contracting Party 
constders that an exchange of views within the meaning of Arti- 
cle 15 of the present Agreement has not produced any satisfactory 
resutts. Such consultations shall begin within two months from the 
date of receipt by the other Contracting Party of any such re- 
quest. 

Article 17 

(1) To the extent that any disagreement conceming the Interpre¬ 
tation or application of the present Agreement cannot be settied in 
accordance with Article 16 of the present Agreement, It shall be 
submitted to an arbitral tribunal at the request of either Contracting 
Party. 

(2) Such arbitral tribunal shall be constituted ad hoc as foilows: 
each Contracting Party shall appoint one member, and these two 
members shall agree upon a national of a third State as their 
Chairman to be appointed by the Governments of the two Con¬ 
tracting Parties. Such members shall be appointed within two 
months, and such chairman within three months, from the date on 
which either Contracting Party has tnfonmed the other Contracting 
Party of its Intention to submit the disagreement to an arbitral 
tribunal. 

(3) If the periods specified in paragraph (2) of this Article have 
not been observed, either Contracting Party may, in the absence 
of any other relevant arrangement, Invite the President of the 
Council of the International Civil Aviation Organization to make the 
rrecessary appointments. If the President is a national of either 
Contracting Party or if he is otherwise prevented from discharging 
this function, the Vice-President deputizing for him shouid make 
the necessary appointments. 

(4) The arbitral tribunal shall reach its decisions by a majority of 
votes. Such decisions shall be binding on both Contracting Par¬ 
ties. Each Contracting Party shaS bear the cost of its own member 
as well as of its representation in the arbitral proceedings; the oost 
of the Chairman and any other cost shall be bome in equal parts by 
the Contracting Parties. In all other respects, the art^ral tribunal 
shall determine its own procedure. 

Article 18 

fn the event of a general multilateral air transport Convention 
accepted by the Contracting Parties entering into force, the provi- 
sions of such convention shalt prevall. Any discussions with a vIew 
to determlning the extent to which the present Agreement is 
terminated, superseded, amended or supplemented by the provi- 
sions of the multilateral convention shall take place in accordance 
with Article 16 of the present Agreement. 

Article 19 

The present Agreement, any amendments to it and any ex¬ 
change of notes uTKler paragraph (2) of Article 2 of the present 
Agreement shall be communicated by the Federal Republic of 
Germany to the Intematiortal Civil Aviation Organization for regis- 
tration. 

Article 20 

(1) The present Agreement shall enter into force one month 
from the date on which the Contracting Parties have informed 
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innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Ab¬ 
kommens erfüllt sind. 

(2) Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen jederzeit 
schriftlich kündigen. Das Abkommen tritt ein Jahr nach Eingang 
der Kündigung bei der anderen Vertragspartei außer Kraft. 


Geschehen zu Bonn am 26. August 1994 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher, vietnamesischer und englischer Sprache, wo¬ 
bei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und des vietnamesischen Wortlauts ist der eng¬ 
lische Wortlaut maßgebend. 


each other by an exchange of notes that their constitutional 
requirements for the entry into force of the present Agreement 
have been fulfilled. 

(2) Each Contracting Party may at any time give written notice of 
termlnation of the present Agreement, tt shai! then expire one year 
from the date of receipt of such notice by the other Contracting 
Party. 


Done at Bonn on 26 August 1994 in duplicate in the German. 
Vietnamese and English languages, all three texts being authen- 
tic. In case of divergent interpretations of the German and Vietna¬ 
mese texts, the English text shall prevaii. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
For the Government of the Federal Republic of Germany 

Bassewitz 

Joerss 

Für die Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam 
For the Government of the Socialist Republic of Vietnam 

Nguyen Hong Nhi 
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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 20. Juni 1996 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, 
den Vereinten Nationen und dem Sekretariat des Rahmenüber¬ 
einkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 
über den Sitz des Sekretariats des Übereinkommens 
und zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 

Vom 27. Mai 1997 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 20. Juni 1996 Unterzeichneten Ab¬ 
kommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland, den Vereinten Nationen und dem Sekreta¬ 
riat des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen 
über Klimaänderungen über den Sitz des Sekretariats des 
Übereinkommens wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, Änderungen die¬ 
ses Abkommens, die im Rahmen von Konsultationen zwi¬ 
schen den Vertragsparteien des Abkommens nach Arti¬ 
kel 6 Abs. 2 in Verbindung mit Abschnitt 8 des ergänzen¬ 
den, entsprechend anzuwendenden Notenwechsels vom 
10. November 1995 zwischen dem Administrator des Ent¬ 
wicklungsprogramms der Vereinten Nationen und dem 
Ständigen Vertreter der Bundesrepublik Deutschland bei 
den Vereinten Nationen vereinbart werden, durch Rechts¬ 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates In Kraft zu 
setzen. 

Artikels 

Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juni 1996 zum Abkom¬ 
men vom 10. November 1995 zwischen der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland und den Vereinten Nationen über den 
Sitz des Freiwilligenprogramms der Vereinten Nationen 
(BGBl. 1996 II S. 903) gilt entsprechend für Bedienstete 
des Sekretariats des Rahmenübereinkommens der Ver¬ 
einten Nationen über Klimaänderungen beziehungsweise 
deren Familienangehörige gemäß Artikel 24 Abs. 2 des 


entsprechend anzuwendenden Abkommens über den 
Sitz des Freiwilligenprogramms der Vereinten Nationen. 

Artikel 4 

§ 21c des Bundesnaturschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. März 1987 (BGBl. IS. 889), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. August 
1993 (BGBl. IS. 1458) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert; 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert; 

aa) Im Eingangssatz werden die Wörter „des Arti¬ 
kels 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82“ durch 
die Wörter „des Artikels 13 Abs, 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 
über den Schutz von Exemplaren wildlebender 
Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des 
Handels (ABI. EG Nr. L 61 S. 1)“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „des Artikels 10 
der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82“ durch die 
Wörter „des Artikels 4 Abs. 1 und 2 und des 
Artikels 5 Abs. 1 und 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 338/97“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „des Artikels 7 der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 3626/82“ durch die Wörter „des 
Artikels 13 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 338/97“ 
ersetzt. 

Artikel 5 

(1) Die Artikel 1 bis 3 dieses Gesetzes treten am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. Der Tag, an dem das in 
Artikel 1 genannte Abkommen nach seinem /Vtikel 6 Abs. 6 
in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(2) Artikel 4 dieses Gesetzes tritt am 1. Juni 1997 
in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Berlin, den 27. Mai 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Die Bundesministerin 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Angela Merkel 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, 
den Vereinten Nationen und dem Sekretariat des Rahmenüber¬ 
einkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 
über den Sitz des Sekretariats des Übereinkommens 

Agreement 

among the Government of the Federal Republic pf Germany, 
the United Nations and the Secretariat of the United 
Nations Framework Convention on Climate Change 
concerning the Headquarters of the Convention Secretariat 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, 
die Vereinten Nationen 
und 

das Sekretariat des Rahmenübereinkommens 
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen ~ 

in der Eiwägung, daß die erste Tagung der Konferenz der Ver¬ 
tragsparteien des Rahmenübereinkommens der Vereinten Natio¬ 
nen über Klimaänderungen durch Ihren Beschluß 16/CP.1 vom 
7, April 1995 entschied, das Angebot der Bundesrepublik 
Deutschland, das Sekretariat des Übereinkommens aufzuneh¬ 
men, anzunehmen, 

in der Erwägung, daß die Konferenz der Vertragsparteien des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaän¬ 
derungen durch Ihren Beschluß 14/CP.1 vom 7. April 1995 des 
weiteren entschied, daß „das Sekretariat des Übereinkommens 
institutionell mit den Vereinten Nationen verbunden, dabei 
jedoch nicht in das Arbeitsprogramm oder die Verwaltungsstruk¬ 
tur einer bestimmten Abteilung oder eines bestimmten Pro¬ 
gramms [der Vereinten Nationen] integriert wird“, 

in der Erwägung, daß die Generalversammlung durch die 
Resolution 50/115 vom 16. Februar 1996 die institutioneile Ver¬ 
bindung zwischen dem Sekretariat des Übereinkommens und 
den Vereinten Nationen, wie von der Konferenz der Vertragspar¬ 
teien beschlossen, bestätigte, 

in der Erwägung, daß Artikel 4 Absatz 3 des Abkommens vom 
10. November 1995 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinten Nationen über den Sitz des Freiwiltigenpro- 
gramms der Vereinten Nationen vorsieht, daß es „auch durch 
Vereinbarung zwischen anderen zwischenstaatlichen Einrichtun¬ 
gen, die mit den Vereinten Nationen institutionell verbunden sind, 
der Regierung und den Vereinten Nationen auf diese Einrichtun¬ 
gen sinngemäß anwendbar gemacht werden kann“, 

in der Erwägung, daß Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens vom 
13. Februar 1996 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinten Nationen über die Inbesitznahme 
und Nutzung von Räumlichkeiten der Vereinten Nationen in Bonn 
unter anderem vorsieht, daß „die Vereinten Nationen dem Sekre¬ 
tariat des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen unter Berücksichtigung des Angebots der 
Regierung, den Sitz des Sekretariats in Deutschland zu errichten, 
angemessenen Raum in den Räumlichkeiten zur Verfügung stel¬ 
len". 


The Government of the Federal Republic of Germany, 
the United Nations 
and 

the secretariat of the United Nations 
Framework Convention on Climate Change - 

Whereas the first session of the Conference of the Parties to 
the UNFCCC, by its decision 16/CP. 1 of 7 April 1995, decided to 
accept the offer of the Federal Republic of Germany to host the 
Convention secretariat; 


Whereas the Conference of the Parties to the United Nations 
Framework Convention on Climate Change, in its decision 
14/CP.1 of 7 April 1995, further decided that “the Convention 
secretariat shall be institutionally linked to the United Nations, 
while not being fully integrated in the work Programme and man¬ 
agement structure of any particular department or Programme 
[of the United Nations]”; 


Whereas the General Assembly, by its resolution 50/115 of 
16 February 1996, endorsed the institutional linkage between the 
Convention secretariat and the United Nations; as adopted by 
the Conference of the Parties; 


Whereas Article 4 paragraph 3, of the Agreement between the 
United Nations and the Federal Republic of Germany concerning 
the Headquarters of the United Nations Volunteers Programme 
concluded on 10 November 1995 provides that it “may also be 
made applicable, mutatis mutandis, to other intergovemmental 
entities. institutionally linked to the United Nations, by agreement 
among such entities, the Government and the United Nations"; 


Whereas Article 4 paragraph 2 of the Agreement between the 
United Nations and the Government of the Federal Republic of 
Germany concerning the Occupancy and Use of the United 
Nations Premises in Bonn concluded on 13 February 1996, Inter 
alia, provides that *‘[t]he United Nations shall make available 
appropriate space in the Premises to the secretariat of the United 
Nations Framework Convention on Climate Change taking into 
account the offer of the Government to establish the head¬ 
quarters of its secretariat in Germany ...”; 
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in der Erwägung, daß die Vereinten Nationen anerkennen, daß 
das Angebot der Bundesrepublik Deutschland, dem Sekretariat 
des RahmenQbereinkommens der Vereinten Nationen über KJi- 
maänderungen mietfrei und auf Dauer Liegenschaften in Bonn 
anzubieten, von der Konferenz der Vertragsparteien zu diesem 
Übereinkommen angenommen wurde, 

in der Erwägung, daß das Sekretariat des Übereinkommens 
und die Regierung der Bundesrepublik Deutschland beabsichti* 
gen, geeignete Vereinbarungen zu treffen, in denen die Einzelhei¬ 
ten des Angebots der Burtdesrepublik Deutschland zur Aufnah¬ 
me des Sekretariats des Übereinkommens festgelegt werden, 

in der Erwägung, daß das Angebot der Bundesrepublik 
Deutschland in den Dokumenten A/AG.237/Misc.45, A/ACJ237/ 
79/Add.4 und A/AC.237/91 unter anderem das Interesse der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland ausdrückt, ein 
Abkommen zur Aufnahme des Sekretariats des Rahmenuberein¬ 
kommens der Vereinten Nationen über KJimaänderung^ zu 
schließen, das gewährleistet, daß alle vom Sekretariat des Über¬ 
einkommens zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigten Einrich¬ 
tungen in der Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung ste¬ 
hen, 

in der EnA/ägung, daß das Nebenorgan für die Durchführung 
des Übereinkommens auf seiner zweiten Tagung in Genf, 
Schweiz, in den Schlußfolgerungen, die auf seiner sechsten Sit¬ 
zung am 8. März 1996 angenommen wurden, darum bat, daß 
„nach Beratung mit seinem Vorsitzenden und seinen Büromit- 
gliedem der Exekutivsekretär ein entsprechendes Abkommen 
schließt, das zur wirksamen Erfüllung der Aufgaben des Sekreta¬ 
riats in der Burulesrepublik Deutschland erforderlich ist und 
durch das die Bestimmungen des am 10. November 1995 von 
den Vereinten Nationen und der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Abkommens über den Sitz des Freiwilligenpro¬ 
gramms der Vereinten Nationen entsprechend auf das Sekreta¬ 
riat des Übereinkommens angewendet werden** (Dokument 
FCCC/SBI/1996/9, Absatz 66 (c)), 

in der Erwägung, daß das Nebenorgan für die Durchführung 
des Übereinkommens in diesen Schlußfolgerungen ebenfalls 
beschloß, im oben genannten Abkommen insbesondere festzu¬ 
legen, daß dem Sekretariat des Übereinkommens im GastlarKi 
die Rechtsfähigkeit und die Vorrechte und Immunitäten gewährt 
werden, die für die wirksame Erfüllung seiner Aufgaben nach 
dem Übereinkommen notwendig sind und daß die Vertreter der 
Vertragsparteien des Übereinkommens und der Beobachterstaa¬ 
ten sowie die Bediensteten des Sekretariats des Übereinkom¬ 
mens ebenfalls die Vorrechte und Immunitäten genießen sollen, 
die zur unabhängigen Ausübung ihrer Aufgaben nach dem Über¬ 
einkommen notwerKlig sind, 

in dem Wunsch, ein Abkommen über Fragen zu schließen, die 
sich aus der entsprechenden Anwendung des Abkommens zwi¬ 
schen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinten Natio¬ 
nen über den Sitz des Freiwilligenprogramms der Vereinten 
Nationen auf das Sekretariat des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen ergeben - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestiminungen 

Im Sinne dieses Abkommens gelten die folgenden Begriffsbe¬ 
stimmungen: 

si „UNV-Sitzabkommen** bezeichnet das am 10. November 
1995 geschlossene Abkommen zwischen den Vereinten 
Nationen und der Bundesrepublik Deutschland über den Sitz 
des Frelwilligenprogramms der Vereinten Nationen und den 
Notenwechsel desselben Datums zwischen dem Administra¬ 
tor des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen und 
dem Ständigen Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 


Whereas the United Nations acknowledges that the offer of the 
Federal RepuUic of Germany to provide premises in Bonn to the 
secretariat of the United Nations Framework Convention on Cll- 
mate Change, free of rent and on a permanent basis, has been 
accepted by the Conference of the Parties to that Convention; 


Whereas the Convention secretariat and the Government of 
the Federal Republic of Germany intend to make appropriate 
arrangements specifying the particuiar elements contained in the 
latter’s offer to host the Convention secretariat; 


Whereas the offer of the Federal Republic of Germany, as con¬ 
tained in documents A/AC.237/Misc.45, A/AC.237/79/Add.4 and 
A/AC.237/91, fnter alia, expresses the interest of the Government 
of the Federal Republic of Germany in concluding an agreement 
to host the secretariat of the United Nations Framework Conven¬ 
tion on Climate Change, that would ensure the avaitability of all 
the necessary facilities in the Federal Republic of Germany to 
enable the Convention secretariat to perform its functions; 


Whereas the Subsidiary Body for Implementation of the Con¬ 
vention, at its second session held at Geneva, Switzerlar>d, in 
conclusions adopted at its 6th meeting on ß March 1996, 
requested that **the Executive Secretary after Consulting Its 
Chairman and Officers to enter into an appropriate agreement 
required for the effective discharge of the secretariat’s functions 
In the Federal Republic of Germany, that applles to the Conven¬ 
tion secretariat, mutatis mutandis, the terms of the Agreement 
signed on 10 November 1995 by the United Nations and the Fed¬ 
eral Republic of Germany regarding the Headquarters of the 
United Nations Volunteers Programme* (document FCCC/ 
SBI/1996/9, Paragraph 66(c)); 


Whereas, in the same conclusions the Subsidiary Body for 
Implementation also concluded that the agreement referred to 
above should, in particuiar, reflect that in the host countiy the 
Convention secretariat should possess such legal capacity and 
enjoy such Privileges and immunities as are necessary for the 
effective di^arge of its functions under the Convention, and 
that the repräsentatives of the Parties and Observer States to the 
Convention as well as officials of the Convention secretariat 
should similarly enjoy such Privileges and immunities as are ne¬ 
cessary for the ir>def^dent exercise of thelr functions under the 
Convention; 


Desiring to conclude an Agreement regulating matters arising 
from the applicablllty, mutatis mutandis, of the Agreement 
between the United Nations and the Federal Republic of Ger¬ 
many conceming the Headquarters of the United Nations Volun¬ 
teers Programme to the secretariat of the United Nations Frame¬ 
work Convention on Climate Change - 

hlave agreed as follows: 

Articlel 

Definitions 

For the purpose of the present Agreement, the foltowing de- 
finitions shall appty: 

eO **the UNV Headquarters Agreement” means the Agreement 
between the United Nahons arnj the Federal Republic of 
Germany conceming the Headquarters of the United Nations 
Volunteers Programme concluded on 10 November 1995, 
and the Exchange of Notes of the same date between the 
Administrator of the United Nations Development Pro¬ 
gramme and the Permanent Representative of Germany to 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 22, ausgegeben zu Bonn am 3. Juni 1997 


1057 


bei den Vereinten Nationen über die Auslegung einzelner 
Bestimmungen des Abkommens (das Abkommen und der 
Austausch der Noten sind als Anlage beigefügt); 

b) „Übereinkommen“ bezeichnet das am 9. Mai 1992 in New 
York angenommene Rahmenübereinkommen der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen; 

c) „Konferenz der Vertragsparteien“ bezeichnet die Konferenz 
der Vertragsparteien des Übereinkommens als oberstes Gre¬ 
mium des Übereinkommens nach dessen Artikel 7; 

d) „Sekretariat des Übereinkommens“ bezeichnet das nach 
Artikel 8 des Übereinkommens eingesetzte Sekretariat; 

e) „Nebenorgan für die Durchführung des Übereinkommens“ 
bezeichnet das nach Artikel 10 des Übereinkommens einge¬ 
setzte Nebenorgan; 

f) „Exekutivsekretär“ bezeichnet den vom Generalsekretär der 
Vereinten Nationen nach Konsultation mit der Konferenz der 
Vertragsparteien durch deren Büro ernannten Leiter des 
Sekretariats des Übereinkommens (Beschluß 14/CP.1, 
Absatz 7); 

g) „Bedienstete des Sekretariats des Übereinkommens“ be¬ 
zeichnet den Exekutivsekretär sowie alle Mitglieder des Per¬ 
sonals des Sekretariats des Übereinkommens, unabhängig 
von ihrer Staatsangehörigkeit, mit Ausnahme derjenigen, die 
vor Ort eingestellt werden und auf Stundenbasis bezahlt wer¬ 
den; 

h) „Sitz“ bezeichnet die Räumlichkeiten, die dem Sekretariat 
des Übereinkommens nach diesem Abkommen oder einem 
anderen Zusatzabkommen mit der Regierung der Bundes¬ 
republik Deutschland zur Verfügung gestellt und von ihm in 
Besitz genommen und genutzt werden. 

Artikel 2 

Zweck und Geltungsbereich des Abkommens 

Dieses Abkommen regelt Angelegenheiten, die mit der ent¬ 
sprechenden Anwendung des UNV-Sitzabkommens auf das 
Sekretariat des Übereinkommens Zusammenhängen oder sich 
daraus ergeben. 

Artikels 

Anwendung des UNV-Sitzabkommens 

(1) Das UNV-Sitzabkommen wird nach diesem Abkommen 
entsprechend auf das Sekretariat des Übereinkommens ange¬ 
wandt. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 ist nach diesem Abkommen 
eine Bezugnahme auf 

a) die „Vereinten Nationen“ in Artikel 19 Absatz 2, Artikel 23 und 
hinsichtlich des Artikels 26 Absatz 1 Buchstabe a des UNV- 
Sitzabkommens als das Sekretariat des Übereinkommens 
beziehungsweise als die Konferenz der Vertragsparteien zu 
verstehen; 

b) „UNV“ in Artikel 5 Absatz 2 sowie in den Artikeln 7, 8, 9,10, 
11, 12, 14, 17, 21 und 26 des UNV-Sitzabkommens als das 
Sekretariat des Übereinkommens zu verstehen; 

c) den „Exekutivkoordlnatof“ in den Artikeln 8.11,14,19 Absatz 3 
sowie in den Artikeln 20,21 und 22 des UNV-Sitzabkommens 
als der Exekutivsekretär zu verstehen; 

d) die „Vertreter der Mitglieder“ im gesamten UNV-Sitzabkom¬ 
men als der Begriff zu verstehen, der die Vertreter der Ver¬ 
tragsparteien und der Beobachterstaaten des Übereinkom¬ 
mens umfaßt; 

e) „Bedienstete des Programms“ oder „Bedienstete“ im gesam¬ 
ten UNV-Sitzabkommen als Bedienstete des Sekretariats des 
Übereinkommens zu verstehen; 


the United Nations conceming the Interpretation of certaln 
provisions of the Agreement (the Agreement and Exchange of 
Notes are appended in the Annex); 

b) “the Convention” means the United Nations Framework Con¬ 
vention on Climate Change adopted at New York on 9 May 
1992; 

c) “the Conference of the Parties” means the Conference of the 
Parties to the Convention, the supreme body of the Conven¬ 
tion, under Article 7 thereof; 

d) “the Convention secretariat” means the secretariat estab- 
lished under Article 8 of the Convention; 

e) “the Subsidiary Body for Implementation" means the sub- 
sidiary body established under Article 10 of the Convention; 

f) “the Executive Secretary” means the head of the Convention 
secretariat appointed by the Secretary-General of the United 
Nations, after consultation with the Conference of the Parties 
through its Bureau (decision 14/CP.1, paragraph 7); 

g) “Officials of the Convention secretariat” means the Executive 
Secretary and all members of the staff of the Convention 
secretariat, irrespective of nationality, with the exception of 
those who are locally recruited and assigned to hourly rates; 


h) “Headquarters” means the premises made available to, 
occupied and used by the Convention secretariat in accord- 
ance with this Agreement or any other supplementary 
Agreement with the Government of the Federal Republlc of 
Germany. 

Article 2 

Purpose and scope of the Agreement 

This Agreement shall regulate matters relating to or arising out 
of the applicability, mutatis mutandis, of the UNV Headquarters 
Agreement to the Convention secretariat. 

Article 3 

Application of the UNV Headquarters Agreement 

(1) The UNV Headquarters Agreement shall be applicable, 
mutatis mutandis, to the Convention secretariat in accordance 
with the provisions of the present Agreement. 

(2) Without prejudice to the provisions in paragraph 1 above, 
for the purposes of the present Agreement the references to: 

a) “the United Nations”, in Article 19 paragraph 2, Article 23, 
and with respect to Article 26 paragraph 1(a), of the UNV 
Headquarters Agreement, shall be deemed to mean the Con¬ 
vention secretariat or the Conference of the Parties, as 
appropriate; 

b) “the UNV", in Article 5 paragraph 2, anö in Articles 7,8.9.10, 
11, 12, 14, 17, 21 and 26 of the UNV Headquarters Agree¬ 
ment, shall be deemed to mean the Convention secretariat; 

c) “the Executive Coordinator”, in Articles 8, 11, 14, 19 para¬ 
graph 3, and in Articles 20,21 and 22 of the UNV Headquar¬ 
ters Agreement, shall be deemed to mean the Executive Sec¬ 
retary; 

d) “the representatives of Members”. throughout the UNV 
Headquarters Agreement, shall be deemed to include the 
representatives of Parties and of Observer States to the Con¬ 
vention; 

e) “officials of the Programme” or “officials”, throughout the 
UNV Headquarters Agreement, shall be deemed to mean offi¬ 
cials of the Convention secretariat; 
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f) „Personen“ in den Artikeln 20 und 21 des UNV>Sltzabkommens 
als der Begriff zu verstehen, der alle in diesem Abkommen 
genannten Personen umfaßt, einschiießtich der beim Sekreta¬ 
riat des Übereinkommens beschäftigten Praktikanten; 

g) „Vertragspartei“ oder „Vertragsparteien“ in Artikel 19 Absatz 3 
so\wie in den Artikeln 24 und 26 Absatz 2 des UNV-Sitzab- 
kommens die Vertragsparteien dieses Abkommens zu ver¬ 
stehen; 

h) „Sitzgelände“ im gesamten UNV-Sitzabkommen als Sitz des 
Sekretariats des Übereinkommens zu verstehen. 

(3) Unbeschadet des Artikels 21 des ÜNV-Sitzabkommens 
sind auch Regelungen zu treffen, um sicherzustellen, da6 den 
Personen, die im Rahmen des Übereinkommens für eine amt- 
liche Tätigkeit in das Gastland einreisen, etwa erforderliche Visa 
und Einreiseerlaubnisse und -genehmigungen am Ort der Einrei¬ 
se in die Bundesrepublik Deutschland erteilt werden, wenn diese 
Personen sie vor Ihrer Ankunft in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land nicht anderweitig erhalten konnten. 

Artikel 4 
Rechtsfähigkeit 

(1) Das Sekretariat des Übereinkommens besitzt im Gastland 
die Rechtsfähigkeit, 

a) Verträge zu schließen, 

b) bewegliches und unbewegliches VemnÖgen zu erwerben und 
zu veräußern, 

c) vor Gericht zu stehen. 

(2) Für die Zwecke dieses Artikels wird das Sekretariat des 
Übereinkommens durch den Exekutivsekretär vertreten. 

Artikels 

Immunität der für das 
Übereinkommen amtlich tätigen Personen 

Unbeschadet der diesbezüglichen Bestimmungen des UNV- 
Sitzabkommens genießen alle in amtlicher Eigenschaft zur Teil¬ 
nahme an den Tätigkeiten des Übereinkommens eingeladenen 
Personen Immunität von der Gerichtsbarkeit hinsichtlich ihrer 
mündlichen oder schriftlichen Äußerungen und hinsichtlich aller 
ihrer in amtlicher Eigenschaft vorgenommenen Handlungen. 
Diese Immunität bleibt auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit 
bestehen. Ihnen wird auch Unverletzlichkeit aller Papiere und 
Schriftstücke gewährt. 

Artikel 6 

SchluBbestimmungen 

(1) Dieses Abkommen ergänzt das UNV-Sitzabkommen. 
Soweit sich eine Bestimmung dieses Abkommens und eine 
Bestimmung des UNV-SItzabkommens auf denselben Gegen¬ 
stand beziehen, ist jede dieser Bestimmungen anwendbar und 
schränkt keine die Gültigkeit der anderen ein. 

(2) Dieses Abkommen kann jederzeit auf Ersuchen einer Ver¬ 
tragspartei dieses Abkommens in gegenseitigem Einvernehmen 
geändert werden. 

(3) Dieses Abkommen tritt zwölf Monate nach dem Tag außer 
Kraft, an dem eine der Vertragsparteien den anderen schriftlich 
ihren Beschluß anzeigt, das Abkommen zu beenden. Das 
Abkommen bleibt jedoch für einen weiteren Zeitraum in Kraft, der 
gegebenenfalls für die ordnungsgemäße Abwicklung der Tätig¬ 
keit des Sekretariats des Übereinkommens in der Bundesre¬ 
publik Deutschland und die Veräußerung seines dortigen Vermö¬ 
gens sowie für die Beilegung etwaigei: Streitigkeiten zwischen 
den Vertragsparteien zu diesem Abkommen benötigt wird. 


f) “persons”, in Articles 20 and 21 of the UNV Headquarters 
Agreement, shall be deemed to include all persons referred to 
in the present Agreement, including interns of the Convention 
secretariat; 

g) “the Party” or “Parties”, in Articte 19 paragraph 3, and in Art¬ 
icles 24 and 26 paragraph 2. of the UNV Headquarters Agree¬ 
ment, shall be deemed to mean the Parties under the present 
Agreement; 

h) “the Headquarters district”, throughout the UNV Headquar¬ 
ters Agreement, sheül be deemed to mean the Headquarters 
of the Convention secretariat. 

(3) Without prejudice to the provisions in Article 21 of the UNV 
Headquarters Agreement, arrangements shall also be made to 
ensure that visas, entry permits or licenses, where required for 
persons entering the host country on official business of the Con¬ 
vention, are delivered at the port of entry to the Federal Republic 
of Germany, to those persons who were unable to obtain them 
elsewhere prior to their arrival. 

Article 4 
Legal capacity 

(1) The Convention secretariat shall possess in the host coun¬ 
try the legal capacity: 

a) tocontract; 

b) to acquire and dispose of movable and immovable property; 

c) to Institute legal proceedings. 

(2) For the purpose of this Article, the Convention secretariat 
shall be represented by the Executive Secretary. 


Article 5 

Immunity of persons on 
officiat business of the Convention 

Without prejudice to the pertinent provisions of the UNV 
Headquarters Agreement, all persons invited to participate in the 
official business of the Convention shall enjoy immunity from 
legal process in respect of words spoken or written and alt acts 
performed by them in their official capacity. Such immunity shall 
continue to be accorded after termination of their business. They 
shall also be accorded inviolability for all papers and documents. 


Article 6 
Final provisions 

(1) The provisions of this Agreement shall be complementary 
to the provisions of the UNV Headquarters Agreement. Insofar as 
any Provision of this Agreement and any Provision of the UNV 
Headquarters Agreement relate to the same subject matter, each 
of these provisions shall be applicable and neither shall narrow 
the effect of the other. 

(2) This Agreement may be amended by mutual consent at any 
time at the request of any Party to the present Agreement. 

(3) The present Agreement shall cease to be In force twelve 
months after any of the Parties gives rK)tice in writirig to the 
others of its decision to terminate the Agreement. This Agree¬ 
ment shall, however, remaln in force for such an additional peri- 
od as might be necessary for the orderfy cessation of activities of 
the Convention secretariat in the Federal Republic of Germany 
and the disposition of its property therein, and the resolution of 
any dispute between the Parties to the present Agreement 
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(4) Alle Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien über die 
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens, die nicht gütlich 
betgelegt werden können, werden nach den in Artikel 26 Absatz 2 
des UNV-Sitzabkommens vorgesehenen Verfahren beigelegt. 

(5) Dieses Abkommen wird gegebenenfalls vom Tag seiner 
Unterzeichnung an bis zur Erfüllung der in Absatz 6 genannten 
förmlichen Voraussetzungen für sein Inkrafttreten vorläufig ange¬ 
wendet. 

(6) Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, der auf den 
Eingang, der letzten der Notifikationen folgt, durch welche die 
Vertragsparteien einander die Erfüllung ihrer jeweiligen förm¬ 
lichen Voraussetzungen mitgeteilt haben. 


Geschehen zu Bonn, am 20. Juni 1996, in drei Urschriften, 
jede in deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


(4) Any dispute between the Parties conceming the Interpreta¬ 
tion or application of this Agreement, which cannot be settied 
amicably, shall be resolved in accordance with the procedures 
under Article 26 paragraph 2, of the UNV Headquarters Agree¬ 
ment. 

(5) The provisions of this Agreement shall be applied provi- 
sionally as from the date of signature, as appropriate, pending 
the fulfilment of the formal requirements for its entry Into force 
referred to in paragraph 6 below. 

(6) This Agreement shall enter into force on the day following 
the date of receipt of the last of the notifications by which the 
Parties will have informed each other of the completion of their 
respective formal requirements. 


Done in Bonn, on 20 June 1996, in triplicate, in the German 
and the English languages, both texts being equally authentic. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
For the Government of the Federal Republic of Germany 

Kinkel 

Angela Merkel 

Für die Vereinten Nationen 
For the United Nations 

Boutros Boutros-Ghali 

Für das Sekretariat des Rahmenübereinkommens 
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 
For the secretariat of the United Nations 
Freimework Convention on Climate Change 

Michael Zammit Cutajar 
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Verordnung 

zur Revision 1 der ECE-Regelung Nr, 51 
über einheitliche Bedingungen für die Genehmigung 
der Kraftfahrzeuge mit mindestens vier Rädern hinsichtlich ihrer Gerauschemissionen 

(Verordnung zur Revision 1 der ECE-Regelung Nr. 51) 

Vom 24. April 1997 

Auf Grund des Artikels 3 des Gesetzes vom 12. Juni 1965 zu dem Überein¬ 
kommen vom 20. März 1958 über die Annahme einheitlicher Bedingungen für 
die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und Telle von Kraftfahrzeugen 
und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung (BGBl. 1965 II 
S. 857), der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1968 (BGBl. 1968 II 
S. 1224) eingefügt worden ist, verordnet das Bundesministerium für Verkehr nach 
Anhörung der zuständigen obersten Landesbehörden; 

Artikel 1 

Die nach Artikel 12 des Übereinkommens vom 20. März 1958 angenommene 
Revision 1 der ECE-Regelung Nr. 51 über einheitliche Bedingungen für die 
Genehmigung der Kraftfahrzeuge mit mindestens vier Rädern hinsichtlich ihrer 
Geräuschemissionen wird hiermit In Kraft gesetzt. Der Wortlaut der Revision 1 
der Regelung wird mit einer amtlichen deutschen Übersetzung als Anhang zu 
dieser Verordnung veröffentlicht.*) 


Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 18. April 1995 in Kraft. 

(2) Die ECE-Regelung Nr. 51 (BGBl, 1994 tl S. 3) Ist am 18. April 1995 außer 
Kraft getreten. 

(3) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer Kraft, an dem die Revision 1 der 
ECE-Regelung Nr. 51 für die Bundesrepublik Deutschland außer Kraft tritt. Der 
Tag des Außerkrafttretens ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 24. April 1997 

Der Bundesminister für Verkehr 
Wissmann 


*) Die Revision 1 der ECE-Regeiung Nr. 51 wird als Anlageband zu dieser Ausgabe des Bundesgesetzblatts aus* 
gegeben. Abonnenten des Bundesgesetzblatts Teil ii wird der AnlagebarKi auf Anforderung gemäB den Bezugs¬ 
bedingungen des Verlags übersandt. 








